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Die Reihe »Angewandte Sexualwissenschaft« sucht den Dialog:
Sie ist interdisziplinär angelegt und zielt insbesondere auf die

Verbindung von Theorie und Praxis. Vertreter_innen aus wissenschaft-
lichen Institutionen und aus Praxisprojekten wie Beratungsstellen und
Selbstorganisationen kommen auf Augenhöhe miteinander ins Ge-
spräch. Auf diese Weise sollen die bisher oft langwierigen Transferpro-
zesse verringert werden, durch die praktische Erfahrungen erst spät in
wissenschaftlichen Institutionen Eingang finden. Gleichzeitig kann die
Wissenschaft so zur Fundierung und Kontextualisierung neuer Kon-
zepte beitragen.

Der Reihe liegt ein positives Verständnis von Sexualität zugrunde.
Der Fokus liegt auf der Frage, wie ein selbstbestimmter und wertschät-
zender Umgang mit Geschlecht und Sexualität in der Gesellschaft ge-
fördert werden kann. Sexualität wird dabei in ihrer Eingebundenheit in
gesellschaftliche Zusammenhänge betrachtet: In der modernen bürger-
lichenGesellschaft ist sie ein Lebensbereich, in dem sichGeschlechter-,
Klassen- und rassistische Verhältnisse sowie weltanschauliche Vorgaben
– oft konflikthaft – verschränken. Zugleich erfolgen hier Aushandlun-
gen über die offene und Vielfalt akzeptierende Fortentwicklung der
Gesellschaft.
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Vorwort

Das Buch entstand auf Basis langjähriger Erfahrungen in der verband-
lichen Jugendarbeit und verbundenmit einem Studium der Sexualpäd-
agogik und Familienplanung (heute: Angewandte Sexualwissenschaft)
an derHochschuleMerseburg, das ich 2011 abschloss. Zumeinen Auf-
gaben als Jugendreferentin gehörten neben der Verantwortung für die
pädagogische Gruppen- und Freizeitarbeit auch die Begleitung und
Ausbildung von ehrenamtlich Mitarbeitenden. Unter dem Eindruck
der Aufdeckungen langjährigen sexuellen Missbrauchs an einigen In-
ternaten, der mit den Ereignissen verbundenen Verunsicherungen von
Fachkräften in der Jugendverbandsarbeit und der Konfrontation mit
Fragen des Umgangs mit dem Kinderschutz im eigenen Verband, sah
und sehe ich den Bedarf der Veröffentlichung dieser aktuellen praxis-
und bedarfsorientierten Handreichung. Sie enthält viele Hinweise und
richtet sich insbesondere an Fachkräfte und ehrenamtlich Tätige im
Bereich der verbandlichen Jugendarbeit.

2010 gab es viele Überlegungen zu dem Thema. Wenige beschäf-
tigten sich allerdings mit der verbandlichen Jugendarbeit. Das änderte
sich in den darauffolgenden Jahren, in denen einige Bücher undHand-
reichungen entstanden.

Gesetzliche Änderungen, unter anderem die Einführung des Bun-
deskinderschutzgesetzes, sind bei der Überarbeitung aufgenommen
worden. Auch findet der §72a SGB VIII ausführliche Beachtung –
auch über die Frage von Führungszeugnissen für ehrenamtlich Mitar-
beitende in derKinder- und Jugendhilfe hinausgehend.Heute spielt der
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Bereich der Führungszeugnisse oftmals eine größere Rolle in der ver-
bandlichen Jugendarbeit als die Handlungskonzepte bei Verdacht auf
Kindeswohlgefährdung. Das mag daran liegen, dass Institutionen der
verbandlichen Jugendarbeit in denmeisten Fällen keineTräger vonEin-
richtungen und Diensten sind und damit keine Vereinbarungen nach
§8a SGB VIII mit dem öffentlichen Jugendhilfeträger abschließen.

Kindesmisshandlung, Gewalt gegen Kinder, sexuelle Grenzverlet-
zungen und Missbrauch umspannen ein weites Themenfeld mit vielen
angrenzenden Bereichen, die in der vorliegenden Publikation ange-
passt gewichtet sind, gerade unter der Prämisse, gut für die Schu-
lungsarbeit im Verband geeignet zu sein. Ein großer Teil der Arbeit
beschäftigt sich mit der Auseinandersetzung mit dem Gesetzestext des
§8a SGB VIII und den zugehörigen Kommentaren. Historisch gese-
hen ist der Kinderschutz noch nicht sehr alt, darum umso interessanter
ist dessen Entwicklung bis zum heutigen Tag. Die Auseinandersetzung
hiermit ist eine Grundlage für die Vermittlung der Inhalte innerhalb
der Schulungsarbeit.

KeineBeachtung findethingegenderBereichder»FrühenHilfen«.
Hierzu gibt es viel Literatur, was daran liegt, dass im Kleinkindalter
Vernachlässigung und Gefährdung des Kindeswohls gravierendere Fol-
gen – bis hin zum Tod – haben kann; das gilt nicht unbedingt für das
Jugendalter. Die Zielgruppen verbandlicher Jugendarbeit sind in der
Regel Kinder und Jugendliche ab dem sechsten Lebensjahr, in wenigen
Fällen sind sie jünger. Freizeiten mit externer Übernachtung werden
häufig ab dem achten Lebensjahr angeboten.

Nicht abgeschlossen ist die Auseinandersetzung mit der Thematik
der Kindeswohlgefährdung und sexualisierten Gewalt im Jugendalter.
In der verbandlichen Jugendarbeit sind Jugendliche Teilnehmende und
MitarbeitendeundkönnenBetroffene vonGrenzüberschreitungenund
sexualisierter Gewalt innerhalb des Verbandes sein, aber selber auch
Täter_innen werden. Am Ende der Arbeit werden einige Impulse und
Gedanken, die diesen Bereich betreffen, aufgegriffen.

Schutzmaßnahmen innerhalb eines Jugendverbandes müssen auf
Grundlage einer reflektierten Analyse der Organisations- und Ange-
botsstruktur, einer sogenannten Risikoanalyse, individuell entwickelt
werden. Dafür ist ein längerer Prozess erforderlich; die dafür notwendi-
genÜberlegungen finden sich an anderer Stelle – insbesondere möchte

Vorwort
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ich auf den Beitrag »Prävention von sexueller Gewalt im Ehrenamts-
sektor« von Beate Steinbach im SammelbandKompendium»Sexueller
Missbrauch in Institutionen«. Entstehungsbedingungen, Prävention und
Intervention verweisen (Fegert &Wolff, 2015, S. 186–196).

Vorwort
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Rechtliche Grundlagen

Für die Auseinandersetzung mit dem Schutzauftrag bei Kindeswohlge-
fährdung und dem Schutz vor Grenzüberschreitungen und sexualisierter
Gewalt sindnebenden imachtenBuchdes Sozialgesetzbuchs (SGBVIII)
verankerten Paragrafen 8a und 72a verschiedene relevante Gesetzestexte
zu beachten: Zuerst ist der in Artikel 19 der UN-Kinderrechtskon-
vention beschriebene Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung und
Verwahrlosung zu erwähnen. Aber auch das im Grundgesetz verankerte
Elternrecht auf Erziehung und Pflege des Kindes nach Art. 6 Abs. 2 ist
bedeutsam. Darüber obliegt dem Staat das sogenannte »Wächteramt«
nach §1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII. Für das Kinderschutzsystem in Deutsch-
land ist zudemder §1666BGBwichtig, der dieHandlungsmöglichkeiten
des Familiengerichts definiert, Maßnahmen zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen anzuordnen, sofern die Eltern nicht gewillt oder fähig
sind, das Wohl des Kindes zu gewährleisten (vgl. Kindler, 2007, S. 5).
Schließlich ist der §1631Abs. 2 desBGBrelevant. SeineGeschichte ist im
Zusammenhang mit demKindeswohl erhellend. So wandelte er sich von
1900bis 2000 (vgl.Tabelle 1) von einemausdrücklichenRechtdesVaters,
»angemesseneZuchtmittel gegendasKind«anzuwenden, zu demRecht
des Kindes »auf gewaltfreie Erziehung« (vgl. Maywald, 2014, S. 7f.).

1958 ImZuge desGleichberechtigungsgesetzes wurde das aus-
drückliche Recht des Vaters, seine Kinder zu erzieheri-
schen Zwecken zu schlagen, ersatzlos gestrichen, weil es
nicht gleichermaßen der Mutter zuerkannt war!
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1980 Die Passage »Entwürdigende Erziehungsmaßnahmen
sind unzulässig« wurde eingefügt. Damit waren körper-
liche Bestrafungen gemeint, die das Selbstwertgefühl des
Kindesmassiv verletzenund eineEntwürdigungundDe-
mütigung darstellen.

1998 »Entwürdigende Erziehungsmaßnahmen, insbesondere
körperliche und seelischeMisshandlungen, sind unzuläs-
sig.« Mit der Erweiterung und Zuspitzung wurde den
Erkenntnissen Rechnung getragen, dass weiterhin Kin-
dern elterliche Gewalt angetan wurde, die gerechtfertigt
wurde, indem eine Unterscheidung zwischen entwürdi-
genden und nichtentwürdigenden Erziehungsmaßnah-
men getroffen wurde.

2000 »Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung.
Körperliche Bestrafung, seelische Verletzung und andere
entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.« Mit der
Verabschiedung des »Gesetzes zur Ächtung der Gewalt
in der Erziehung und zur Änderung des Kindesunter-
haltsrechts« wurde im November 2000 auch der Abs. 2
des §1631 BGB neu gefasst. Mit dem §16 Abs. 1 Satz 3
SGB VIII wurde parallel auch die Förderung der Erzie-
hung in der Familie um die Aufgabe erweitert, Familien
in Konfliktsituationen einen gewaltfreien Weg aufzu-
zeigen mit dem Ziel, Eltern zu begleiten und nicht zu
ächten.

Tabelle 1: Übersicht über zentrale gesetzliche Veränderungen des §1631 Abs. 2

BGB

RechtlicheUnterscheidungen zwischenKindernundErwachsenengibt
es auch heute noch – Kinder werden von Erwachsenen weniger ernst
genommen –, dennoch haben Kinder in ihrer rechtlichen Stellung, be-
sonders durch die Beachtung der UN-Kinderrechtskonvention, eine
Aufwertung erfahren. Die Tatsache, »Kinder als Subjekte und Trä-
ger eigener Rechte anzusehen und Gewalt in der Erziehung nicht
zuzulassen, ist historisch neu und auch heute im Bewusstsein vieler Er-
wachsener nicht fest verankert« (Maywald, 2014, S. 5). Das wird etwa

Rechtliche Grundlagen
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dadurch deutlich, dass in der Bundesrepublik Deutschland erst 1990
entsprechende rechtliche Regelungen eingeführt wurden – zentral ist
hier das Inkrafttreten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGBVIII).
Im SGB VIII werden Kinder und Jugendliche ausdrücklich als Träger
eigener Rechte benannt.Heute sichern internationale und bundesweite
Rechte Kindern und Jugendlichen das Recht auf Schutz vor Gefahren
zu. Auch, dass das Elternrecht der alleinigen Erziehung und Pflege aus-
drücklich dem Schutz und zumWohle des Kindes dienen soll, stand bis
vor wenigen Jahren nicht explizit im Gesetzestext.

Der Schutz der Kinder vor Gefahren und Missbrauch ist eng mit
der Stellung des Kindes in der zeitgenössischen Pädagogik verknüpft.
So wurde die Kindheit als ein eigenständiger Lebensabschnitt erst im
Zeitalter der Aufklärung »entdeckt«. Die weitergehende historische
Dimension der Entwicklung der Kindheit soll aber nicht Inhalt des
Buches sein. Im Folgenden wird nur summarisch auf die Historie der
jüngeren Vergangenheit eingegangen. Schwerpunkt wird die histori-
sche Entwicklung derUN-Kinderrechtskonvention sein. Anschließend
werden insbesondere die bezüglich des Kinderschutzes bedeutsamen
Inhalte des SGB VIII fokussiert. Die §§8a und 72a SGB VIII finden
dabei besondere Beachtung.

1. Summarisch: DerWeg zumKinder- und
Jugendhilfegesetz (SGB VIII)

Was wir heute unter Kindesmisshandlung verstehen, gehörte bis ins
20. Jahrhundert zum Teil zu den gängigen pädagogischen Umgangs-
weisen mit Kindern und Jugendlichen. Die Maßnahmen zielten auf
die gewaltsame Unterwerfung und Disziplinierung der Kinder ab.
Frank Meier beschreibt jedoch, dass auch schon im Mittelalter – ich
beziehe mich hier ausschließlich auf das lateinische Mittelalter, im ara-
bischen Mittelalter gab es darüber hinausgehende Betrachtungen –
unterschiedlicheAnsichten über Erziehungsmethoden und -mittel vor-
handen waren. So sprach Jean Carlier Gerson (1363–1429) von einer
Erziehung »vom Wesen des Kindes her und trat für einen partner-
schaftlichenUmgang ein« (Meier, 2006, S. 136). VerschiedeneDichter
und Denker (z.B. F. Schiller, Chr. M. Wieland, J.W. v. Goethe) be-

1. Summarisch: DerWeg zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII)
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schrieben den Zusammenhang von körperlicher Züchtigung und der
seelischen Entwicklung des Menschen. Die negativen Folgen der Ge-
waltausübung für den Charakter des Menschen waren schon vor dem
20. Jahrhundert bekannt (vgl. ebd., S. 137). Es gab aber auch andere
Stimmen, welche die »harte Hand« bei der Erziehung als notwendig
ansahen und die Rute als Mittel derWahl bei Ungehorsam empfahlen.
Um Kindern gute Sitten zu vermitteln, waren Einschüchterung und
Drohung ebenso an derTagesordnungwieZüchtigungen. SowarenBil-
der und in Sandstein gehauene Szenen an Kircheneingängen tägliche
Mahnung zur Gehorsamkeit gegenüber den Eltern, besonders gegen-
über dem Vater, unter dessen Gewalt die Kinder standen (vgl. ebd.,
S. 138ff.).

Das 19. Jahrhundert gilt als Beginn der neuen Pädagogik. Politisch
war die Zeit von Revolutionen in Europa geprägt. Auf gesellschaftspo-
litischer Ebene bereiteten Reformen den modernen Verwaltungsstaat
vor. Familienformen wurden vielfältiger, Familie veränderte und ver-
bürgerlichte sich, wobei weiterhin patriarchale Strukturen herrschten
und dem Gesetz des Vaters Folge zu leisten war. Die Kinder unterstan-
den der»väterlichenGewalt, die zugleich einMacht-, Verantwortungs-
undAbhängigkeitsverhältnis begründete« (Hoyer, 2015, S. 53).Neben
den bürgerlichen Familien und den Arbeiterfamilien in den Städten
gab es auf dem Land die großbäuerlichen Familien, bei welchen die
Mehrgenerationenhaushaltemit strengenpatriarchalen Strukturen vor-
herrschte, in dem auch die strenge Erziehung mit körperlichen Züchti-
gungen ihren Platz hatte. Die Bauernbefreiung ermöglichte eine neue
Lebensform: die der Landarbeiterfamilien. Sie lebten in ökonomischer
Abhängigkeit zu den Landwirtschaftsbetrieben und waren ähnlich wie
die bürgerliche Familie von der Trennung vonHaus und Arbeit betrof-
fen. Familie war hier, entgegen den großbäuerlichen Familien, auf die
Kernfamilie begrenzt (vgl. ebd., S. 84f.). Die Veränderungen in den Fa-
milien wirkten sich in der Folgezeit unterschiedlich auf die Kinder und
deren Rechte und Pflichten in Bezug auf den familiären Lebensunter-
halt aus. »Je härter die Versorgungsnot wurde, desto mehr Buben und
Mädchen mussten bei der Feldarbeit, in der Hauswirtschaft und den
Alltagsverrichtungen anpacken« (ebd., S. 107).

EinWendepunkt in der Erziehung und imVerständnis auf demWeg
zu einer gewaltfreien Erziehung war am Ende des 19. Jahrhunderts. Die

Rechtliche Grundlagen
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bis dahin gängige wissenschaftsorientierte Vermittlung der Lerninhal-
te in den Schulen wurde in unterschiedlicher Weise reformiert und es
entstanden nach 1900 vielfältige neue methodische Ansätze, die eine
handlungsorientierte und ganzheitliche Vermittlung von Wissen ver-
folgten. In den Folgejahren entstand daraus die reformpädagogische
Bewegung. Ihre Fürsprecher forderten einheitlich, wenn auch mit un-
terschiedlichen Denkansetzen und Zielen, »eine kinderfreundlichere
Schule, die der Selbsttätigkeit und dem spezifischen Lernverhalten von
Heranwachsenden Rechnung trage« (ebd., S. 131). 1900 erklärte die
schwedische Pädagogin Ellen Key (1849–1926) das 20. Jahrhundert
mit ihrem gleichnamigen Buch zum Jahrhundert des Kindes. Durch die
deutsche Übersetzung im Jahr 1902 fanden ihre Ansichten große Be-
achtung. Sie schreibt über dieVerantwortung zuBeginn des neuen Jahr-
hunderts, von der Aufgabe, Erziehung von Kindern und Jugendlichen
als »höchste Angelegenheit des Volkes« (Key, 1902, S. 8) anzusehen,
da sie die Zukunft sind. Gleichzeitig kritisiert sie, dass »in Wirklich-
keit […] sowohl in der Familie wie in den Schulen und im Staate ganz
andere Werte in den Vordergrund gestellt« (ebd.) werden. Neben al-
ler Kritik zu ihrer ausgrenzenden und eugenischen Haltung gegenüber
Kindern, die physisch unheilbare Krankheiten undMissbildungen hat-
ten, war sie dennoch durch ihre Forderung auf Gewaltverzicht in der
Erziehung eine Vorreiterin zur heutigen Erziehungshaltung. Die Aussa-
ge, dass das 20. Jahrhundert das Jahrhundert desKindes sei, würde heute
nicht mehr getroffen werden, denn es gab nach wie vor Ausbeutung,
Prostitution und gewaltvolle Erziehung von Kindern und auch heu-
te noch sterben täglich Kinder an Unterernährung und vermeidbaren
Erkrankungen. In der Geschichte der Kinderrechte ist das 20. Jahrhun-
dert dennoch die wichtigste Epoche (vgl. Unicef, 2015, S. 1). Einige
wichtige Ereignisse:

Während der Weimarer Republik (1918–1933) kam der Gedanke
auf, dass nicht die soziale Herkunft, sondern die Neigungen und Fähig-
keiten des einzelnen Kindes über den Grad der Bildung entscheiden
sollten. Zur gleichen Zeit wurden die ersten Diskussionen über Kin-
derrechte im Völkerbund geführt. In ganz Europa beschäftigten sich
Menschen mit den Rechten für Kinder. So forderte Janusz Korczak im
Jahr 1919 Grundrechte für Kinder. Sigrid Tschörpe-Scheffler fasst die
Forderungen Korczaks zusammen: Es gehe um das Recht des Kindes

1. Summarisch: DerWeg zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII)

15



»als einmaligerMensch, der keinemEntwurf entsprechenmuss, der Ge-

heimnisse und Träume haben darf, wahrgenommen zu werden […] [und

um das] Recht auf Zeit, auf Raum, auf lebendige Umgangserfahrungen,

auf Trauer und Schmerz, das Mitspracherecht in allen das Kind betref-

fenden Lebensbereichen« (Tschörpe-Scheffler, 2009, S. 31).

Eglantyne Jebb, die Begründerin von »Save the Children Fund« in
England, entwickelte eine Satzung für Kinder und reichte diese zur Ab-
stimmung in den Völkerbund ein. Am 26. September 1924 wurde diese
Charta als Genfer Erklärung verabschiedet. Sie enthielt grundlegende
Rechte des Kindes, hatte jedoch keine rechtliche Verbindlichkeit (vgl.
Unicef, 2015, S. 1):
I. Das Kind soll in der Lage sein, sich sowohl in materieller wie in

geistiger Hinsicht in natürlicherWeise zu entwickeln.
II. Das hungernde Kind soll genährt werden; das kranke Kind soll

gepflegt werden; das zurückgebliebene Kind soll ermuntert wer-
den; das verirrte Kind soll auf den guten Weg geführt werden;
das verwaiste und verlassene Kind soll aufgenommen und unter-
stützt werden.

III. Dem Kind soll in Zeiten der Not zuerst Hilfe zuteil werden.
IV. DasKind soll in die Lage versetztwerden, seinenLebensunterhalt

zu verdienen und soll gegen jede Ausbeutung geschützt werden.
V. Das Kind soll in dem Gedanken erzogen werden, seine besten

Kräfte in den Dienst seiner Mitmenschen zu stellen.1

Der zweiteWeltkrieg setzte die bis dahin erwirkten Vereinbarungen zu
denKinderrechten außerKraft.DerVölkerbund löste sich1946aufund
an seine Stelle trat die Generalversammlung der Vereinten Nationen.

Die Genfer Erklärung von 1924 wurde in der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen im Jahr 1948 wieder aufgegriffen und
diente als Vorbild für die Erklärung über die Rechte des Kindes. Diese
Erklärung wurde am 20. November 1959 alsResolution der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen beschlossen. Mit zehn Grundsätzen
wurden die Rechte des Kindes auf besonderen Schutz bekräftigt und
die Anerkennung von Kindern als Rechtssubjekte mit eigenen Schutz-

1 www.kinderrechtskonvention.info/die-genfer-erklaerung-3336/ (14.05.2016).
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und Anspruchsrechten festgeschrieben. In diesen Grundsätzen finden
sich das Recht auf gesunde und natürliche Entwicklung in Freiheit und
Würde; die Rechte auf ausreichende Ernährung, Wohnung, Erholung
und ärztliche Betreuung; auf ein Aufwachsen in einer Atmosphäre der
Zuneigung und Sicherheit in der Obhut und Verantwortung seiner El-
tern; den Anspruch auf Erziehung und den Schutz vor jeder Art von
Vernachlässigung, Grausamkeit und Ausnutzung (vgl. Erklärung der
Rechte des Kindes, 1959).

1979 wurde als Internationales Jahr des Kindes bestimmt. »Auf
Grundlage einer polnischen Initiative […] wurde eine Arbeitsgruppe
derMenschenrechtskommission bei den VereintenNationen damit be-
auftragt, eine Konvention über die Rechte des Kindes zu erarbeiten«
(Maywald, 2014, S. 6). In 54 Artikeln wurden das völkerrechtlich ver-
bindliche Übereinkommen über die Rechte des Kindes (folgend: UN-
Kinderrechtskonvention)beschrieben und am20.November 1989 in der
44. Vollversammlung der Vereinten Nationen einstimmig verabschie-
det. Unter dem Begriff »Kind« verstehen die Vereinten Nationen in
der UN-Kinderrechtskonvention jedenMenschen, »der das achtzehn-
te Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach
dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt« (UN-
Kinderrechtskonvention, Art. 1). Heute ist die UN-Kinderrechtskon-
vention die höchst ratifizierte UN-Konvention. Bis 2016 haben alle
UN-Staaten–bis auf dieUSA–die von ihrenParlamentennotwendige
Zustimmung zum Beitritt der Kinderrechtskonvention der Vereinten
Nationen gegeben und diesen unterschrieben. Dieser Vertrag ist wie
auch die internationale Menschenrechtscharta von 1959 völkerrecht-
lich bindend, jedoch ist es schwierig, Verstöße dagegen zu ahnden, da
es keine internationale Gerichtsbarkeit gibt (vgl. Fegert et al., 2015,
S. 31). Deutschland gehörte zu den ersten Nationen, welche die UN-
Kinderrechtskonvention am 26. Januar 1990 unterzeichneten. Die not-
wendige Zustimmung von Bundestag und Bundesrat erstreckte sich
durch die kontrovers geführten pädagogischen und politischenDiskus-
sionen über zwei Jahre. Inhalt der Diskussionen war die Uneinigkeit
über die Durchführbarkeit des Partizipationsgedankens und darüber,
obKinder grundsätzlich imBesitz der kognitiven undmoralischenVor-
aussetzungen sind, um sich an Entscheidungsprozessen beteiligen zu
können (vgl. Tshörpe-Scheffler, 2009, S. 32ff.). Am 5. April 1992 trat
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die UN-Kinderrechtskonvention für Deutschland in Kraft. Und damit
ist sie bei Entscheidungen von Behörden und Gerichten zu beachten
(vgl. Fegert et al., 2015, S. 167).

Die Inhalte der Artikel 3 und 12 beschreiben dieses Recht:

»Artikel 3 –Wohl des Kindes

Bei allenMaßnahmen, die Kinder betreffen, […] ist dasWohl des Kindes

ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen.

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksich-

tigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds oder

anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz

und die Fürsorge zu gewährleisten, die zu seinemWohlergehen notwen-

dig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeigneten Gesetzgebungs-

und Verwaltungsmaßnahmen.«

»Artikel 12 – Berücksichtigung des Kindeswillens

Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene

Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind

berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die

Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und

seiner Reife.

Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gege-

ben, in allendasKindberührendenGerichts- oderVerwaltungsverfahren

entweder unmittelbar oder durch einen Vertreter oder eine geeignete

Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften ge-

hört zu werden.«

Insbesondere die vorrangige Berücksichtigung desWohl des Kindes bei
allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, ist in letzter Konsequenz im
deutschen Rechtsystem nicht berücksichtigt, auch wenn im §8 Abs. 1
SGB VIII aufgenommen ist, dass

»Kinder und Jugendliche […] entsprechend ihrem Entwicklungsstand

an allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe

zu beteiligen [sind]. Sie sind in geeigneter Weise auf ihre Rechte im

Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familiengericht und

dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.«
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Reinald Eichholz sieht hier besonders auch die Verwaltungspraxis als
problematisch an, bei deren Entscheidungen viele Interessenslagen be-
rücksichtigt werden, »nicht jedoch den Vorrang des Kindeswohls bei
der Verwirklichung seines Rechts auf chancengleiche Bildung ›ohne je-
de Diskriminierung‹« (Eichholz, 2009, S. 14).

Mit einer Vorbehaltserklärung der Bundesregierung beschnitt
Deutschland die Gültigkeit der in der UN-Kinderrechtskonvention
festgelegtenRechte.Damit gestand es insbesondereKindernohnedeut-
schen Pass nicht die gleichen Rechte zu wie deutschen Kindern.

Das betrifft neben dem schon erwähnten Artikel 3 auch den Ar-
tikel 22, der sich mit der Thematik der Flüchtlingskinder beschäftigt.
Darin heißt es:

»Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustel-

len, dass ein Kind, das die Rechtsstellung eines Flüchtlings begehrt oder

nach Maßgabe der anzuwendenden Regeln und Verfahren des Völker-

rechts oder des innerstaatlichen Rechts als Flüchtling angesehen wird;

angemessenen Schutz und humanitäre Hilfe bei der Wahrnehmung der

Rechte erhält, die in diesem Übereinkommen oder in anderen interna-

tionalen Übereinkünften über Menschenrechte oder über humanitäre

Fragen, denen die genannten Staaten als Vertragsparteien angehören,

festgelegt sind, und zwar unabhängig davon, ob es sich in Begleitung sei-

ner Eltern oder einer anderen Person befindet oder nicht.«

Dieser Vorbehalt wurde erst im Mai 2010 zurückgenommen. Aller-
dings dauerte es noch bis November 2015, bis auch die gesetzlichen
Regelungen zur Verbesserung der Situation von jungen unbegleiteten
Flüchtlingen in Kraft getreten sind.

InDeutschland entstand neben der von der UN geführtenDebatte
eine eigenständige Diskussion über Kinderrechte, die zur Einführung
des SGB VIII führte. Es trat zum 1. Januar 1991 in Kraft und lös-
te das bis dahin geltende Jugendwohlfahrtsgesetz ab.2 Im Gegensatz
zu seinen Vorläufern ist das SGB VIII ein präventiv orientiertes Leis-
tungsrecht. Die Förderangebote und präventiven Leistungen wurden

2 Im Rahmen des Einigungsvertrags trat es auf demGebiet der ehemaligen DDR
schon am 3. Oktober 1990 in Kraft.
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ausgebaut, während repressive Eingriffe in die Belange der Eltern und
Kinder eine deutlich geringere Rolle spielen als es beim davor geltenden
Jugendwohlfahrtsgesetz ( JWG) und dessen Vorgänger, dem Reichsju-
gendwohlfahrtsgesetz (RJWG), der Fall war. Diese waren vorwiegend
ordnungsrechtliche Eingriffsinstrumentarien mit nur wenigen Hilfen,
dafürmit mehr staatlicher Kontrolle. Leistungsansprüche aufHilfeleis-
tungen waren eher systemfremd und spielten nur am Rande eine Rolle.
Mit derUmorientierungunddemneuenGrundverständnis desKinder-
und Jugendhilferechts vollzog der Gesetzgeber einen Paradigmenwech-
sel in der Jugendhilfe. Das SGB VIII kann also als ein Instrument zur
Vorbeugung, Hilfestellung und Unterstützung von Personensorgebe-
rechtigten und Erziehungsberechtigten und zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen gesehen werden (vgl. Kunkel, 2015, Rn. 40, S. 37).

In der Öffentlichkeit verstärkt wahrgenommene Fälle von Kindes-
vernachlässigung in den darauffolgenden Jahren führten dazu, dass sich
eine Gesetzesinitiative bildete, um den Kinder- und Jugendschutz zu
verbessern. Daraus entstand 2005 das Kinder- und Jugendhilfeweiter-
entwicklungsgesetz (KICK), das vor allem mit seinen neu eingefügten
§§8a und 72a im SGB VIII auf diese Entwicklung reagierte.

Mit demKICKwurde das SGBVIII umgestaltet bzw. neu geordnet
und neue Regelungen hinzugefügt. Dem Gesetzgeber war es ein zen-
trales Anliegen, den Schutz von Kindern und Jugendlichen weiter zu
optimieren.DieEinführungder §§8a (Schutzauftrag), 36a (Steuerungs-
verantwortung des Jugendamtes bezüglich der Hilfen zur Erziehung),
43 (Erlaubnis zur Kindertagespflege) und 72a (persönliche Eignung
von Fachkräften) in das SGB VIII sollten zu dieser Zielverfolgung
beitragen. Die schon vorhandenenHilfeleistungen sollten dadurch op-
timiert werden und dabei helfen, dass Gefährdungen früher erkannt
werden.AuchderDatenschutzwurde imZusammenhangmit demKin-
derschutz aufgegriffen und geregelt. Durch die §§62 und 65 SGB VIII
wurde die Erhebung undWeitergabe von Sozialdaten bei Kindeswohl-
gefährdung erleichtert (vgl. ebd., Rn. 35, S. 32).

Gleichzeitig mit der Einführung der Verbesserungen vollzog der
Gesetzgeber einenweiteren Paradigmenwechsel:War bisher der öffent-
liche Träger (i. d.R. das Jugendamt) für den Kinder- und Jugendschutz
verantwortlich,wurdenundieVerantwortung auchaufdie freienTräger
der Kinder- und Jugendhilfe ausgeweitet. Mit der neuen Gesetzgebung
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sind die freien Träger verpflichtet, gewichtigen Anzeichen nachzuge-
hen und entsprechende Maßnahmen zum Schutz vor Gefährdung des
Wohls von Kindern und Jugendlichen einzuleiten.

Obwohl in der fachlichenDebatte schon in den1970ern und1980ern
das Phänomen des sexuellenMissbrauchs von Frauen undMädchen in ih-
ren Familien und dem sozialen Nahraum thematisiert wurde, gab es keine
größere öffentliche Debatte. Auch der im November 1999 in der Frank-
furter Rundschau veröffentlichte Bericht über die pädophilenErfahrungen
von fünf ehemaligen Schülern durch den damaligen Leiter derOdenwald-
schuleGeroldBecker führtenzukeinerAufklärung.Das änderte sich2010.
Nach einem, wie er es selbst nennt, »Schlüsselgespräch« (Mertes, 2013,
S. 39) mit drei ehemaligen Berliner Jesuitenschülern des Canisius-Kolleg
im Januar 2010 schrieb der damalige Rektor Pater Klaus Mertes SJ am
20.01.2010 einen Brief an circa 600 potenzielle Opfer von sexualisierter
Gewalt am Berliner Canisius-Kolleg. In diesem Brief entschuldigte er sich
stellvertretend für das Kolleg bei den vonMissbrauch betroffenen ehema-
ligen Schülern. Er ahnte damals »nicht, was für eine Lawine dieser Brief
auslösen würde« (ebd., S. 19). Dies geschah durch die Veröffentlichung
des Briefes durch dieBerlinerMorgenpost am 28.01.2010 (vgl. ebd., S. 25).
In der Folge wurden weitere Fälle aus Kirchen, Schulen und Institutionen
der Erziehungshilfe öffentlich. In Deutschland entwickelte sich infolge
dessen »ein Diskurs um seit Jahrzehnten stattfindende Misshandlungen
und sexuellen Missbrauch in Institutionen« (Fegert et al., 2015, S. 35).
Das Thema sexuellerMissbrauch rückte in dieMitte der Gesellschaft und
wurde auch in den deutschen Massenmedien intensiv debattiert.3 Hat-
ten zuvor insbesondere Fraueneinrichtungen sexuelle Gewalt thematisiert,
aber kein breiteres gesellschaftliches Echo bekommen, so kam nun eine
breitereDiskussion auf und es wurden finanzielle Programme initiiert, um
Maßnahmen zur Prävention sexuellen Missbrauchs auf den Weg zu brin-
gen. Das erste Mal kamen betroffene Jungen in den Blick. Diese mediale
Präsenz des Themas veränderte die bis dahin geführtenDiskussionen und
zwang öffentliche Akteure zumHandeln (vgl. ebd., S. 38).

3 Einen guten Bericht über die ersten Monate nach dem Januar 2010 hat
die Redaktion der Berliner Morgenpost anlässlich der Verleihung des »Wächter-
preises 2011« am17.05.2011 veröffentlicht: http://www.journalist.de/aktuelles/
meldungen/eine-unendliche-geschichte-waechterpreis-gewinner-berliner
-morgenpost.html (14.05.2016).
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Die Bundesregierung ernannte Christine Bergmann imMärz 2010
zur ersten Unabhängigen Beauftragten zur Aufarbeitung des sexuellen
Kindesmissbrauchs. Zeitgleich richtete sie den Runden Tisch »Sexu-
eller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in
privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich«
(folgend: Runder Tisch »Sexueller Kindesmissbrauch«) ein, der von
März 2010 bisNovember 2011 Empfehlungen zur Prävention sexueller
Gewalt und zurUnterstützung der von ihr Betroffenen erarbeitete (vgl.
Abschlussbericht des Runden Tisches, 2011). Parallel dazu wurden
Aufarbeitungs- und Forschungsprozesse angestoßen. Die Ergebnisse
der gegründeten Runden Tische »Sexueller Kindesmissbrauch« und
»Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren« (2008 von der Bun-
desregierung etabliert) sowie Erkenntnisse aus dem Aktionsprogramm
»Frühe Hilfen« und anderen Diskussionen mündeten schließlich in
das Bundeskinderschutzgesetz, welches am 01.01.2012 in Kraft getre-
ten ist. Das Bundeskinderschutzgesetz ist ein sogenanntes Artikelgesetz
und besteht aus sechs Artikeln. In Artikel 2 werden rund 30 Änderun-
gen des SGBVIII beschrieben, umdenKinderschutz zu verbessern (vgl.
Kunkel, 2015, Rn. 38, S. 33).

2. Das SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe

Die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland und die Zuständigkeits-
bereiche der Leistungen im Verhältnis zu den anderen Sozialgesetz-
büchern wird im SGB VIII beschrieben. Im Folgenden ein kurzer
Überblick:

Das erste Kapitel umfasst mit den §§1–10 die »Allgemeinen Vor-
schriften«. Sie definieren die Leitorientierung und Grundsätze der
Jugendhilfe. Grundlegende Bestimmungen zum Verhältnis zwischen
Eltern, Kind und Staat sowie der Zusammenarbeit von öffentlichen
und freien Trägern der Jugendhilfe sind darin enthalten. Der §1 hat
hier zentrale Bedeutung: Aus ihm lässt sich die Zielbestimmung der
Jugendhilfe ableiten (vgl. Münder et al., 2012, Rn. 63). Die folgenden
Festlegungen sind zentral: Es sollen nach §1 Abs. 3 Nr. 1 SGBVIII jun-
geMenschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung gefördert
werden;Benachteiligungen sollenvermiedenundabgebautwerden.Die
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Kinder- und Jugendhilfe kann dies durch die Förderung von Kindern
in Tageseinrichtungen (§22a i.V.m. §22 SGB VIII), in der Kinderta-
gespflege (§23 i.V.m. §22 SGB VIII) bzw. auch durch die Jugendarbeit
(§11 SGB VIII) erreichen. Der §9 Nr. 3 SGB VIII verpflichtet die Ju-
gendhilfe zur Gleichberechtigung der Geschlechter und zum Abbau
von Benachteiligungen gegenüber Mädchen.

Das Recht der Eltern auf Erziehung und Pflege des Kindes nach
dem Grundgesetz Art. 6 Abs. 2 Satz 1 wird wörtlich in §1 Abs. 2
SGB VIII übernommen: »Pflege und Erziehung der Kinder sind das
natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.«
Das bedeutet für die öffentliche Jugendhilfe, dass sie keinen eigenen Er-
ziehungsauftrag hat. Gleichwohl untermauert der Absatz 3 des gleichen
Paragrafen dieAufgaben derKinder- und Jugendhilfe, die Erfüllung des
Erziehungsanspruchs durch Hilfen für Familien sicherzustellen. Um
die Erziehungskompetenzen der Eltern zu stärken, kann die Jugendhilfe
ihnen Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie (§§16–21
SGB VIII) und Hilfen zur Erziehung (§§27–35 SGB VIII) anbieten.
Durch das staatliche Wächteramt müssen sich Eltern fragen lassen, ob
das Wohl des Kindes in ihrer Erziehung gewährleistet ist. Denn »das
Elternrecht nach dem Grundgesetz geht nur soweit, wie es dem Wohl
des Kindes dient. Elternrecht ist als Elternverantwortung Garantie für
die Verwirklichung des Kindeswohls« (Kunkel, 2015, Rn. 40, S. 37).
Oder wie es Ludwig Salgo schreibt: »[D]as Leben eines Kindes und
dessen körperliche Unversehrtheit müssen im Verhältnis zu elterlichen
Bestimmungsrechten immer ein höheres Gewicht genießen« (Salgo,
2007, S. 18). Bei Missbrauch des Elternrechts hat der öffentliche Trä-
ger einzugreifen, dabei ist der Maßstab das Kindeswohl (vgl. Jung,
SGB VIII Einführung, S. 2).

Die »anderen Aufgaben der Jugendhilfe« sind im dritten Kapi-
tel des SGB VIII beschrieben: Der §42 regelt die Inobhutnahme von
Kindern und Jugendlichen, ebenso die Beteiligung des zuständigen
Jugendamtes bei gerichtlichen Verfahren wie Vormundschaft, Adop-
tion, Gewaltschutz und Jugendgerichtshilfe. Dies sind Bereiche, die
durch das staatliche Wächteramt als weitere Aufgaben und nicht als
Leistungen der Jugendhilfe abgeleitet wurden. »Diese Aufgaben wer-
den grundsätzlich von den öffentlichen Trägern wahrgenommen. Freie
Träger dürfen mit solchen hoheitlichen Aufgaben nur ausnahmswei-
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se betraut werden (vgl. §3 Abs. 3)« (ebd., S. 3). Das darauffolgende
vierte Kapitel des SGB VIII legt den Umgang und die Erhebung von
Sozialdaten innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe dar. Unter Sozial-
daten versteht man »Einzelangaben über persönliche oder sachliche
Verhältnisse einer bestimmtenoder bestimmbarennatürlichenPerson«
(§3Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz). Persönliche Verhältnisse sind der
Name, Geburtstag, Krankheiten und empfangeneHilfeleistungen. Un-
ter sachlichen Verhältnissen sind unter anderem Telefonnummer und
E-Mail-Adresse gemeint.

Zum Beispiel wird im §65 Abs. 1 der besondere Vertrauensschutz
in der persönlichen und erzieherischen Hilfe beschrieben. Sozialda-
ten, die zum Zweck persönlicher und erzieherischer Hilfe Mitarbei-
tenden übergeben wurden, dürfen unter anderem nur weitergegeben
werden, wenn eine Einwilligung desjenigen vorliegt, der die Daten
anvertraut hat (Nr. 1), wenn es dem Familiengericht zur Erfüllung
seiner Aufgaben im Kinderschutz (nach §8a Abs. 2) dient, wenn oh-
ne die Erfüllung dieser Aufgaben die notwendige Entscheidung nicht
getroffen werden kann (Nr. 2) oder wenn zur Abschätzung eines
Gefährdungsrisikos Fachkräfte hinzugezogen werden (Nr. 4). Die-
se weitergegebenen anvertrauten Sozialdaten dürfen vom Empfänger
nur für den dafür vorgesehenen Zweck verwendet werden. Ebenso ist
geregelt, dass Sozialdaten nur erhoben (§62) und gespeichert (§63)
werden dürfen, wenn dies für die Erfüllung der Aufgabe notwendig
ist.

DieVorschriften fürdenTrägerderöffentlichen Jugendhilfewerden
in den §§69–72a näher erläutert. Hier ist für die Arbeit mit ehrenamt-
lich Tätigen vor allem der §72 zum Tätigkeitsausschluss einschlägig
vorbestrafter Personen relevant.Wie die Anerkennung, Förderung und
Zusammenarbeit mit der freien Jugendhilfe geregelt ist, klären die
§§73–78. Die Gesamtverantwortung der Erfüllung des SGB VIII wird
als die der öffentlichen Träger benannt (vgl. §§79–81).

Die Kapitel sechs bis acht befassen sich mit den zentralen Aufga-
ben der Länder und des Bundes, die sachliche, örtliche und finanzielle
Zuständigkeit sowie der Kostenerstattung in allen zuvor beschriebenen
Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe. Das neunte und zehnte Kapi-
tel beinhalten die Regelungen der Kinder- und Jugendhilfestatistik und
die Straf- und Bußgeldvorschriften.
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3. Das Bundeskinderschutzgesetz und
seine Auswirkung auf das SGB VIII,
fokussiert auf die Jugendverbandsarbeit

Zum 01.01.2012 trat das »Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes
vonKindern und Jugendlichen« (das sog. Bundeskinderschutzgesetz –
BKiSchG) in Kraft. Es enthält sechs Artikel: das Gesetz zur Kooperati-
on und Information imKinderschutz (KKG–Art. 1), die Änderungen
im SGB VIII (Art. 2), die Änderung anderer Gesetze im SGB IX und
dem Schwangerschaftskonfliktgesetz (Art. 3), die Pflicht der Evaluati-
on (bis zum 31.12.2015 vor dem Bundestag vorzutragen – Art. 4)4,
Regelung der Veröffentlichungsermächtigung (Art. 5) und den mit Ar-
tikel 6 festgelegten Zeitpunkt des Inkrafttreten des Gesetzes (vgl. Jans
et al., Vorbem. Art. 1 BkiSchG [KKG] Rn. 2 [Schimke]). Mit der Ein-
führung des Gesetzes erwartete man eine umfassende Verbesserung des
Kinderschutzes.

Die wichtigen Änderungen im SGB VIII sind für die Jugendver-
bandsarbeit §8a und der neu gefasste §72a SGB VIII.
➢ Der §8a SGB VIII wurde neu strukturiert und die Aufgaben

des Jugendamtes/Trägers der öffentlichen Kinder- und Jugend-
hilfe und der freien Träger wurden systematisch getrennt. Er
beschreibt, wie vorher schon, das Vorgehen bei Kindeswohlge-
fährdung und definiert die Zuständigkeiten. Neu aufgenommen
wurde das fachliche Profil der insoweit erfahrenen Fachkraft (vgl.
Anhang A3) als Gegenstand der Vereinbarungen von öffentli-
chem Träger mit den freien Trägern sowie die Verpflichtung des
Jugendamtes zumHausbesuch bei Erforderlichkeit.

➢ Der §72a regelt den Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestraf-
ter Personen, neu auch der von ehrenamtlich Tätigen in der
Kinder- und Jugendhilfe. Das erweiterte polizeiliche Führungs-
zeugnis dient hierfür als ein Instrument der Überprüfung einer
entsprechenden strafrechtlichen Verurteilung.

➢ Der neue §8b (Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen) Abs. 1 ist für Personen, die

4 Die Evaluation wurde vom Deutschen Jugendinstitut (DJI) durchgeführt und
am 16.12.2015 dem Bundestag vorgestellt.
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im beruflichen Kontext in Kontakt mit Kindern und Jugendli-
chen sind, relevant. Er beschreibt einenBeratungsanspruchdurch
Fachberatungsstellen oder den öffentlichen Jugendhilfeträger für
diesen Personenkreis im Zusammenhang mit Fragen des Kinder-
schutzes. Damit ist auch für Personen, die außerhalb der Kinder-
und Jugendhilfe tätig sind, aber mit Kindern und Jugendlichen
in beruflichem Kontakt stehen (z.B. Lehrer_innen, Angestellte
im Sportverein oder Musikschulen), die fachliche Beratung bei
derGefährdungseinschätzung geregelt.Wiesner gesteht dies auch
ehrenamtlich Tätigen zu, die imWortlaut des Gesetzes nicht er-
fasst sind. Ihnen sollte jedoch »eine Beratung auf Wunsch nicht
verwehrt werden« (Fegert &Wolff, 2015, S. 320).

➢ Neu ist im §8 der Abs. 3, der Kindern und Jugendlichen den
Zugang zur Beratung ohne Kenntnis der Personensorgeberech-
tigten zusichert, sofern sie in einer Not- oder Konfliktlage sind
und solange eine Mitteilung an den Personensorgeberechtigten
dem Beratungszweck entgegenstehen würde. Grundlage für die-
sen Absatz war die Forderung des Runden Tisches »Sexueller
Kindesmissbrauch«, »Kindern und Jugendlichen einen eigenen
Anspruch auf Beratung in Krisen- und Konfliktsituationen ein-
zuräumen« (ebd., S. 318).

Im Vorfeld übten die Jugendverbände Kritik an der Umsetzbarkeit der
Neuregelung des §72a SGB VIII (vgl. Stellungnahmen des Bundesju-
gendrings, 2008 und 2015). Besonders wird der hohe bürokratische
Aufwand für Vereine undVerbände der Jugendarbeit herausgestellt; die
Vereine würden meist von jungen ehrenamtlichen Personen geleitet,
welche keine Unterstützung einer professionellen Personalverwaltung
haben. Hierzu gibt es Vorschläge, die eine Vereinfachung darstellen, je-
doch im Gesetzesentwurf keine Beachtung fanden.

Das Projekt »Wirkungen des Bundeskinderschutzgesetzes – Wis-
senschaftlicheGrundlagen«(2013–2015),dasvomDeutschenJugend-
institut (DJI) durchgeführt wurde, untersuchte, ob die gesetzlichen
Regelungen die entsprechendenWirkungen in der Praxis erzielten.

Die Evaluation, in welcher der Frage der Weiterentwicklung der
Praxis derKinder- und Jugendhilfe nachEinführung des Bundeskinder-
schutzgesetzes nachgegangenwurde, ist sehr umfangreich anMethoden
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und Perspektiven. Die am 16.12.2015 vorgestellten Ergebnisse zeigen
positive Entwicklungen: So erreichen die Angebote der Frühen Hilfen
über Familienhebammen junge Eltern. Weiter zeigen die Ergebnisse,
dass die Vernetzung wichtiger Akteure im Kinderschutz gut funktio-
niert und auch die Jugendämter gut vernetzt sind. Im Bereich der
Kinder- und Jugendhilfe werden nach Angaben des Berichtes jähr-
lich etwa 100 Personen aufgrund der Einsichtnahme in das erweiterte
polizeiliche Führungszeugnis von der Tätigkeit ausgeschlossen (vgl.
Evaluationsbericht 2015).

Der Deutsche Bundesjugendring bedauert in seiner Stellungnahme
zum Bericht der Bundesregierung jedoch, dass Jugendverbände nicht
befragt wurden. Sie, als größte Gruppe unter den Trägern von Jugend-
arbeit, hätten gerade im Bereich der Regelungen zum §72a SGB VIII
wichtige Erkenntnisse beitragen können. Weiter merkt er an, dass die
Befragung von Jugendringen aufgrund derer »Spezifika […] nur sehr
begrenzt auf Jugend- oder Sportverbände« übertragbar sind (BJR,
2016, S. 1).

Manuela Schwesig, die Bundesfamilienministerin, verkündete nach
dem Bericht im Bundestag, dass sie »mit einer Gesamtreform der Kin-
der- und Jugendhilfe das Kind und seine Bedürfnisse noch stärker in
den Fokus rücken« möchte (BMFSFJ, 16.12.2015). Damit kündigte
sie gleichzeitig eine Gesamtreform der Kinder- und Jugendhilfe an.

4. Der §8a SGB VIII – Schutzauftrag
bei Kindeswohlgefährdung

Mit der Einführung des §8a im SGB VIII 2005 wurde dem Schutz
des gefährdeten Kindes durch ein geregeltes Verfahren bei Hinweisen
auf eine Gefährdung ein hoher Stellenwert eingeräumt. Das Ziel der
Kinder- und Jugendhilfe ist der Schutz vor Gefahren. Dieser Schutz
kann unter Umständen auch mit Eingriffen in die Grundrechte der
Beteiligten verbunden sein (vgl. Art. 6, Art. 1 oder Art. 2 GG). Die
Ausgestaltung der Schutzverpflichtung ist Aufgabe des Gesetzgebers.

Die Stellung des §8a im ersten Kapitel des SGB VIII spiegelt die
Wichtigkeit wider, die dem Kinderschutz zukommt. Er gehört zum
Grundsatz der Jugendhilfe, nicht nur zu deren Aufgaben. Mit dem §8a

4. Der §8a SGB VIII – Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
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wird das Thema Kinderschutz nicht abschließend behandelt – er be-
schäftigt sich spezifisch mit der Situation, in der es Anhaltspunkte für
eine Gefährdung des Wohls von Kindern und Jugendlichen gibt, und
beschreibt das Vorgehen in einem solchen Fall. Kunkel beschrieb ihn
in einem Kehler Diskussionspapier vor der Einführung des Bundes-
kinderschutzgesetzes als »Fahrplan« für das Jugendamt bei Verdacht
auf Kindeswohlgefährdung (vgl. Kunkel, 2006, S. 3). Auch nach der
Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes ist dies so geblieben, je-
doch haben sich die Verantwortung und Aufgaben der freien Träger
verändert. Im Absatz 1 werden die Aufgaben des Jugendamtes bei Be-
kanntwerdengewichtigerAnhaltspunkte fürdieGefährdungdesWohls
eines Kindes oder Jugendlichen beschrieben. Dieses Verfahren ist drei-
stufig und lautet wie folgt:
I. Erkennen von Anhaltspunkten
II. Bewerten desGefährdungsrisikos (in Zusammenarbeit von Fach-

kräften, Eltern und Kindern)
III. Handeln zur Abwehr der Gefährdung (Gewährung von Hilfen)

Im zweiten Abschnitt des §8a wird auf den §1666 BGB verwiesen.
Darin ist geregelt, dass das Jugendamt erst dann das Familiengericht
anrufen kann, wenn die Eltern bzw. Personensorge- oder Erziehungsbe-
rechtigtenbei derAbwendungderGefahrnicht ausreichendmitgewirkt
habenunddas körperliche, geistige oder seelischeWohl desKindes oder
Jugendlichen weiterhin gefährdet ist. Erst dann entscheidet das Famili-
engericht über das weitere Vorgehen.

Im dritten Abschnitt wird die Art undWeise derHinzuziehung an-
derer Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe und der
Polizei geregelt.

Für freie und private Träger der Jugendhilfe wird dieser Paragraf
dann relevant, wenn sie mit dem öffentlichen Träger ( Jugendamt)
Vereinbarungen über zu erbringende Leistungen abschließen. Diese
Vereinbarungen werden mit dem Abs. 4 Satz 1 des §8a geregelt und für
die Jugendämter als Pflicht auferlegt. Die Fachkräfte in Einrichtungen
und Diensten haben mit Kindern und Jugendlichen spezielle Erfah-
rungen und gute Beobachtungsmöglichkeiten, um den Kinderschutz
wahrzunehmen. »Sie merken häufig unmittelbar, wenn dasWohl eines
Kindes oder Jugendlichen bedroht ist« (Jans et al., §8a Rn. 55 [Har-
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nach]). Im weiteren Verlauf des Absatzes wird erläutert, wie sich der
Träger zu verhalten hat:
➢ Sicherstellung, dass die Fachkräfte den Schutzauftrag nach Ab-

satz 1 wahrnehmen
➢ Hinzuziehen einer insoweit erfahrenen Fachkraft bei der Abschät-

zung des Gefährdungsrisikos
➢ EinbeziehenderErziehungsberechtigtensowiedesKindes/des_der

Jugendlichen indieGefährdungseinschätzung, sofern es nicht dem
wirksamenSchutzdesKindes/des_derJugendlichenentgegensteht

➢ Hinwirken, dass der Erziehungsberechtigte Hilfen in Anspruch
nimmt

➢ Gegebenenfalls Information an das Jugendamt, wenn Hilfen
nicht ausreichen oder die Erziehungsberechtigten diese Hilfen
nicht annehmen und eine Gefährdung des Kindes/des_der Ju-
gendlichen nicht auszuschließen ist

Mit einer Vereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrags zwischen
öffentlichem und freiem Träger wird der Schutzauftrag somit auch auf
Fachkräfte (nicht auf die ehrenamtlichen Personen) vonTrägern der frei-
en Jugendhilfe übertragen. Das Team muss bei einer Abschätzung eine
Fachkraft von außen hinzuziehen, deren Qualifikation in den Verein-
barungen aufgenommenwerden soll. ImUnterschied zum öffentlichen
Träger haben freie Träger keine hoheitlichenAufgaben zu erfüllen, sind
nicht zum Hausbesuch verpflichtet und dürfen sich bei Dritten auch
keine weiteren Informationen beschaffen (vgl. ebd.).

Im Abschnitt 5 ist die Weitergabe von Daten zur Gewährung von
Leistungen geregelt.

5. Der §72a SGB VIII – Tätigkeitsausschluss
einschlägig vorbestrafter Personen

Ein für die verbandliche Jugendarbeit weitreichender und mit vielen
Diskussionen behafteter Paragraf des SGB VIII ist der §72a. Er regelt
den Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter und damit ungeeig-
neter Personen von der Betreuung, Erziehung und Ausbildung in der
Kinder- und Jugendhilfe durch die Vorlage bzw. die Einsichtnahme in

5. Der §72a SGB VIII – Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen
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erweiterte Führungszeugnisse. »Damit soll dem besonderen Schutzbe-
dürfnis von Kindern und Jugendlichen in Bezug auf Sexualstraftaten
Rechnung getragen und berücksichtigt werden, dass ansonsten mögli-
chenTätern Zugang außerhalb des elterlichen Einflussbereichs eröffnet
würde« (Jung, §72a Rn. 2 SGBVIII). Einen Einblick in die Diskussio-
nen bezüglich der Einsichtnahme bei ehrenamtlich Mitarbeitenden in
der verbandlichen Jugendarbeit erfolgt in Kapitel 4 dieses Bandes.

Im ersten und zweiten Abschnitt des §72a sind die Regelungen be-
züglich eines Tätigkeitsausschlusses genannt, in Absatz 1 für beruflich
Beschäftigte bei öffentlichen Trägern in der Kinder- und Jugendhilfe
und in Absatz 2 über Vereinbarungen für freie Träger und deren Be-
schäftigte. Somuss dieVorlage eines Führungszeugnisses vorBeginnder
Tätigkeitsaufnahme erfolgen. Träger dürfen keine Personen beschäfti-
gen, die wegen eines Straftatbestands rechtskräftig verurteilt wurden.
ImAbsatz 1werden diese Straftaten des Strafgesetzbuchs (StGB) aufge-
führt: §§171, 174–174c, 176–180a, 181a, 182–184g, 225, 232–233a,
234, 235 und 236 des Strafgesetzbuches; es handelt sich also um Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (siehe Anhang A2).

Der dritte Abschnitt beschreibt die Verantwortung der öffentli-
chen Jugendhilfe, keine neben- oder ehrenamtlich tätigen Personen
zu beschäftigen, die nach den im Absatz 1 genannten Straftaten ver-
urteilt wurden. Die Entscheidung einer Einsichtnahme in das Füh-
rungszeugnis vor der Aufnahme der ehrenamtlichen Tätigkeit soll auf
Grundlage der Tätigkeitsbeschreibung erfolgen. Hierbei ist Art, In-
tensität und Dauer des Kontaktes mit Kindern und Jugendlichen zu
berücksichtigen.

Für die verbandliche Jugendarbeit ist der vierte Abschnitt wichtig.
Es ist in ihm die Regelung für neben- und ehrenamtlich tätige Personen
in derArbeit derTräger der freien Jugendhilfe und vonVereinen imSin-
ne des §54 (Vereinsvormundschaften) beschrieben. Der Absatz regelt
die Verpflichtung des öffentlichen Trägers, in Vereinbarungen mit dem
öffentlichen Träger sicherzustellen, dass unter der Verantwortung der
Träger der freien Jugendhilfe keine Person neben- oder ehrenamtlich
»Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbil-
det oder einen vergleichbaren Kontakt hat«. Über die entsprechenden
Tätigkeiten undMöglichkeiten des Aufbaus eines besonderen Vertrau-
ensverhältnisses soll es eine Vereinbarung geben, die auf der Grundlage
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von Art, Intensität und Dauer des Kontaktes die Einsichtnahme in ein
Führungszeugnis erforderlich macht.

Im Gegensatz zu den Regelungen bezüglich hauptamtlicher Perso-
nen ist hier von einer Vorlage die Rede. Es geht dem Gesetzgeber nicht
um eine allgemeine Vorlagepflicht, sondern um eine Differenzierung
nach Tätigkeiten. Dafür gibt er das Instrument der Vereinbarung vor,
in der die entsprechenden Tätigkeiten nach »Art, Intensität und Dau-
er« (vgl. §72a Abs. 4 SGB VIII) des Kontaktes mit dem Kind und der
Möglichkeit des Vertrauensaufbaus bewertet werden soll. Die vor der
Verabschiedung des Bundeskinderschutzes geführte kontroverse De-
batte hat dazu geführt, dass derGesetzgeber hier »von einer einheitlich
gesetzlichen Regelung abgesehen und die Lösung einer Vereinbarung
zwischen dem örtlichen Träger der Jugendhilfe und den freien Träger
überlassen [hat]« (Fegert & Wolff, 2015, S. 321). Wiesner weist auf
die Nachteile dieser Regelung hin: einen hohen Aufwand und über-
regional unterschiedliche Handhabungen der Gesetzeslage (vgl. ebd.,
S. 322). 

Dass im Rahmen der Überprüfung über Führungszeugnisse nur
bestimmte Daten dokumentiert werden dürfen, regelt der fünfte Ab-
schnitt. Hier gilt: Es darf nur dokumentiert werden,
➢ dass die Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis erfolgt

ist,
➢ das Datum des Führungszeugnisses,
➢ die Information, ob die betreffende Person wegen einer Straftat

nach Abs. 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt wurde.

DieseDaten dürfen nur gespeichert werden, wenn es für denAusschluss
der Person von der Tätigkeit erforderlich ist. Die Daten sind vor dem
Zugriff Dritter zu schützen.

Die Löschung der Daten hat zu erfolgen, und zwar
➢ unverzüglich, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine

Tätigkeit wahrgenommen wird, bzw.
➢ spätestens drei Monate nach der Beendigung der Tätigkeit.

Für die Beantragung sind die §§30 und 30a des Bundeszentralregister-
gesetzes (BZRG) relevant.

5. Der §72a SGB VIII – Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen
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Bedeutung zentraler Begriffe

Im Folgenden werden zentrale Begriffe geklärt, die zum Verständnis
der rechtlichen Regelungen beitragen und in Verbindung mit Schulun-
gen für Ehrenamtliche von Bedeutung sind. Erstaunlich ist, dass einige
wichtige Begriffe auch gesetzlich nicht definiert sind und sich so die
Fachöffentlichkeit eine Definition erarbeiten muss(te).

1. Sexualisierte Gewalt

Kindeswohlgefährdung, Kindesmissbrauch, sexuellerÜbergriff, sexuel-
ler Missbrauch, sexuelle Ausbeutung, Misshandlung, sexualisierte Ge-
walt, sexuell grenzverletzendes Verhalten … (für eine genauere Analyse
der Termini in der Fachliteratur vgl. Wipplinger & Amman, 2005,
S. 14–43) – diese und noch mehr Begriffe finden sich für ein Phäno-
men: sexualisierte Gewalt.

ImAlltag undderwissenschaftlichenLiteratur existiert eineVielzahl
an Begriffen für diesen einenTatbestand.Häufig wird der Begriff »sexu-
ellerMissbrauch«verwendet.Diesen findetman imSprachgebrauchvon
Wissenschaftler_innen, demGesetzgeber und in denMedien. Damit ist
er im öffentlichen Sprachgebrauch präsent. Allerdings wird er auch von
Fachkräften infrage gestellt, vor allemweil er impliziert, dass eine Person
eine andere »gebrauchen« kann – im Sinne von »nutzen« – und nur
der fälschliche »Gebrauch« als Missbrauch problematisch sei. Daher
wird fachlich der Terminus »sexuelle Gewalt« bevorzugt verwendet.
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»Diese Formulierung stellt heraus, dass es sich um Gewalt handelt, die

mit sexuellen Mitteln ausgeübt wird. Der ebenfalls verwendete Begriff

›sexualisierte Gewalt‹ geht noch einen Schritt weiter und verdeutlicht,

dass bei den Taten Sexualität funktionalisiert, also benutzt wird, umGe-

walt auszuüben« (UBSKM, 2016).

Hier liegt der Fokus also auf der Ausnutzung einesMacht- und Abhän-
gigkeitsgefälles, um eigene Bedürfnisse auf Kosten des Kindes/des_der
Jugendlichen zu befriedigen bzw. Kinder oder Jugendliche zu demüti-
gen, herabzusetzen oder zu verletzen. Dazu gehört jedes Verhalten, das
die sexuelle Selbstbestimmung und persönliche Integrität eines anderen
Menschen beschneidet –hier speziell fokussiert aufKinder und Jugend-
liche: sexuelle Belästigung im Alltag, sexistische Sprache und Bedro-
hungen, aufgedrängte Zärtlichkeiten und Berührungen, erzwungene
sexuelle Handlungen, sexueller Missbrauch und auch Vergewaltigung.

Wichtig für den Bereich der verbandlichen Jugendarbeit ist das
Bewusstsein, dass es im Themenbereich der Prävention sexualisierter
Gewalt nicht nur um die Sensibilisierung von ehren- und hauptamt-
lichen Personen geht, sondern dass auch sexualisierte Gewalt unter
Kindern und Jugendlichen im Blick ist und hier eine deutliche Stel-
lungnahme erfolgt.

Wird im institutionellen, verbandlichen oder kirchlichen Bereich
von »sexualisierter Gewalt« gesprochen, so schließt das neben den
strafrechtlich relevanten Formen von sexueller Gewalt auch die Berei-
che mit ein, die sich im rechtlichen Graubereich befinden, aber im
seelsorgerlichen oder erzieherischen sowie im betreuenden oder pfle-
gerischen Umgang mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen eine
Grenzüberschreitung darstellen. Grenzüberschreitungen werden sub-
jektiv empfunden und können objektiv nicht wahrgenommen oder
bewertet werden. So kann eine Umarmung als grenzverletzend, aber
auch als tröstend empfunden werden. Schamgrenzen können durch
ungeklärte Umkleide- oder Waschsituationen auf Ferienlagern verletzt
werden.

Daher ist, besonders wenn es um Prävention sexualisierter Gewalt
geht, eineUnterscheidung innerhalbdesBegriffes sinnvoll. Inderpädago-
gischenundsozialarbeiterischenPraxishelfendieseUnterscheidungenbei
der Auswahl und Entwicklung angemessener Präventionsmaßnahmen.

Bedeutung zentraler Begriffe
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In der Fachpraxis wird dabei folgende Einteilung nach Schweregrad
vorgenommen (vgl. Enders, 2010; 2012):
➢ Grenzverletzung
➢ (sexueller) Übergriff
➢ Strafrechtlich relevante Formen

Grenzverletzungen

Grenzverletzungen treten einmalig oder gelegentlich im (pädagogi-
schen) Alltag auf. Diese Grenzverletzungen geschehen in der Regel
unabsichtlich, können aber auch einen Hinweis auf persönliche oder
fachliche Mängel von Mitarbeitenden sein. Grenzverletzungen sind
zum Beispiel die Missachtung persönlicher oder körperlicher Grenzen
oder derGrenzen der professionellenRolle.Dazu gehören dasAufdrän-
gen intimer Nähe, das Verletzen der Schamgrenze, das Gespräch über
sexuelle Erlebnisse oder auch anzüglicheKommentare.Grenzverletzun-
gen sind subjektive Empfindungen und nicht objektiv bewertbar. Diese
Verhaltensweisen sind durch fachliche Anleitung, klare Regeln, achtsa-
men, respektvollen und sensiblen Umgang mit einem Nähe-Distanz-
Verhältnis und Entschuldigungen korrigierbar.Werden grenzverletzen-
de Verhaltensweisen nicht korrigiert und thematisiert, können sie auch
eine Vorstufe von sexualisierter Gewalt darstellen und als übergriffiges
Verhalten empfunden werden.

(Sexuelle) Übergriffe

Übergriffiges (sexualisiertes) Verhalten geschieht in der Regel massiv,
nicht versehentlich und ist immer ein persönliches Fehlverhalten. Da-
zu gehören wiederholte Missachtung der professionellen Rolle und
die Missachtung der Grenzen zwischen den Generationen, sexistische
Spielanleitungen bei Programmen der Jugendarbeit, wiederholte, ver-
meintlich zufällige Missachtung persönlicher und körperlicher Gren-
zen oder auch das bewusste Ängstigen von Kindern und Jugendlichen
durch Angst machende Rituale oder Spiele. Abwehrende Reaktionen
und auch Kritik von Dritten wird missachtet. Ein solches Verhalten ist
nicht entschuldbar und erfordert eine klare Stellungnahme mit Konse-
quenzen vonseiten der Leitung.

1. Sexualisierte Gewalt
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Strafrechtlich relevante Gewalthandlungen

Strafrechtlich relevanteGewalthandlungen umfassen neben denTatbe-
ständen derKörperverletzung auch die im Strafgesetzbuch als»Strafta-
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung« bezeichneten Handlungen.
Sie sind im 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches benannt (siehe auch
Anhang A2). Diese Handlungen können mit und ohne Körperkontakt
stattfinden. So sind strafbare Handlungen ohne Körperkontakt zum
Beispiel exhibitionistische Handlungen, die Förderung sexueller Tätig-
keiten zwischenMinderjährigen sowie dieHerstellung undVerbreitung
von pornografischen Produkten.

2. Fachkraft und Eignung nach §72 SGB VIII

Maßgeblich für die Definition einer Fachkraft ist §72 SGB VIII. Dem-
nach sind Fachkräfte Personen, die eine der Aufgabe entsprechende
qualifizierte Ausbildung erhalten haben (vgl. §72 Abs. 1 SGBVIII). Im
§8a Abs. 4 wird die »insoweit erfahrene Fachkraft«, die bei einer Risi-
koabschätzung hinzugezogen werden soll, erwähnt.

Der Begriff der »insoweit erfahrenen Fachkraft« ist bereits im Jahr
2005 durch §8a SGB VIII eingeführt worden. Im Vorfeld der Einfüh-
rung des Bundeskinderschutzgesetzes wurde über diesen Begriff heftig
in der Fachöffentlichkeit diskutiert. Der ins Feld geworfene Begriff
»Kinderschutzfachkraft« hat jedoch in den Kreisen der Fachwelt hef-
tigenWiderstand ausgelöst, da die Befürchtung bestand, dass ein neues
Berufsbild innerhalb der Sozialen Arbeit geschaffen würde; er wurde
daraufhin wieder zurückgenommen (vgl. Jans, [KKG] BKiSchG Art. 1
§4 Rn. 17).

Die Wahrnehmung des Schutzauftrages ist nur für beruflich be-
schäftigte Fachkräfte verpflichtend. Davon ausgenommen sind Laien
und Studierende; Praktikant_innen hingegen gelten als Fachkräfte. In
den Vereinbarungen zwischen öffentlichen und freien Träger der Ju-
gendhilfe ist festgelegt, wann Fachkräfte als geeignet gelten. Für die
Aufgabe einer »insoweit erfahrenen Fachkraft« sind in Fachdiskus-
sionen Kriterien entwickelt worden. Die Empfehlung des bayerischen
Landesjugendamtes zur Umsetzung des Schutzauftrages enthält bei-
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spielsweise ein Anforderungsprofil für »insoweit erfahrene Fachkräf-
te«. Demnach muss

»mindestens eine der beteiligten Fachkräfte (›erfahrene Fachkraft‹) bei

der Abschätzung des Gefährdungsrisikos über folgende Qualifikationen

verfügen:

– einschlägige Berufsausbildung (z.B. Dipl.-Sozialpäd., Dipl.-Psych.,

Arzt oder Ärztin)

– Qualifizierung durch nachgewiesene Fortbildung,

– Praxiserfahrung im Umgang mit traumatisierten Kindern und

Problemfamilien,

– Fähigkeit zur Kooperation mit den Fachkräften öffentlicher und

freier Träger der Jugendhilfe, sowie mit weiteren Einrichtungen,

z.B. der Gesundheitshilfe, Polizei …

– Kompetenz zur kollegialen Beratung; nach Möglichkeit supervi-

siorische oder Coaching-Kompetenzen,

– persönlicheEignung (z.B.Belastbarkeit, professionelleDistanz,Ur-

teilsfähigkeit)« (BLJA, 2012, 2.2).

Das Kinderschutzzentrum Berlin hat diese Anforderungen sehr weit
ausdifferenziert. Für dieZielführung dieses Buches sind sie jedochnicht
relevant.

Kompetenzen, über die eine Fachkraft verfügen muss, um als »in-
soweit erfahrene Fachkraft« tätig zu sein, werden auch in der Ver-
einbarung mit dem Jugendamt Stuttgart beschrieben. Demnach sollte
die Fachkraft in gewisser Regelmäßigkeit mit Kinderschutzfragen kon-
kret befasst (erfahren) sein. Als erforderliche Kompetenzen werden
unter anderem Kenntnisse über Familiensysteme und die Dynamik
konfliktbehafteter Beziehungen, die Kenntnis über Grundbedürfnisse
von Kindern und Jugendlichen in den jeweiligen Entwicklungsphasen,
Wissen über das Hilfesystem und die Kooperationswege (siehe An-
hang A3) angesehen.

Im Gesetzestext finden sich hinsichtlich der Qualifikation von
Fachkräften oder »insoweit erfahrenen Fachkräften« keine weiteren
genaueren Regelungen.

2. Fachkraft und Eignung nach §72 SGB VIII
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3. Ehrenamtlich Tätige
in der verbandlichen Jugendarbeit

Die Arbeit der verbandlichen Jugendarbeit ist im Wesentlichen auf eh-
renamtlich Mitarbeitende angewiesen. Im traditionellen Sinn ist das
Ehrenamt ein öffentliches Amt, für das keinGehalt, aber eineAufwands-
entschädigunggezahltwerdenkann.HeuteverstehenwirunterEhrenamt
ein freiwilliges Handeln im gemeinnützigen Bereich und zunehmend
auch Freiwilligenarbeit, bürgerschaftliches Engagement oder zivilgesell-
schaftliches Engagement. Eine gesetzliche Definition von Ehrenamt gibt
es nicht. Die Begriffe werden meist synonym verwendet. In der verband-
lichen Jugendarbeit ist der Begriff des Ehrenamtes jedoch weit verbreitet
und bildet »die deutlichste Abgrenzung zu den bezahlten hauptberufli-
chen oder hauptamtlichen Tätigkeiten« (Fegert &Wolff, 2015, S. 187).

Das ehrenamtliche, freiwillige Engagement in den Jugendverbän-
den ist vom Strukturprinzip der Selbstorganisation (vgl. §11 Abs. 2
SGB VIII) und der Handlungsmaxime der Interessenvertretung (vgl.
§12 Abs. 2 SGB VIII) geprägt.

Schaut man sich die dargestellten Kriterien und erforderlichen Qua-
lifikationen für Fachkräfte an, erkennt man, dass ehrenamtlich Mitar-
beitende diesen Anforderungen in der Regel nicht entsprechen. Die
alleinige Ausbildung von ehrenamtlichen Kräften durch die Jugend-Lei-
ter-Schulungen (JuLeiCa)macht diese nicht zu Fachkräften imSinne des
Gesetzes. Hat ein_e ehrenamtlich Mitarbeitende_r aber eine pädagogi-
scheAusbildungoder einStudiumabsolviert, so ist diesePersonFachkraft
im Sinne desGesetzes. Sollte sie aufgrund ihrer Ausbildung als ehrenamt-
liche Kraft im Kinder- und Jugendverband beschäftigt sein, so unterliegt
sie ebenfalls den gesetzlichenBestimmungen.Damit nicht jede Fachkraft
für sich tätig wird und Ehrenamtliche nicht überfordert werden, ist es
notwendig, dass es innerverbandliche Regelungen gibt. Ehrenamtliche
dürfen nicht mit hauptberuflichen Fachkräften gleichgesetzt werden.

4. Kindeswohl

Obwohl »Kindeswohl« in der Fachliteratur ein häufig verwendeter
Begriff ist, findet sich an keiner Stelle im Gesetzestext eine Definition.
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Juristisch ist er somit ein sogenannter unbestimmter Rechtsbegriff, der
im Einzelfall einer Interpretation bedarf. Das Wohl des Kindes ist im-
mer subjektiv in der jeweiligen Situation zu definieren. Denn »ein am
Wohl des Kindes ausgerichtetes Handeln ist dasjenige, welches die an
den Grundrechten und Grundbedürfnissen von Kindern orientierte,
für das Kind jeweils günstigste Handlungsalternative wählt« (May-
wald, 2014, S. 16).

Bei der Annäherung an den Begriff sind die Bedürfnisse von Kin-
dern im jeweiligen Lebensalter hilfreich. Auch die UN-Kinderrechts-
konvention kannbei derDefinition des individuellenWohls desKindes
helfen. Sicher spielt auch das Verständnis von Erziehung eine Rolle,
denn nach wie vor gibt es keinen umfassenden und für alle gesellschaft-
lichen Gruppen eindeutigen Konsens darüber, was für das Aufwachsen
vonKindern und Jugendlichen das Förderlichste ist. Es gibt hier vielfäl-
tige kulturelle, ethnische und zeitgenössische Faktoren. Friederike Alle
verweist dazu auf die »Berücksichtigung der Bedürfnisse des Kindes
nach der Bedürfnispyramide nach Schmidtchen (1989)« (Alle, 2010,
S. 11).Gemeint sindunter anderemdieBedürfnissenachGeborgenheit,
Liebe, angemessener Versorgung, Orientierung und Zuverlässigkeit.

Entwicklungspsychologische Erkenntnisse, individuelles Erleben
und das Wissen um die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen
im jeweiligen Lebensalter sind hilfreich für die Definition des Kindes-
wohls im jeweils aktuell vorliegenden Fall.

5. Kindeswohlgefährdung

Nachdem eine eindeutigeDefinition des Begriffs »Kindeswohl« nicht
existiert, könnten wir den Schluss ziehen, dass auch eine klare Definiti-
on von Kindeswohlgefährdung nicht zu finden ist. Mithilfe des §1666
BGB kann allerdings eine Annäherung und Begriffsbestimmung erfol-
gen.»DerBegriff ›GefährdungdesKindeswohls‹ stammtursprünglich
aus demKindschaftsrecht des BGB« (Alle, 2010, S. 11). Die Eingriffs-
schwelle, wann das Familiengericht tätig werden muss, wird im §1666
Abs. 1 BGB definiert. Kindeswohlgefährdung ist demnach, wenn In-
formationen über Handlungen gegen Kinder oder Jugendliche oder
deren Lebensumstände vorliegen, die das leibliche, geistige oder seeli-
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sche Wohl gefährden. Dabei ist es nicht entscheidend, ob dies durch
missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, Vernachlässigung des
Kindes oder unverschuldetesVersagenderErziehungsberechtigtenoder
eines Dritten geschieht. Genauer werden die in Betracht kommen-
den Gefährdungshandlungen jedoch nicht beschrieben (vgl. Jung, §8a
Rn. 5).

Eine Rechtsprechung des OLG Zweibrücken (Beschluss vom
03.12.2010 – 2 UF 59/10) besagt, dass eine Kindeswohlgefährdung in
Sinne des §1666 Abs. 1 Satz 1 BGB vorliegt, »wenn eine gegenwärtige
oder zumindest unmittelbar bevorstehende Gefahr für die Kindesent-
wicklung abzusehen ist, die bei ihrer Fortdauer eine erhebliche Schädi-
gung des körperlichen, geistigen oder seelischenWohls des Kindes mit
ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt« (Kunkel, 2015, S. 474).

Sozialwissenschaftlich lassen sich die Fälle von Kindeswohlgefähr-
dung in drei Kategorien einteilen:
➢ Vernachlässigung (körperliche, emotionale oder erzieherische

Vernachlässigung)
➢ Misshandlung (psychische oder physische)
➢ sexueller Missbrauch

6. Formen der Kindeswohlgefährdung und
mögliche Signale

Eine zentrale Frage vonHeinz Kindler bei seiner Expertise ist: »[W]ie
zuverlässig werden von Kindeswohlgefährdung betroffene Kinder als
solche erkannt, sodass seitensder Jugendhilfebzw.derFamiliengerichts-
barkeit Hilfe- und Schutzmaßnahmen eingeleitet werden können?«
(Kindler, 2007, S. 5) Er stellt fest, dass »in der Bundesrepublik keine
oder kaum Informationenmit zentraler Bedeutsamkeit für die Beurtei-
lung der Ergebnisqualität des Kinderschutzes vorliegen« (ebd., S. 6).
Ebenso liegen keine Zahlen über dieAnzahl der von der Jugendhilfe be-
kannt gewordenen Fälle von Kindeswohlgefährdung vor. Daher kann
auch nicht gesagt werden, wie zuverlässig Anzeichen von Kindeswohl-
gefährdung als solche erkannt werden.

In der Literatur finden wir ebenfalls eine Vielzahl von Definitio-
nen bezüglich der Formen von Kindeswohlgefährdung. Häufig werden
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diese sehr feingliedrig ausgeführt. Ich möchte mich bei meinen Aus-
führungen auf die Kategorisierung von Kindeswohlgefährdungen von
Johannes Münder, Barbara Mutke und Reinhold Schone beziehen. Sie
unterscheiden vier zentrale Formen:
➢ Vernachlässigung
➢ körperliche Kindesmisshandlung
➢ sexueller Missbrauch
➢ seelische Kindesmisshandlung

Hinzu kommen weitere Konfliktfelder aus dem näheren Umfeld, die
keine unmittelbare Gefahr darstellen, jedoch durch Zuspitzungen und
verstärkende Faktoren für die Gefährdung des Kindeswohls relevant
werden. So gehören nach Münder und Kolleg_innen die »Autono-
miekonflikte« junger Menschen und »Erwachsenenkonflikte um das
Kind« als weitere Kategorie dazu (vgl. Münder et al., 2000, S. 47).

Bei Krieger und Kolleg_innen findet sich eine weitere Differenzie-
rung von Kindesmisshandlung in den oben genannten Kategorien. Sie
sprechen von aktiver und passiver sowie psychischer und physischer
Vernachlässigung.Das seltene»Münchhausen-by-proxy-Syndrom«be-
zeichnen sie als eine Sonderform von körperlicher Misshandlung, da
demKind bewusst (meist durch den Erziehungsberechtigten) körperli-
cher Schaden zugefügt wird, um Krankheitssymptome vorzutäuschen.
Da diese Form der Gewalt eher gegenüber Kleinkindern auftritt, ist sie
für die weiteren Ausführungen an dieser Stelle nicht relevant und wird
im Folgenden nicht weiter thematisiert.

Ich möchte mich im Folgenden auf die oben genannten Kategorien
beschränken, da sie meines Erachtens die wichtigsten im Zusammen-
hang mit dem Schutzauftrag in der verbandlichen Jugendarbeit sind.
Ich möchte die Bezeichnung der Formen der Kindeswohlgefährdung
sprachlich dahin gehend gestalten, dass von Vernachlässigung, psychi-
scher und physischer Gewalt sowie von sexuellem Missbrauch gespro-
chen wird.

In der Praxis wird »neben diesen Definitionen unterschieden nach
derHäufigkeit, demSchweregrad, der zeitlichenDauer sowie demAlter
und Geschlecht der Kinder oder Jugendlichen« (Krieger et al., 2007,
S. 13). Darauf möchte ich nicht näher eingehen.Wichtig in diesemZu-
sammenhang ist zu wissen, dass Gewalt gegen Kinder und Jugendliche

6. Formen der Kindeswohlgefährdung und mögliche Signale

41



in der Regel keine einmalige Handlung ist, sondern »ein aus mehre-
ren Elementen zusammengesetztes Syndrom negativer Einwirkungen
(Handlungen und Unterlassungen) auf das Kind« (Maywald, 2014,
S. 22). Zwischen den Misshandlungsformen gibt es einen Zusammen-
hang, der »logisch« oder auch »funktional« ist. Das ist dann der Fall,
wenn Misshandlungsformen eingesetzt werden, um andere Misshand-
lungsformen zu ermöglichen oder zu decken (vgl. Krieger et. al., 2007,
S. 14).

Folgen von Vernachlässigung und Gewalterfahrungen sind nicht
klar zuordenbar und es gibt dafür keine klaren Indizien. Franz Moggi
beschreibt geschlechtstypische Unterschiede in den Signalen. Männli-
che und weibliche Opfer von sexualisierter Gewalt leiden so nach einer
Studie von David Finkelhor gleich häufig unter den Kurz- und Lang-
zeitfolgen, jedoch zeigen Jungen eher externalisierende und Mädchen
eher internalisierende Kurzzeitfolgen (vgl. Moggi, 2005, S. 98).

Vernachlässigung

Je nach Alter variieren Kriterien für Vernachlässigung. Im Kleinkindal-
ter kann sich eine Vernachlässigung dahin gehend äußern, dass Eltern
nicht wissen, womit ihr Kind gerade spielt. Im Schulkindalter wäre ein
Indiz für Vernachlässigung, dass die Eltern die beste Freundin ihrer
Tochter nicht kennen und nicht wissen, wo und mit wem sie sich gera-
de aufhält.

Wichtig bei der Definition der Vernachlässigung ist die Kenntnis
über altersgerechte Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen. In der
Regel ist Vernachlässigung an Unterlassungen in der Beaufsichtigung
und Betreuung der Kinder, im Mangel an Kontakt und Unterstützung
bei der Befriedigung grundlegender Bedürfnisse und gesundheitlicher
Bedarfe zu erkennen. Aber auch die mangelnde Bereitschaft, Gefahren
vom Kind abzuwenden, kann ein Hinweis für Vernachlässigung sein.
Das Erkennen und Beschreiben von Vernachlässigung bedarf in der Re-
gel einer längeren Zeit und mehr Kontakt. Je jünger das Kind, desto
größer ist die Gefahr der Vernachlässigung. Vernachlässigung gehört zu
der häufigsten Form von Kindeswohlgefährdung. Kindler beschreibt
Vernachlässigung imHandbuch für Kindeswohlgefährdung nach §1666
BGB als einen »schleichenden Verlauf mit sich erst allmählich aus-
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bauenden Beeinträchtigungen der kindlichen Entwicklung« (Kindler
et al., 2006, S. 41f.). In den ersten Lebensjahren kann aber eine Ver-
nachlässigung dessen ungeachtet rasch zu einem lebensbedrohenden
Zustand werden.

Vernachlässigung wird von Krieger und Kolleg_innen in verschie-
dene Kategorien unterschieden. Sie beschreiben einen Unterschied
zwischen physischer und psychischer sowie aktiver und passiver Ver-
nachlässigung (vgl. Krieger et al., 2007, S. 16f.). Auch Kindler gliedert
die Formen der Vernachlässigung in verschiedene Bereiche (vgl. Kind-
ler et al., 2006, S. 40ff.).

Demnach wird als physische Vernachlässigung bezeichnet, wenn
die Versorgung des Kindes durch unzureichende Ernährung, Pflege
und hygienische Mängel gekennzeichnet ist. Die Unterlassung von
Sicherheitsmaßnahmen und medizinischer Hilfe und der Mangel an
Wohnraum lässt sich ebenfalls als Form von physischer Vernachlässi-
gung beschreiben.

PsychischeVernachlässigung istgekennzeichnetdurchunzureichen-
de emotionale Zuwendung und Aufmerksamkeit, fehlende Bindungs-
angebote, mangelnde Konversation, fehlende Beachtung und erziehe-
rische Einflussnahme und Förderbedarfe (z.B. durch Anregung zum
Spielen). Sie kann sich auch im Mangel an Wärme in der Beziehung
zum Kind und in der fehlenden Reaktion auf emotionale Signale des
Kindes ausdrücken. Kindler unterscheidet hier nochmals differenzier-
ter in emotionale und in kognitive Vernachlässigung.

Aktive Vernachlässigung wird als bewusste Vernachlässigung durch
Essensentzug als Sanktion und Verweigerung von medizinischer Ver-
sorgung beschrieben, wohingegen die passive Vernachlässigung auch
als unbewusste Vernachlässigung durch unzureichendes Wissen und
mangelnde Aufmerksamkeit, zum Beispiel altersunangemessenes Al-
leinlassen über einen langen Zeitraum, definiert ist. Unkenntnis über
den Aufenthaltsort des Kindes oder des_der Jugendlichen kann als ak-
tive oder passive Vernachlässigung auftreten.

Physische Gewalt

Günther Deegener spricht bei physischer Gewalt explizit von »Ohr-
feigen; Schlagen mit Händen, Stöcken, Peitschen; […] Verbrennen mit
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heißem Wasser oder Zigaretten; auf den Ofen setzen; Einklemmen in
Türen oder Autofensterscheiben; Piksen mit Nadeln; ins kalte Bade-
wasser setzen und untertauchen; eigenen Kot essen und Urin trinken
lassen;Würgen; Vergiftungen« (Deegener, 2005, S. 37).

Nicht zu unterschätzen sind die psychischen Auswirkungen bei
Kindern und Jugendlichen, die körperliche Gewalt nach sich ziehen.
Dazu gehören Verängstigung und Einschüchterung. Jede physischeGe-
walt ist auch eine seelische. Körperlich misshandelte Kinder werden
zudem häufig vernachlässigt.

Züchtigung als Mittel zur Bestrafung von Kindern und Jugendli-
chen, die sichnicht entsprechendderErwartungenderEltern verhalten,
wird heute teilweise noch immer, wenn auch nicht mehr so stark wie
in der Vergangenheit als vertretbare Handlung betrachtet. »So glaub-
ten 1996 z.B. noch 35% der Eltern, auf Grund der Rechtslage ihrem
Kind den ›Po versohlen‹ zu dürfen, während es heute ›nur‹ noch
19% sind« (ebd., S. 42). Erst im Jahr 2000 wurde durch das »Gesetzes
zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung und zur Änderung des Kin-
desunterhaltsrechts« im §1631 des Bürgerlichen Gesetzbuches eine
Passage aufgenommen, die das Recht von Kindern auf gewaltfreie Er-
ziehung formuliert:»Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung.
Körperliche Bestrafung, seelische Verletzung und andere entwürdigende
Maßnahmen sind unzulässig« (§1631 Abs. 2).

Psychische Gewalt

Psychische Gewalt lässt sich nur schwer an einzelnenHandlungen fest-
machen. Darüber hinaus ist sie nicht leicht von unpädagogischem,
rüdem, falschem, aber noch rechtmäßigem Erziehungsverhalten abzu-
grenzen. Im Unterschied zur Vernachlässigung ist sie vorsätzlich und
aktiv. Sie geht über eine Vernachlässigung hinaus und schädigt aktiv
die Psyche und Entwicklungsmöglichkeit des Kindes oder des_der Ju-
gendlichen. Das können dauerhafte alltägliche Beschimpfungen sein,
aber auch das Isolieren und Einsperren gehört dazu – bis hin zu mas-
siven Bedrohungen, sogar Todesandrohungen (vgl. Deegener, 2005,
S. 38).

Krieger und Kolleg_innen beschreiben psychische Gewalt als den
»Kern aller Misshandlungsformen« (Krieger et al., 2007, S. 17). Da-
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mitmeinen sie, dass physische Gewalt und sexuellerMissbrauch immer
auch mit einer psychischen Gewalt einhergehen. Vergleichsweise häu-
fig tritt psychische Gewalt aber auch als eine für sich alleine stehende
Misshandlungsform auf (vgl. ebd., S. 14).

Im Handbuch Kindeswohlgefährdung nach §1666 BGB und All-
gemeiner Sozialer Dienst sind fünf Unterformen von psychischer
Gewalt zu finden, die Kindler nach einer noch differenzierteren Auf-
listung von James Garbarino übernommen hat. Diese sind wie folgt
beschrieben:
➢ ständiges Herabsetzen, Beschämen
➢ Zwang zu strafbarem oder selbstzerstörerischen Handeln
➢ Verweigerung emotionalerResponsivität (Signale undBedürfnis-

se des Kindes nach emotionaler Zuwendung werden anhaltend
und in ausgeprägter Form übersehen und nicht beantwortet)

➢ Isolation von altersentsprechenden sozialen Kontakten
➢ ständiges Drohen bis hin zu Todesdrohungen (vgl. Kindler et al.,

2006, S. 45)

Sowohl Kindler als auch die »American Professional Society on Abuse
of Children« (APSAC) fassen unter den Begriff der psychischen Ge-
walt auch besondere Situationen wie:
➢ Kinder werdenZeugen von elterlicherGewalt untereinander (in-

direkte Form von psychischer Gewalt)
➢ gezielte Entfremdung des Kindes vom getrenntlebenden Eltern-

teil (vgl. Deegener, 2005, S. 111)

Sigrid Tschörpe-Scheffler beschreibt in ihrem Buch Fünf Säulen der
Erziehung auch übermäßiges, altersunangemessenes »Behüten« des
Kindes als eine Form der psychischen Gewalt. Deegener vertritt diese
Meinung ebenfalls. Besonders beim Fehlen eines Elternteils muss hier
die sehr frühe und dauerhafte Rollenzuschreibung eines Erwachsenen
erwähnt werden.

Die Grenze zwischen psychischer Gewalt und einem noch tolerier-
baren Erziehungsverhalten ist schwierig und beinhaltet eine Grauzo-
ne, die es genau zu durchschauen gilt. Die Gefährdung kann durch
die Risikoabschätzung und daraus folgendeHilfsangebote abgewendet
werden.
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Sexueller Missbrauch

Im Alltag und in der wissenschaftlichen Literatur existieren eine Viel-
zahl von Begriffen für diesen einen Tatbestand. Im Bereich der Kin-
deswohlgefährdung und in Abgrenzung zu sexualisierter Gewalt im
Jugendverband und unter Jugendlichen soll für Formen von Kindes-
wohlgefährdung im familiären und sozialenNahraumvonKindern und
Jugendlichen der Begriff »sexueller Missbrauch« verwendet werden,
da er so auch im Gesetz verwendet wird.

Kinder, die Opfer von sexuellemMissbrauch werden, sind häufig
Drohungen, Gewalt- und Strafandrohungen ausgesetzt. Der psychi-
sche Druck ist meist enorm, dem die Opfer aufgrund der oft emo-
tionalen Verbundenheit mit dem Täter oder der Täterin ausgesetzt
sind. Sie trauen sich nicht, Hilfe zu holen und geben sich oft selbst
die Schuld. Andreas Jud beschreibt zwei Aspekte bei Missbrauch
durch Bezugspersonen: Zum einen sind die Betroffenen durch die
Handlung einer Vertrauensperson mit der Verletzung persönlichster
Erfahrungen konfrontiert, zum anderen mit einemVertrauensbruch.
Das zieht häufig Ambivalenzkonflikte nach sich (vgl. Fegert et al.,
2015, S. 42). Wie mit Eltern bei innerfamilialem Missbrauch um-
gegangen wird, beschreibt Dirk Bange als kontrovers diskutiert. So
sagt er, dass sich die Einbeziehung der Familien bei innerfamilialem
Missbrauch in vielen Fällen wesentlich schwieriger gestaltet als bei
einemVerdacht auf außerfamilialen sexuellenMissbrauch. In Famili-
en passiert es häufig, dass sexueller Missbrauch übersehen, geleugnet
oder totgeschwiegen wird. Bei der Risikoeinschätzung ist dies zu be-
achten und hier nochmals auf §8a Abs. 4 SGB VIII hinzuweisen:
»Dabei sind die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Ju-
gendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des
Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.« So gilt in
einem solchen Fall, die Gespräche mit dem nicht missbrauchendem
Elternteil sorgfältig vorzubereiten. In der Regel sind Verantwortli-
che in der verbandlichen Jugendarbeit für solche Gespräche nicht
ausgebildet und vorbereitet, daher ist es bei einem Verdacht auf sexu-
ellen Missbrauch von Anfang an wichtig, eine Unterstützung durch
spezielle Fachpersonen zu suchen und gegebenenfalls das Jugendamt
einzuschalten. Besonders gilt das auch bei der Beteiligung der Be-
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schuldigten. Hier ist das Risiko besonders hoch, dass der Täter oder
die Täterin »das Kind unter Druck« setzt und »den Kontakt zu
den Hilfeeinrichtungen zu unterbinden« versucht (vgl. Fegert et al.,
2015, S. 208f.).

Erwachsenenkonflikte um das Kind

Trennen sich Eltern, hat das immer auch Folgen für das Kind. Wenn
die Bezugspersonen in dieser Situation durchUnterlassung oder aktives
Handeln das Kind in diesen Konflikt involvieren, kann das Folgen für
das psychischeWohl des Kindes haben.

Weitere Situationen sind hochstrittige »Familienkonflikte, Um-
gangskonflikteundHerausgabekonfliktezwischenHerkunftselternund
Pflegeeltern oder anderen Unterbringungseinrichtungen« (Kunkel,
2006, S. 22). Dabei sind Eltern oftmals durch ihre emotionale Be-
troffenheit nicht mehr in der Lage, ihre partnerschaftlichen Probleme
getrennt von ihrer Verantwortung als Eltern zu sehen und zumWohle
der Bedürfnisse ihrer Kinder zu agieren.Mit diesemVerhalten zwingen
Eltern ihr Kind in einen emotional sehr starken Konflikt. Wenn Kin-
der unvorbereitet in den Streit ihrer Eltern hineingezogen werden und
als »Prellbock« für die Eltern herhalten müssen, werden sie in einen
Loyalitätskonflikt gezwungen, der eine weitere Krisensituation für sie
bedeutet.

Elternkonflikte um das Kind stellen für sich betrachtet in der Regel
keine unmittelbare Gefahr für das Kindeswohl dar. Gleichwohl kann
es in Kombination mit anderen Faktoren eine verstärkende Wirkung
haben.

Autonomiekonflikte junger Menschen

Gerade im Bereich der Jugendarbeit kann diese Form relevant sein. Auf
dem Weg zum Erwachsenwerden ist die Entwicklung der Autonomie
wesentlich. Eine altersgerechte Verselbstständigung des_der Jugendli-
chen ist für die psychosoziale Entwicklung elementar. Diese üblichen
Autonomiekonflikte stellen dann eine Gefahr für dasWohl des_der Ju-
gendlichen dar, wenn Bezugspersonen diese Ablösung missachten oder
verhindern.
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Signale von Kindeswohlgefährdung

Grundsätzlich gilt, dass es keine Signale gibt, die eindeutig auf das Vor-
liegen von Kindeswohlgefährdung hinweisen. Bestimmte Merkmale
machen ein genaueres Hinschauen allerdings notwendig. Vor allem,
wenn sie in Kombination mit anderen Merkmalen auftreten. Ein In-
diz ist sicher das eigene »Bauchgefühl«. Eine plötzliche, vielleicht
auch aggressive, Verhaltensänderung eines Kindes in der Kindergrup-
pe, ein Mädchen, das nicht auf die Ausflüge mit darf, ein Kind, das
nicht mitspielen darf, weil es unangenehm riecht, kann ein Hinweis
sein, kann aber auch trügen, denn einige Verhaltens- und körperli-
che Veränderungen gehören zu normalen Entwicklungen im Kindes-
und Jugendalter oder auch zu einem jugendlichen Modestil. Von ei-
ner Kindeswohlgefährdung darf also nicht zwangsweise ausgegangen
werden. Andererseits kann sie auch nicht grundsätzlich ausgeschlos-
sen werden.

Signale sind in unterschiedlichen Bereichen zu finden: sei es in der
kognitiven Entwicklung, dem psychischen oder sozialen Verhalten des
Kindes oder des_der Jugendlichen, der körperlichen Versorgung, in der
Beziehung und dem Verhalten zu wichtigen Bezugspersonen oder in
derWohnsituation.

Vorhandene Auflistungen von Signalen, wie sie auch im An-
hang (A4) zu finden ist, darf nicht als eine Liste verstanden werden,
an deren Ende die Antwort »ja« oder »nein« gegeben wird. Sie ist
eher so zu verstehen, dass die aufgelisteten Signale dann eine Aufmerk-
samkeit erfordern, wenn mehrere dieser Hinweise beobachtet werden.
Diese Zusammenstellungen, wie sie zum Beispiel auch die Ankerbei-
spiele für den Kinderschutzbogen beinhalten, dienen den Fachkräften
bei der Einzelfalleinschätzung als Orientierung und erleichtern dar-
über hinaus die Kommunikation mit Eltern und in der kollegialen
Beratung.

Lutz Goldberg fasst die benötigte Haltung von Fachkräften in der
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen als aufmerksame, jedoch gelas-
sene Wahrnehmung von Auffälligkeiten im Verhalten der ihnen anver-
trauten Kinder und Jugendlichen: »Sie sollten voreilige Rückschlüsse
von unspezifischen Symptomen auf sexuellen Missbrauch unterlassen,
allerdings offen für spontane Mitteilungen von Kindern und Jugendli-
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chen über sexuelle Übergriffe bleiben und darauf interessiert und mit
Hilfeangeboten reagieren« (Fegert et al., 2015, S. 151).

7. Gewichtige Anhaltspunkte

GewichtigeAnhaltspunkte»sinddasauslösendeMoment fürdieWahr-
nehmung des Schutzauftrages« (Wiesner, 2015, §8a Rn. 14). Darunter
ist zu verstehen, dass konkrete Hinweise oder ernstzunehmende Ver-
mutungen über eine Gefährdung vorliegen müssen.

Diese gewichtigen Anhaltspunkte müssen Fachkräfte durch eigene
Wahrnehmung oder unmittelbar von Kindern, Eltern oder Dritten er-
halten. Gewichtige Anhaltspunkte sehen je nach Arbeitsfeld spezifisch
aus, auch sind altersspezifische Differenzierungen zu berücksichtigen.
So sind »Lebensumstände bzw. Tun oder Unterlassen der Eltern mit
den Bedürfnissen eines konkreten Kindes in Beziehung zu setzen«
(Kindler et al., 2006, S. 35). Je nach Alter können Handlungen der El-
tern, zum Beispiel Schütteln, erhebliche Gefahren sein.

Zur rechtzeitigen Einschätzung von Kindeswohlgefährdung ver-
wenden Fachkräfte Indikatorenlisten, die auf eine im §1666 BGB
beschriebene Gefährdungslage hinweisen. Als ein Beispiel ist hier der
Orientierungskatalog mit Ankerbeispielen für den Stuttgarter Kinder-
schutzbogen zu erwähnen. Die Ankerbeispiele sind aus dem Wissen
und der Erfahrung der SozialenDienste der Jugendämter Stuttgart und
Düsseldorf entstanden. Sie wurden mit der Methode der »Kommuni-
kativen Validierung«5 entwickelt und dienen der Orientierung bei der
Einschätzung. Das Besondere dabei ist, dass die Ankerbeispiele in ein-
zelne Altersmodule unterteilt sind (0–3, 3–6, 6–14 und 14–18 Jahre).
Eine ideale Liste kann es jedoch nie geben, da die Einschätzung ein
hochkomplexer Vorgang ist und nur im Gesamten zu betrachten sinn-
voll und hilfreich ist. Dabei spielen nebenAltersdifferenzierungen auch
Differenzierungen nach Geschlecht und im Jugendalter sogar nach ju-
gendkulturellen Szenen eine wichtige Rolle.

5 Im Dialog tauschen sich Forscher und Beforschte über die erarbeiteten Ergeb-
nisse aus, daraus entstehen weitere wichtige Erkenntnisse, die wiederum in
die Ergebnisse eingearbeitet werden.
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8. Risikoeinschätzung

Nach Kindler ist die Definition einer Risikoeinschätzung im Zusam-
menhang mit Kindeswohlgefährdung ein »Prozess der Informations-
sammlung und der darauf aufbauenden fallbezogenen Überlegungen
zur Wahrscheinlichkeit des zukünftigen Auftretens einer oder meh-
rerer Formen von Kindeswohlgefährdung« (Deegener, 2005, S. 53).
Es liegt erst dann eine Kindeswohlgefährdung vor, wenn die Wahr-
scheinlichkeit hoch ist, dass eine geistige, seelische oder körperliche
Beeinträchtigung vorhanden ist und nicht, wenn subjektiv das Kindes-
wohl nicht ausreichend gefördert wird.

Friederike Alle bezeichnet die Abschätzung als »eine äußerst kom-
plexe und diffizile Aufgabe« (Alle, 2010, S. 53). Durch diese mul-
tidimensionale Betrachtungsweise ist das Einbeziehen von mehreren
Fachkräften und auch einer insoweit erfahrenen Fachkraft bei der Ein-
schätzung notwendig. Eine Auseinandersetzung mit dem Thema und
die damit verbundene Erlangung von Fachkenntnissen ist unabdingbar,
um eine möglichst große Sicherheit zu erlangen, denn eine »Interven-
tion im Zusammenhangmit einer Kindeswohlgefährdung kann für das
Kind und auch die Familie sehr einschneidend […] und mit langfristi-
gen Folgen […] verbunden sein« (ebd.).

Es gibt kein gesichertes System von Indikatoren für eine Gefähr-
dung, bestimmteAnhaltspunkte können jedoch auf ein erhöhtes Risiko
hinweisen. Es ist immer eine subjektive Sichtweise, ob man aus der
Kumulation verschiedener Elemente möglicherweise Hinweise inter-
pretiert, dass eine Risikoschwelle überschritten ist.

Nach Heinz Kindler und Wulfhild Reich hat der Begriff Abschät-
zung mindestens drei Aspekte (vgl. Kindler & Reich 2006, S. 63):
1. Sammlung relevanter Informationen
2. Bewertung dieser Methoden
3. nachvollziehbare Dokumentation der Ergebnisse

Der Stuttgarter Kinderschutzbogen mit den Orientierungskatalogen
für verschiedene Lebensalter kann hier ein hilfreiches Instrument sein.
Im Rahmen des Stuttgarter Kinderschutzprojekts wurde er in einem
Zeitraum von 18 Monaten zwischen Oktober 2000 und März 2002
entwickelt und erprobt. Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) – in Per-
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son von Dr. Heinz Kindler – begleitete dieses Projekt wissenschaftlich.
In Kooperation zwischen den Jugendämtern Stuttgart und Düsseldorf
wurde dieser Bogen zum inzwischen wegweisenden Diagnoseinstru-
ment zur Gefährdungseinschätzung weiterentwickelt. Die Grundlage
für die darin aufgeführten Ankerbeispiele sind Längsschnittstudien zur
Entstehung von Misshandlung, die auf ihre wissenschaftlich nachge-
wiesene Aussagekraft überprüft wurden.

Thomas Trenczek fasst das in der Kinderschutzpraxis bewährte
Vorgehen in vier Fragen zusammen:

»1. Gewährleistung desKindeswohls: Inwieweit ist dasWohl desKindes

oder Jugendlichen durch die Eltern/Sorgeberechtigten gewährleis-

tet oder ist dies nur zum Teil oder überhaupt nicht der Fall?

2. Problemakzeptanz: Sehen die Eltern/Sorgeberechtigten und die

Kinder oder Jugendlichen selbst ein Problem oder ist dies weniger

oder gar nicht der Fall?

3. Problemkongruenz: Stimmen die Eltern/Sorgeberechtigten und die

beteiligten Fachkräfte in der Problemkonstruktion überein oder ist

dies weniger oder gar nicht der Fall?

4. Hilfeakzeptanz:SinddiebetroffenenEltern/Sorgeberechtigtenund

Kinder oder Jugendlichen bereit, die ihnen gemachten Hilfeange-

bote anzunehmen und zu nutzen oder ist dies nur zumTeil oder gar

nicht der Fall?« (Trenczek, 2008, S. 50).

WerdendieseFragen imProzessderRisikoeinschätzungdahingehendbe-
antwortet, dass Eltern dasWohl des Kindes nicht gewährleisten können,
die Probleme nicht als solche gesehen werden, die Sichtweise von Fach-
kräften und Eltern bezüglich des Problems kongruent sind und Eltern
nicht bereit sind die Hilfsangebote zu nutzen, ist die Risikoeinschätzung
dahin gehend zu interpretieren, dass dasWohl des Kindes gefährdet ist.

9. Risikofaktoren für die Gefährdung
des Kindeswohls

In der Literatur wird seit einigen Jahr(zehnt)en darüber diskutiert,
»welche Faktoren das Risiko für Mädchen und Jungen erhöhen, dass

9. Risikofaktoren für die Gefährdung des Kindeswohls
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sie Opfer sexualisierter Gewalt werden« (Fegert et al., 2015, S. 104).
So ist es in der Bewertung der Faktoren ausschlaggebend, wie hoch die
statistische Wahrscheinlichkeit ist, dass bei vorliegenden Risiken auch
eine Gefährdung vorliegt. Die Anzahl der Studien, die sich mit den
Risikofaktoren für die Gefährdung des Kindeswohls auseinandersetzen
ist in den letzten 30 Jahren beachtlich gewachsen (vgl. Kindler & Lillig,
2005, S. 10). Auchwenn einzelne Faktoren für sich genommen kein Ri-
siko darstellen und als Hinweise für eine spätere Entwicklungsstörung
interpretierbar sind, können sie in Kombination durchaus eine Gefähr-
dung begünstigen.

Sowerden imAllgemeinen folgendeRisikofaktoren füreineGefähr-
dung der positiven und gesunden Entwicklung von Kindern genannt
(vgl. Bender & Lösel, 2005, S. 317ff.; Kindler et al., 2006, S. 117ff.;
Fegert et al., 2015, S. 104ff.):
➢ niedriger sozioökonomischer Status
➢ beengteWohnverhältnisse großer Familien
➢ geringer Altersabstand der Kinder von weniger als 18Monaten
➢ soziale Isolation der Familie durch wenige Sozialkontakte in der

Nachbarschaft oder innerhalb der Familie
➢ Belastungen der Eltern (psychische »Störungen«, schlechte Schul-

bildung,schwereErkrankung,Alkohol-/Drogenabhängigkeit,starke
beruflicheAnspannung, eigeneGewalterfahrungen inderKindheit)

➢ Trennung/Verluste von Elternteilen
➢ Konflikte in der Familie (Ehekonflikte, Erziehungsprobleme,

Kriminalität)

Einige dieser Faktoren können auch unter der Überschrift »Krise«
zusammengefasst werden: Krisen, in denen sich Familien oder einzel-
ne Personen innerhalb von Familien befinden. Als Ursachen sind aber
auch die eigene Hilflosigkeit und Überforderung der Bezugspersonen
zu benennen.

Kunkel beleuchtet in seiner Ausführung der Entstehungsbedingun-
gen auch die gesellschaftlichen Entwicklungen und Phänomene, »die
das Auftreten vonMisshandlungen begünstigen, wie ein generell hohes
Maß an Gewaltbereitschaft, […] [die] befürwortende oder zumindest
ambivalente Haltung gegenüber Körperstrafen als Erziehungsmittel
und eine mangelnde Akzeptanz von Kindern und ihrer Rechte« (Kun-
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kel, 2006, S. 23). Auch Bange beschreibt Risiken aus dem Einfluss des
gesellschaftlichen und kulturellen Kontextes. Er zählt hier zu den Ri-
siken die Einstellung zur kindlichen Sexualität, den (leichten) Zugang
zu Kinderpornografie, wenige Rechte von Kindern und patriarchale
Strukturen. Zudem können sich alkoholisierte Täter_innen aus ihrer
Verantwortung ziehen, wenn es innerhalb der Gesellschaft eine hohe
Toleranz gegenüber Taten unter Alkoholeinfluss gibt oder sexualisierte
Gewalt strafrechtlich nur sehr gering verfolgt wird (vgl. Fegert et al.,
2015, S. 106).

Auch Risiken auf der Ebene des Kindes, die eine Gefährdung des
Kindeswohls begünstigen, sind als Faktoren zu berücksichtigen. Dazu
gehören unter anderem:
➢ Frühgeburten und damit verbundene Erschwernis des Bezie-

hungsaufbaus zur Bezugsperson
➢ Kinder mit Behinderung und gleichzeitig geringeren Möglich-

keiten, sich zurWehr zu setzen (vgl. ebd., S. 105)
➢ »Schreikinder«
➢ Kinder mit Verhaltensauffälligkeiten wie Hyperaktivität
➢ Mädchen

Tschörpe-Scheffler weist mit ihrem Modell der »Fünf Säulen der
Erziehung« auf die entwicklungsfördernde und entwicklungshem-
mende Unterstützung der Eltern durch das Erziehungsverhalten hin.
Förderlich und damit wenig risikobehaftet ist ein eindeutiges »ja«
zum Kind, zur Verantwortung und Zuständigkeit und zu Übernahme
der Mutter- und Vaterrolle. Dieses zeigt sich in den fünf Säulen Liebe,
Achtung, Kooperation, Struktur und Förderung (vgl. Tschörpe-Scheff-
ler, 2009, S. 305f.). Das Modell ist ein idealtypisches und stellt mit
demGegenüber der entwicklungshemmenden Erziehung eine Vorlage
zur Reflexion des eigenen Verhaltens von Eltern und Pädagog_innen
dar. So gilt es, mithilfe dieser Strukturelemente, »entwicklungsför-
derndes Verhalten zu ›maximieren‹ und entwicklungshemmendes zu
›reduzieren‹« (ebd., S. 307). Als entwicklungshemmende Unterstüt-
zung der Eltern beschreibt Tschörpe-Scheffler emotionale Kälte und
dessen anderes Extrem, die Überfürsorge, die Missachtung, Chaos,
die mangelnde Förderung und Überforderung des Kindes (vgl. ebd.,
S. 307ff.).

9. Risikofaktoren für die Gefährdung des Kindeswohls
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Dirk Bange nennt als Schutzfaktoren auf der Ebene des Kindes
ein hohes Selbstbewusstsein und gute schulische oder sportliche Leis-
tungen, die sich wechselseitig verstärken und damit zusammenhängen.
Schutzfaktoren innerhalb der Familie sei eine gute Bindung innerhalb
des Familiensystems zu einem Elternteil oder auch zu einem Geschwis-
terkind (Fegert et al., 2015, S. 105f.).

10. Datenschutz

Durch die Neuregelung des SGB VIII haben sich Änderungen erge-
ben, die den Datenschutz einschränken und die Datenweitergabe im
Zusammenhang mit dem Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung in
gewisserWeise erleichtern.

Grundsätzlich hat jeder das Recht, selbst über die Preisgabe und
Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen (vgl. Art. 1 in
Verbindung mit Art. 2 GG), daher ist eine Datenübermittlung grund-
sätzlich zulässig, wenn die Einwilligung des Betroffenen vorliegt. Diese
Einwilligung muss schriftlich erfolgen. In der Kinderschutzpraxis ist es
daher wichtig, den Eltern, dem Kind oder einem anderen Übermittler
der Sozialdaten transparente Information über die genaue Weitergabe
und den Folgen daraus für eine weitere Zusammenarbeit zu geben (vgl.
Ministerium für Bildung, 2005, S. 9). Von einer Zustimmung kann
nicht immer ausgegangen werden. Zu beachten ist, dass eineWeiterga-
be der Informationen»ohne entsprechendes Einverständnis vonEltern
und deren Kindern […] eine massive Belastung der Vertrauensbezie-
hung« (Meysen, 2007, S. 32) darstellt.

Wenn die Rechte von Kindern und Jugendlichen verletzt werden,
ihrWohl gefährdet ist, tritt der Datenschutz in denHintergrund. So ist
ein Rechtfertigungsgrund zurWeitergabe der Daten immer dann gege-
ben, wenn gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung
vorliegen. Diese rechtfertigenden Notsituationen sind in §34 StGB be-
schrieben und erlauben eineWeitergabe der Informationen dann, wenn
nur dadurch die Gefahr vom Kind abgewendet werden kann.

Im Zusammenhang mit der Erfüllung des Schutzauftrags bei Kin-
deswohlgefährdung sind die §§61–65 SGB VIII als Grundlage zu
sehen. Nach §61 Abs. 3 SGB VIII gelten die Bestimmungen zum Da-

Bedeutung zentraler Begriffe

54



tenschutz bei freien Trägern der Jugendhilfe durch Vereinbarungen
entsprechend.

DieDatenerhebung regelt §62 SGBVIII. Demnach dürfen alle Da-
ten erhoben werden, die für die Erfüllung des Schutzauftrages nach §8a
SGB VIII notwendig sind (vgl. §62 Abs. 1 SGB VIII). Diese Daten
müssen allerdings nachAbsatz 2 bei der betroffenen Person selbst erho-
ben werden und diese muss über den Zweck informiert werden. Abs. 3
Nr. 2d erlaubt die oft erforderliche Erhebung der Daten von Dritten
bei einer Gefährdungsabschätzung.

Vom Gesetzgeber werden anvertraute und nicht anvertraute Sozi-
aldaten unterschieden. Sozialdaten umfassen alle personenbezogenen
Angaben, die zu einer Identifizierung und Charakterisierung einer Per-
son beitragen und die im Zusammenhang mit Jugendhilfeaufgaben
erhoben oder verwendet werden (vgl. §67 Abs. 1 SGB X). Anvertraute
Daten sind besonders geschützt und wurden von der betreffenden Per-
son erzählt. Nicht anvertraute Sozialdaten wurden durch Beobachtung
erhoben.

Nicht anvertrauteSozialdatendürfenzudemZweck, zudemdieDa-
ten erhobenwurden, weitergegebenwerden (vgl. §64Abs. 1 SGBVIII).

Die Übermittlung von anvertrauten Daten ist nur zulässig, wenn
die betroffene Person einwilligt (§65Abs. 1Nr. 1 SGBVIII) bzw. wenn
es gesetzlich erlaubt ist. Diese gesetzliche Erlaubnis derDatenübermitt-
lung im Zusammenhang mit der Erfüllung des Schutzauftrages und
drohender Misshandlungsgefahr leitet sich aus §65 Abs. 1 Nr. 2–5
SGB VIII ab. Für Freie Träger der Jugendhilfe gibt es hier die Mög-
lichkeit, bei einer Gefährdung von Kindern bzw. Jugendlichen andere
Fachkräfte zur Fachberatung gemäß §8a hinzuzuziehen. In diesem Fall
kanndieÜbermittlung der anvertrautenDaten auch ohneZustimmung
der Betroffenen an die Fachberatung erfolgen.

Der Gesetzgeber hat mit der Regelung den Fachkräften der freien
Jugendhilfe eine Verantwortung übergeben, die darin besteht, dass die-
se Fachkräfte die Hemmschwelle gegenüber dem Jugendamt abbauen
und auf die Annahme derHilfen vonseiten der Erziehungsberechtigten
hinwirken (vgl. Meysen, 2007, S. 32). Nach §64 Abs. 2a SGB VIII ist
die Übermittlung der Sozialdaten an eine Fachkraft, die der Einrich-
tung nicht angehört in anonymisierter oder pseudonymisierter Form
möglich.

10. Datenschutz
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Unabhängig davon, ob ein_e Mitarbeiter_in bei einem Träger der
öffentlichen oder der privaten Jugendhilfe tätig ist, muss jede_r einzel-
ne Mitarbeiter_in die strafrechtliche Schweigepflicht (besser bekannt
als ärztliche Schweigepflicht) beachten, wenn er einer der in §203
Abs. 1 StGB genannten Berufsgruppen angehört ( Jugendberater_in-
nen, staatlich anerkannte Sozialarbeiter_innen oder staatlich anerkann-
te Sozialpädagog_innen).

Der oftmals wichtige Austausch im Netzwerk des Stadtteils und
im Gemeinwesen ist laut Gesetz nicht vorgesehen und auch nicht er-
laubt. Für die Risikoeinschätzung wäre das inmanchen Fällen hilfreich.
Das beschreibt auch Thomas Meysen mit den Worten: »Gelebte Ko-
operation bedarf der Kommunikation. Doch so einfach lässt sich das
zwischen Professionellen in helfenden Berufen nicht bewerkstelligen«
(ebd., S. 30). Durch das Recht wird das Vertrauensverhältnis zwischen
Klient und Helfer geschützt, doch oft stellt sich der Erfolg der Hilfen
durch die interinstitutionelle Kommunikation ein. Es gibt Netzwerke
in Stadtteilen, deren Einrichtungen sich bei der Anmeldung der Kin-
der von dieser Schweigepflicht entbinden lassen. Sie argumentieren den
Eltern gegenüber, dass dies zum Schutz des Kindes sei. Betroffene Fa-
milien »haben in aller Regel Angst und Scham vor einer Offenbarung
ihrer Problematik, vor einemVerlust elterlicher Autonomie, davor, dass
ihnen ihre Kinder weggenommenwerden« (ebd., S. 31). Ob daher die-
ser Weg ein geeignetes Mittel ist oder diejenigen abschreckt, bei denen
ein Risiko besteht, muss an anderer Stelle diskutiert werden.

Im §72a ist noch eine weitere Rede vom Datenschutz. Hier geht es
um die Dokumentation der Einsichtnahme in das erweiterte polizeili-
che Führungszeugnis. Hier wird genau beschrieben, wie die Dokumen-
tation rechtlich sicher zu erfolgen hat:

»Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen […] das Datum

des Führungszeugnisses und die Information erheben, ob die das Füh-

rungszeugnis betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1

Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger der öffentlichen

und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenenDaten nur speichern, ver-

ändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der

Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis ge-

wesen ist, erforderlich ist« (vgl. §72a Abs. 5 SGB VIII).

Bedeutung zentraler Begriffe

56



So sagt auch Wiesner in seinem Kommentar zum §72a SGB VIII,
dass bei vorliegendem Tätigkeitsausschluss der Name der Person und
die Tatsache dessen, dass ein Tätigkeitsausschluss vorliegt, sofern die
Tätigkeit schon aufgenommen wurde, dokumentiert werden darf. Die
Löschung derDatenmuss spätestens dreiMonate nach Beendigung der
Tätigkeit erfolgen. Sollte die Tätigkeit noch nicht aufgenommen wor-
den sein, so muss die Information sofort gelöscht werden. Bei Personen
ohne verwertbarenEintrag in das erweiterte Führungszeugnis darf nach
den Bestimmungen des §72a nur der Name und das Datum der nächs-
ten Einsichtnahme dokumentiert werden (vgl. Wiesner, 2015, Rn. 48).

Vorlagen, zum Beispiel des KVJS, folgen diesem Kommentar nicht
ganz, wenn sie die Möglichkeit der Kennzeichnung von Tätigkeitsaus-
schluss durch»Ja«- und»Nein«-Kästchen imDokumentationsbogen
aufnehmen. Ein Vorschlag zur Dokumentation findet sich im An-
hang (A5).

Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Auch bei
keinem Eintrag im erweiterten Führungszeugnis sind die Daten unver-
züglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine
Tätigkeit nach Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 wahrgenommen wird.
Andernfalls sind die Daten spätestens drei Monate nach der Beendi-
gung einer solchen Tätigkeit zu löschen.

10. Datenschutz
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Die Bedeutung des Schutz-
auftrags für die verbandliche
Jugendarbeit

Freiwilligkeit, Selbstorganisation und Partizipation sind die Schlag-
worte, welche die Prinzipien der verbandlichen Jugendarbeit beschrei-
ben. Eine Beteiligungs- und Lebensweltorientierung sind die Quali-
tätsmerkmale von Jugendarbeit. Diese Strukturmerkmale sind bei der
Entwicklung von Konzepten und der Wahrnehmung von Risikofak-
toren für die verbandliche Jugendarbeit zu beachten. Im Kinder- und
Jugendhilfegesetz hat der Gesetzgeber dieser besonderen Rolle von
Jugendverbänden, -gruppen und Initiativen einen eigenen Paragrafen
gewidmet. So beschreibt der §12 SGB VIII diese Selbstorganisati-
on, -verwaltung und Mitverantwortung. Die Interessen von jungen
Menschen werden durch die Jugendverbände vertreten. Kinder- und
Jugendverbandsarbeit ist durch soziale, politische und gesellschaftliche
Wertvorstellungen geprägt und kann somit niewertfrei sein.DerKom-
munalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS)
beschreibt das Wesen der verbandlichen Jugendarbeit als Förderung
von jungen Menschen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Mitgliedern der Gesellschaft. Jugendarbeit richtet sich an alle.
Die Beteiligung und Teilnahme an den Angeboten, Gruppen und Pro-
jekten ist freiwillig. In der Regel richten sich diese Angebote an die
Kinder und Jugendlichen direkt, oft auch ohne festen Austausch und
Kontakt mit den Eltern. Auch gesetzlich ist festgeschrieben, dass die
Arbeit mit den Eltern kein Merkmal der Jugendarbeit ist (vgl. §§11
und 12 SGB VIII). Die Fachkräfte und ehrenamtlich Mitarbeitenden
in der Jugendarbeit sind oft in engem Kontakt mit den Kindern und
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Jugendlichen und stellen Vertrauenspersonen dar (vgl. KVJS, 2009,
S. 37).

Die Interessen der Kinder und Jugendlichen stehen in der ver-
bandlichen Jugendarbeit im Vordergrund. Sie ist lebensweltlich und
sozialräumlich orientiert. Erste Erfahrungen in der Mitwirkung, -be-
stimmung und -verantwortungmachenKinder und Jugendliche in der
Gruppenarbeit. In Seminaren zur Mitarbeiter_innenbildung, den Ju-
gendleiterschulungen ( JuLeiCa-Schulungen), steigen sie in den Pro-
zess der Meinungsbildung und Entscheidungsfindung im Verband
ein. Jugendliche und junge Erwachsene können sich in der verband-
lichen Jugendarbeit frei entwickeln und ausprobieren, bis hin zur
Übernahme von Leitungsfunktionen. Häufig gibt es einen fließenden
Übergang zwischen Teilnehmen und Leiten. Jugendverbandsarbeit
unterstützt Kinder und Jugendliche in derWahrnehmung eigener Be-
dürfnisse und der Formulierung dieser in öffentlichen und politischen
Gremien. Durch nicht formelle Bildungsprozesse hat die verbandli-
che Kinder- und Jugendarbeit einen besonderen Stellenwert in der
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. Die sogenannten »Soft
Skills« wie Verantwortungsgefühl, Sozialkompetenz, Teamfähigkeit
und Kritikfähigkeit sind nicht in der Weise über einen formellen Bil-
dungsprozess in der Schule zu erwerben, wie es in den nicht formellen
Bildungsprozessen der verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit der
Fall ist.

EinWesensmerkmal der verbandlichen Jungendarbeit ist das ehren-
amtliche Engagement. Jugendliche und junge Erwachsene engagieren
sich unentgeltlich, freiwillig und selbstbestimmt; dennoch ist das Enga-
gement von Verbindlichkeit und Verantwortung geprägt. Auch wenn
das Engagement zeitlich befristet ist.

ImHintergrundpapierdesDeutschenBundesjugendringszumSchutz-
auftrag wird darauf hingewiesen, dass die Umsetzung des Schutzauftrages
in der verbandlichen Jugendarbeit sowohlChancen als auchRisiken birgt.
Zum einen sind die Gruppenleiter überwiegend ehrenamtlich Mitarbei-
tende, die keine Experten für Kinderschutz sind. Zum anderen haben sie
aber durch ihre Nähe zu den Kindern und Jugendlichen einen Vertrau-
ensvorschuss gegenüber den Mitarbeitenden des öffentlichen Trägers der
Jugendhilfe, sodass sie leichter kleine Signale, seien sie offen oder versteckt,
als Hilferufe interpretieren können (vgl. DBJR, 2010, S. 1f.).
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Laut demDeutschenVerein für öffentliche undprivate Fürsorgewä-
re die Kinder- und Jugendhilfe ohne ehrenamtliches Engagement nicht
denkbar. Für ihn »ist es daher von großer Bedeutung, die Prävention
in diesem Feld als Teil eines allgemein akzeptierten Selbstverständnisses
und einer täglich gelebten Normalität herauszubilden, ohne dabei eine
Atmosphäre vonVerdächtigungen undMisstrauen zu schaffen« (Deut-
scher Verein, 2012, S. 2f.). Im weiteren Verlauf seiner Empfehlung weist
er daraufhin, dassGefährdungssituationenundÜbergriffenicht aufden
Bereich der Kinder- und Jugendhilfe beschränkt sind, sondern überall
dort, wo Kinder und Jugendliche in Angeboten zu finden sind. Daher
ist seine Forderung, für alle Arbeitsbereiche (außerhalb der Jugendhilfe,
im sportlichen, kulturellen oder schulischen Bereich u. a.) Präventions-
angebote und Schutzkonzepte zu entwickeln (vgl. ebd., S. 6).

Die verbandliche Jugendarbeit ist aufgefordert, ehrenamtlich En-
gagierte für die Thematik des Schutzauftrages zu sensibilisieren und
darin zu qualifizieren, wesentliche Anhaltspunkte für Misshandlung
zu erkennen und professionell mit der Erkenntnis umzugehen. Weiter
sind fachlich kompetente Ansprechpersonen zu benennen. Drei Jahre
nach Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes sind zahlreiche Ju-
gendverbände sich dieser Verantwortung bewusst. Seit 2009 gibt es in
den bundesweit einheitlichen Qualitätsstandards für die Schulungen
im Rahmen der Jugendleitercard ( JuLeiCa-Schulungen) das Thema
Kindeswohlgefährdung als festen Bestandteil.

Vielfältig findetman in der Literatur Empfehlungen zu undKonse-
quenzen aus den §§8a und 72a SGB VIII für die verbandliche Kinder-
und Jugendarbeit. Die Inhalte sind ähnlich und behandeln die gleichen
Themen. Erwähnt sei hier die Empfehlung des Deutschen Bundes-
jugendrings (DBJR, 2006) und von Erich Jordan und Sigrid Bathke
( Jordan & Bathke, 2006, S. 97). Zusammengefasst kann man die dort
aufgeführten Konsequenzen so formulieren:
➢ Sensibilisierung und Qualifizierung aller Mitarbeitenden (eh-

ren- und hauptamtlich Beschäftigter) und auch der Kinder und
Jugendlichen

➢ verbindlicheAufnahmedesThemenfeldes indieAusbildung zum
Jugendleiter und zur Jugendleiterin

➢ thematischeBearbeitungdesThemenfeldes inderGruppenarbeit
➢ fachlicher Austausch der hauptamtlich Beschäftigten
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➢ Entwicklung von strukturellen Rahmenbedingungen, Transpa-
renz im Verband, um Übergriffe zu verhindern bzw. schnellst-
möglich aufdecken zu können

➢ Entwicklung und Verankerung von allgemeingültigen und inter-
nen Verfahrensregelungen und Dokumentationen

➢ genaueres Hinschauen der Fachkräfte und Hinzuziehen von er-
fahrenen Fachkräften bei Verdachtsmomenten auf Kindeswohl-
gefährdung

➢ Selbstverpflichtungserklärungen für ehrenamtlichMitarbeitende
➢ Benennen von Ansprechpartnern

Gunda Voigts hält darüber hinaus die Entwicklung von einer Hand-
reichung für Ehrenamtliche und von speziellen Informationsangeboten
für den Bereich der Ferienaktionen und -fahrten für notwendig (vgl.
Voigts, 2005, S. 50).

Diese Empfehlungen finden sich auch im Abschlussbericht des
Runden Tisches Sexueller Missbrauch, der von 2010 bis 2011 von
der damals eingesetzten Unabhängigen Beauftragten für Kindesmiss-
brauch (UBSKM) Dr. Christiane Bergmann einberufen wurde. Ihr
Nachfolger Johannes-Wilhelm Röhrig hat mit der Kampagne »Kein
Raum für Missbrauch«6 diese Empfehlungen weiterentwickelt und als
Bestandteile von Schutzkonzepten beschrieben. Somit gehört zu der
Auseinandersetzung mit dem Schutzauftrag Folgendes:
➢ Leitbild, das heißt festgeschriebenes Bewusstsein über die Prä-

ventionsverantwortung innerhalb des Arbeitsfeldes
➢ Verhaltenskodex, das heißt Verhaltensregeln innerhalb des Ar-

beitsfeldes (siehe Anhang A9)
➢ Fortbildungen für mit Kindern- und Jugendlichen arbeitenden

haupt- und ehrenamtlichen Personen
➢ erweitertes Führungszeugnis und die Regelungen hierzu
➢ Partizipation von Kindern und Jugendlichen als fester Bestand-

teil der Arbeit
➢ Präventionsangebote für Kinder und Jugendliche
➢ Informationsveranstaltungen über die Präventions- und Schutz-

konzepte für alle Beteiligten, auch für die Eltern

6 www.kein-raum-fuer-missbrauch.de
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➢ Beschwerdeverfahren mit Ansprechpersonen, welches im Falle
einer Vermutung genutzt werden kann

➢ Notfallplan für den Krisenfall und bei Verdacht (siehe An-
hang A8)

➢ Kooperation mit Fachberatungsstellen zur fachlichen Beratung
und Unterstützung (vgl. Fegert &Wolff, 2015, S. 429ff.)

Die verbandliche Jugendarbeit war in den letzten Jahren sehr aktiv in
der Entwicklung und Umsetzung von präventiven Schutzmaßnahmen
für Kinder und Jugendliche. So sind einige beachtenswerte Modelle
entstanden. Auchwenn ehrenamtlich Tätige keine Fachkräfte im Sinne
des §72 SBGB VIII sind, so haben sie trotzdem durch das allgemeine
Verständnis von Jugendverbandsarbeit bei einem Fall von Kindeswohl-
gefährdung oder bei Grenzüberschreitungen, Übergriffen oder gar se-
xualisierter Gewalt durch Betreuungspersonen imVerband zu handeln.
Dieses Handeln sollte in Schulungen besprochen werden.

Eine große Stärke von verbandlicher Jugendarbeit ist die gemeinsa-
me Entwicklung von Themen mit Kindern und Jugendlichen. Durch
die Nähe zur Lebenswirklichkeit der Kinder und Jugendlichen ist hier
gerade ein präventiver Ansatz möglich, der nicht über ein »vordefi-
niertes Curriculum« eingeschränkt wird (vgl. Deinet, 2006, S. 28).
Ebenso unterstreicht das Hintergrundpapier des DBJR von 2010 die-
sen Gesichtspunkt:

»Die Jugendverbände leisten mit ihrem Angebot und ihrer Methodik

einen zentralen Beitrag gegen Gewalt an Kindern. Sie stärken Kinder

und Jugendliche in ihrer Persönlichkeit und unterstützen sie, ihre eige-

nen Grenzen zu erkennen und selbstbewusst zu artikulieren« (DBJR,

2010, S. 1).

So kann man die Bedeutung des Schutzauftrages in der verbandlichen
Jugendarbeit vomSelbstverständnis ableiten, ein sicherer und geschütz-
ter Raum für Kinder und Jugendliche zu sein, der auch ohne eine
Vereinbarung mit dem öffentlichen Träger gestaltet wird. Vor diesem
Hintergrund kann die Konsequenz gesehen werden, dass die verband-
liche Jugendarbeit ihre ehrenamtlich Mitarbeitenden für das Thema
sensibilisieren und schulen soll. Durch diese gedankliche Vorbereitung
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auf konkrete Verdachtsmomente im Vorhinein können Abläufe stan-
dardisiert werden. Im konkreten Verdachtsmoment und dem dadurch
ausgelösten Stress und der Unsicherheit kann eine solche Maßnahme
hilfreich sein.Wichtig ist hierbei, die Engagierten nicht zu überfordern,
sondern ihnen Kompetenzen zu vermitteln, die es ihnen ermöglicht,
aktiv zu werden.

1. Vereinbarungenmit dem Jugendamt

DurchdieVeränderungen imSGBVIII durchdasBundeskinderschutz-
gesetz haben sich auch die Voraussetzungen für die Vereinbarungenmit
dem Jugendamt verändert. Hier ist eine Differenzierung der Vereinba-
rungen notwendig:
➢ Vereinbarungen im Zusammenhang mit dem Tätigkeitsaus-

schluss einschlägig vorbestrafter Personen (§72a SGB VIII)
➢ Vereinbarungen zum Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(§8a SGB VIII)

Vereinbarungen nach §72a SGB VIII

Im Bereich der Vereinbarungen nach §72a SGB VIII ist die Einschrän-
kung auf freie Träger von Diensten und Einrichtungen entfallen. Seit
der Neuregelung beziehen sich die Vereinbarungen eindeutig auf alle
freien Träger. Somit ist der Bereich des Tätigkeitsausschlusses einschlä-
gig vorbestrafter Personen in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
durch Vereinbarung mit dem öffentlichen Träger auch ein Thema für
die verbandliche Jugendarbeit.

Die imVorfeld der Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes ge-
äußerte Kritik des bürokratischenAufwandes vonseiten der Jugendver-
bände wurde innerhalb des Evaluationsberichtes der Bundesregierung
als »gering« eingestuft und in den Forschungsergebnissen als nicht
bestätigt erwiesen. Hier kritisiert der Deutsche Bundesjugendring das
Vorgehen der Evaluation, denn»[b]elastbare Forschungsergebnisse lie-
gen zu diesem Thema insbesondere deswegen nicht vor, weil […] diese
Thematik und hier u. a. die Arbeit der Jugendverbände, im Rahmen
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der Evaluation nicht tiefergehend untersucht wurde« (DBJR, 2016,
S. 4).

Hier forderte der Deutsche Bundesjugendring in seiner ersten Stel-
lungnahme 2015 eine Entbürokratisierung und im Hinblick auf den
Datenschutz eine gute Lösung (DBJR, 2015). Dass hier das Wie und
nicht dasOb infrage gestellt wird, zeigt den hohen Stellenwert des Kin-
derschutzes und des Verantwortungsbewusstseins in der verbandlichen
Jugendarbeit.

Wie sich die Gesetzeslage in diesem Punkt ändert, kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt (August 2016) noch nicht gesagt werden, da mögliche
Änderungen des SGB VIII bisher nicht öffentlich diskutiert werden.

Vereinbarungen nach §8a SGB VIII

Bei den Adressaten der Vereinbarungen gibt es weiterhin die Ein-
schränkung auf Einrichtungen undDienste der Jugendhilfe. Und somit
betrifft die Regelung nur den Teil der verbandlichen Jugendarbeit, die
Träger von Einrichtungen sind. Zu den Vereinbarungen bei Verdacht
auf Kindeswohlgefährdung wurden vor allem vor dem Inkrafttreten
des Bundeskinderschutzgesetzes viele Stellungnahmen und Einschät-
zungen veröffentlicht. So vertrat Gunda Voigts dieMeinung, dass »wir
Ehrenamtliche mit Vereinbarungen zur Frage des Kinderschutzes, zu-
mindest in der Jugendarbeit« überfordern (Voigts, 2006, S. 177).
Sie begründet ihre Haltung damit, dass in der verbandlichen Kinder-
und Jugendarbeit überwiegend ehrenamtliche Jugendliche eineGruppe
leiten. Dennoch sieht sie es für notwendig an, ehrenamtlich Mitarbei-
tende nicht vollständig aus der Verantwortung, die die Thematik des
Kinderschutzes mit sich bringt, herauszuhalten. Auch sie hat darauf
hingewiesen, dass Vereinbarungen mit Jugendverbänden nur dann ab-
geschlossen werden sollen, wenn diese Träger von Einrichtungen und
Diensten sind, jedoch sollte »im Einzelfall überlegt werden, ob es sinn-
voll ist, eine freiwillige Vereinbarung abzuschließen« (Voigts, 2005,
S. 51), wenn der Jugendverband dies wünscht. Sie weist darauf hin, dass
dies dann aber eine für beide Seiten gewinnbringende Kooperations-
vereinbarung sein muss, die sich nicht auf den §8a stützen kann. Diese
Vereinbarungen

1. Vereinbarungen mit dem Jugendamt
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➢ dürfen keine negativen Auswirkungen auf die finanzielle Gestal-
tung des Verbandes haben,

➢ dürfen das staatliche Wächteramt nicht auf den Jugendverband
übertragen,

➢ müssen auch Serviceleistungen des Jugendamtes beinhalten und
➢ sollten gemeinsam erarbeitetet Standards für Verfahrensabläufe

festhalten (vgl. ebd., S. 51f.).

In Baden Württemberg hat sich eine Arbeitsgruppe unter Federfüh-
rung des Kommunalverbands für Jugend und Soziales (KVJS) gebildet,
die 2006 speziell für den Bereich der Jugendarbeit Regelungen bezüg-
lich der Vereinbarungmit Jugendämtern erarbeitet hat. DieseHinweise
wurden nach dem Inkrafttreten des Bundeskinderschutzes im Februar
2014 angepasst und ergänzt. Die Veröffentlichung erfolgte über ein ge-
meinsames Rundschreiben mit Anlagen des Ministeriums für Arbeit
und Soziales, des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport sowie
des Kommunalverbandes für Jugend und Soziales. In diesenHinweisen
wird sehr deutlich dargestellt, dass beimAbschluss vonVereinbarungen
zwischen Jugendämtern und Trägern von Einrichtungen und Diensten
in denArbeitsfeldern Jugendarbeit etc. arbeitsfeldspezifischeBesonder-
heiten berücksichtigt werden müssen. Eine ganz wesentliche Aussage
darin ist:

»Es erscheint deshalb wenig sinnvoll, mit Jugendorganisationen und

Jugendverbänden förmliche Vereinbarungen nach §8a SBG VIII abzu-

schließen, es sei denn, die Jugendorganisation betreibt eine Einrichtung

mit hauptamtlichen Fachkräften, die mit Mitteln der öffentlichen Ju-

gendhilfe bzw. von Gemeinden finanziell gefördert wird (z.B. Jugend-

zentrum). Bildungsstätten dieser Organisationen, in denen lediglich

kurzfristigeVeranstaltungendurchgeführtwerden, können ebenfalls von

Vereinbarungen ausgenommen werden« (KVJS, 2014, S. 8).

2. Regelungen und Transparenz imVerband

Beschäftigt man sich mit den Risikobereichen, so findet man in der
Fachliteratur viele Hinweise auf das besonders hohe Risiko für Macht-
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missbrauch und Grenzverletzungen in Arbeitsfeldern, in denen zwi-
schen Erwachsenen und Jugendlichen eine emotionale und dichte Be-
ziehungbesteht, sei sie ehrenamtlichoderberuflich (vgl. Fegert&Wolff,
2015, S. 307). Bei der Aufdeckung von Fällen sexualisierter Gewalt in
Internaten und Schulen der letzten Jahre wurde deutlich sichtbar, dass
die Struktur der Einrichtung im Zusammenhang mit Gewalt eine ent-
scheidende Rolle spielt.

Daher ist ein transparenter Umgang mit dem Thema von hoher
Wichtigkeit. In der Literatur finden sichHinweise auf den Zusammen-
hang von Organisationsstruktur und Schutz vor sexueller Gewalt.

In einem Fachbeitrag von Beate Steinbach wird dieser Zusammen-
hang erläutert. Nach deren Erkenntnis bietet eine nach außen abge-
schottete Organisation mit großem Machtgefälle und autoritären Lei-
tungsstrukturen große Möglichkeiten, sexuelle Gewalt zu vertuschen
und zu verdecken. Sie erwähnt aber auch, dass sogenannte »Laissez-
faire«-Organisationen dieses Risiko ebenso in sich tragen. Ein partner-
schaftlicher Umgang und transparente Leitungsstrukturen sind immer
wieder Thema der Auseinandersetzung in der verbandlichen Jugendar-
beit. Die Umsetzung gelingt nur durch Mitwirkung aller Beteiligten
und sollte immer wieder Thema auf allen Ebenen des Verbandes sein
(Steinbach, 2015, S. 186f.).

Verbandliche Jugendarbeit kann sich im Bereich der Prävention
stark für den Schutz vonKindern einsetzen. Prävention hat jedoch zwei
Seiten: Zum einen geht es um die pädagogischenMethoden in der kon-
kreten Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen. Hier gibt es viele
Arbeitshilfen undAuseinandersetzungen, die das Selbstverständnis der
verbandlichen Jugendarbeit widerspiegeln.

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Prävention sind aber auch die
strukturellen Methoden. Dazu gehören die organisatorischen Struktu-
ren desVerbandes.Wesentlich zu einer strukturellen Prävention gehört,
dass die Leitungsebene diese Auseinandersetzung will und unterstützt.
Präventionmuss in derOrganisation verankert sein und sich amWissen
über Strategien vonTäter_innen orientieren.Wichtig ist eine übergrei-
fende Auseinandersetzung, die nicht nur punktuell, sondern kontinu-
ierlich angelegt ist.

Die Einflussnahme und dieHandlungsmöglichkeiten bezüglich der
Eltern sind in der verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit begrenzt.
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Eine Hinwirkung auf Inanspruchnahme von Hilfen ist nicht immer
möglich. Dennoch kann versucht werden, die vertrauensvolle Basis zu
den Eltern, wo sie vorhanden ist, zu nutzen. In den Fällen, wo die
Voraussetzung für eine Zusammenarbeit mit den Eltern oder Sorgebe-
rechtigten fehlt, muss der Träger sich schneller direkt an das Jugendamt
wenden und dieses über die Beobachtungen informieren. Das gilt auch,
wenn Fachkräfte beobachten, dass ein Kind oder ein_e Jugendliche_r,
bei dem ein gewichtiger Verdacht auf Gefährdung des Wohls vorliegt,
nicht mehr zu den Veranstaltungen oder Gruppen kommt (vgl. KVJS,
2009, S. 42).

3. Vorgehen bei Verdachtsfällen

Grob eingeteilt gibt es drei unterschiedliche Situationen bezüglich der
Intervention gegen sexualisierte Gewalt innerhalb eines Verbandes. In
allen drei Situationen gibt es ein paar spezifische Dinge zu beachten.
Daher ist es wichtig, sich über die Art des Krisenfalls bewusst zu sein.
1. LiegtdieGefährdungdesKindesinnerhalbdesfamiliärenUmfeldes?
2. Geht die Gefährdung des Kindes von einem ehrenamtlichMitar-

beitenden aus?
3. Handelt es sich umÜbergriffe unter Gleichaltrigen?

Alle drei Fälle haben die gleichen – bzw. zumindest schwerwiegende –
Auswirkungen auf die Betroffenen, jedoch sind unterschiedlicheHand-
lungspläne erforderlich. Auch ist es ein Unterschied, ob das Kind oder
die_der Jugendliche sich anvertraut hat oder ob man durch dessen Ver-
halten oder Beobachtung eine Vermutung hat.

Im Folgenden werden zwei unterschiedliche Vorgehensweisen bei
einemVerdacht aufKindeswohlgefährdung beschrieben und analysiert.

Vorgehen nach Reinhold Schone

Reinhold Schone hat auf Grundlage des §8a SGB VIII für freie Träger
ein Verfahrensschema entwickelt, auf dem man die einzelnen Hand-
lungsschritte verfolgen kann.
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Abb. 1: Schaubild nach Expertise von Prof. Dr. Reinhold Schone (ISA, 2006, S. 97)

Der erste Schritt, nachdem der Verdacht auf eine vorliegende Kin-
deswohlgefährdung aufkommt, ist die Ersteinschätzung durch Fach-
kräfte, Leitung und erfahrene Fachkraft. In der verbandlichen Ju-
gendarbeit muss man sich über das konkrete Vorgehen verständigen,
wenn Ehrenamtliche Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung
feststellen.Wie schon im Kapitel der Begriffsklärungen beschrieben,
ist es in der Regel so, dass sie sich immer zunächst an eine haupt-
amtlich beschäftigte Person wenden müssen. Da sie keine Fachkräfte
im Sinne des Gesetzes sind, haben sie auch keine Handlungspflicht,
jedoch leitet sich aus dem Selbstverständnis der Jugendverbandsar-
beit der Grundsatz des Schutzes von Kindern und Jugendlichen ab
und daher die Information an eine entsprechende Fachkraft. Sollte
diese Ersteinschätzung ergeben, dass das geistige, körperliche oder
seelische Wohl des Kindes gefährdet ist, ist der nächste Schritt ein-
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zuleiten. Dieser besteht darin, dass die Gefährdungseinschätzung
konkretisiert wird, hierzu wird eine insoweit erfahrene Fachkraft
hinzugezogen. Bestätigt sich hingegen der Verdacht nicht, sollte bei
Bedarf auf eine Inanspruchnahme oder Hilfe hingewirkt werden,
welche die Situation verbessert. Das Verfahren wäre dann erst einmal
beendet.

Ergibt sich bei der zweiten Prüfung – mit der insoweit erfahrenen
Fachkraft – ein verhärteter Verdacht, so sind zwei Handlungsschritte
denkbar: Kontaktaufnahme mit den Eltern bzw. den Personensorgebe-
rechtigten und dem Kind bzw. der_dem Jugendlichen oder direkt mit
dem Jugendamt oder dem Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD), wenn
die Gefährdung akut ist.

In der verbandlichen Jugendarbeit sindMitbestimmungundSelbst-
bestimmung wichtige Elemente, diese sollten auch bei einer Verdachts-
abklärung gewahrt werden, zudem sind sie vomGesetz her Pflicht. Der
Träger sollte in diesem Schritt auf die Inanspruchnahme von Hilfen
zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung hinwirken, soweit er selber
keine geeignete Hilfe anbieten kann.

Nehmen die Eltern Kontakt mit dem Jugendamt/ASD auf, dann
ist für die Einrichtung der Fall abgeschlossen, wenn nicht, muss eine
Meldung an den öffentlichen Träger durch die Einrichtung erfolgen.

Vorgehen bei Verdachtsfällen nach Ulrich Deinet

Eine weitere Zusammenstellung ist der von Ulrich Deinet (2006)
dargestellte Verfahrensablauf für Jugendeinrichtungen; sie ist in ih-
rer Darstellung einfacher, inhaltlich unterscheidet sie sich jedoch
kaum.
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Tab. 2: »Expertise: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung – Kinder- und

Jugendarbeit« (nach Deinet, 2006)

UlrichDeinet ergänzt dieHandlungsschrittemitHinweisen, die für die
Einrichtungen bzw. das Team hilfreich sein können. Eine erste Hand-
lung nach dem Verdacht einer Kindeswohlgefährdung beschreibt er in
der Information der Einrichtungs- bzw. der Teamleitung. In einer kolle-
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gialen Fallberatung sollenweitereMaßnahmen abgeklärt werden.Diese
kollegiale Fallberatung wird entsprechend der verbandsinternen Struk-
tur mit haupt- und ehrenamtlich Beschäftigten durchgeführt. Wird in
dieser Fallberatung dasGefährdungsrisiko als hoch eingeschätzt, erfolgt
die Information an den Träger.

Sind in der Einrichtung fachliche Kompetenzen, so kann der wei-
tere Schritt innerhalb der Trägerschaft erfolgen. Ist das nicht der Fall,
hat der Träger hierfür eine externe, insoweit erfahrene Fachkraft hinzu-
zuziehen. Nach einer weiteren kollegialen Beratung in der Fachgruppe
erfolgt dasGesprächmit der_demBetroffenen und denEltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten, sofern die Hilfe dadurch nicht gefährdet wird.

Wird diese Hilfe nicht angenommen und vonseiten der Eltern die
Inanspruchnahme der Hilfen beim Jugendamt nicht in die Wege gelei-
tet, ist der Kontakt zum Jugendamt durch eine festgelegte Person aus
der Einrichtung aufzunehmen.

Deinet weist darauf hin, dass alle Schritte zu dokumentieren sind.
Bei der Weitergabe der Daten sind die datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen zu beachten (vgl. Deinet, 2006).

Vergleich der Modelle zum Vorgehen bei Verdachtsfällen in
der verbandlichen Jugendarbeit

DieHandlungsaufforderung des §8a greift erst zu demZeitpunkt,wenn
sich Hinweise auf eine Kindeswohlgefährdung ergeben. Es ist nicht
Aufgabe und Pflicht von Fachkräften oder gar ehrenamtlich Mitarbei-
tenden, sich detektivisch mit einem »kriminalistischen« Spürsinn auf
die Suche nach Fällen von Kindeswohlgefährdung zu machen. Jedoch
sollten einem Verdacht und »Bauchgefühl« nachgegangen werden.

WennMitarbeitende einen Verdacht haben oder ihnen ein konkre-
ter Fall anvertraut wird, entstehen vielerlei Gefühle, mit denen man
zurechtkommenmuss. Entscheidend für einen guten Verlauf beim wei-
teren Vorgehen sind klare Handlungsvorgaben im Jugendverband. Da-
her ist es wichtig, dass Jugendverbände sich im Vorfeld Gedanken dazu
machen, was in einem Verdachtsfall oder in einem konkreten Fall von
Kindeswohlgefährdung getan werden muss. Auch hier ist die Transpa-
renz ein wichtiger Faktor bei der Aufklärung.
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Im Vergleich der Modelle fällt auf, dass Deinet den Ablauf auf die
konkrete Situation inderKinder- und Jugendarbeit bezieht. Ermacht in
seinenHinweisen Vorschläge für die Umsetzung. Ein solcher Vorschlag
ist dieErstellung einesAblaufschemas alsGrundlageundVereinfachung
derVorgehensweise.Deinet bezieht explizit die betreffenden ehrenamt-
lichMitarbeitenden in die Fallbesprechung ein und weist damit auf die
Struktur der Kinder- und Jugendarbeit hin. Beim weiteren Vorgehen
setzt er die durch das KICK gewollte Stärkung der freien Träger in
ihren Möglichkeiten um: Er stellt durch den Hinweis auf eine träger-
interne Fachgruppe zur Kindeswohlgefährdung die damit verbundene
Kompetenzen der Träger in den Vordergrund (vgl. ebd.).

Meines Erachtens ist das Modell von Ulrich Deinet eine geeignete
Vorlage für die Umsetzung der Handlungsschritte für die verbandliche
Jugendarbeit. Zur Dokumentation der Beobachtungen und Gespräche
imkonkretenFall ist ein festgelegtesSchemasinnvoll (sieheAnhangA7).

ZurErgänzungdesModells vonDeinet sinddieHinweise vonBeate
Steinbach sehr hilfreich. Sie weist auf die besonderen Strukturmerkma-
le des ehrenamtlichen Kontextes hin, die mittels einer Risikoanalyse
herausgearbeitet werden müssen und im Handlungskonzept individu-
ell Beachtung finden sollten.

Dazu zählen für sie unter anderem:
➢ Voraussetzung für ehrenamtliches Engagement ist ein niedrig-

schwelliger, einladender Zugang, der aber auch Risiken birgt,
insbesondere, wenn es einenMangel an ehrenamtlich aktiven Per-
sonen gibt.

➢ Kleine Jugendorganisationen und -initiativen oder auch selbstor-
ganisierte Jugendgruppen verfügen eher über informelle Struk-
turen als klare Leitungs- und Entscheidungsstrukturen, was be-
züglich des Aufgreifens von Bedürfnissen und Interessen der
Zielgruppen von Vorteil ist, jedoch auch das Risiko des Miss-
brauchs enthält.

➢ Motivation des Ehrenamtes liegt in den sozialen Kontakten, den
Freundschaften und in den gemeinsamen Zielen, der Identifi-
kation mit dem Jugendverband. Im Gegensatz zum beruflichen
Umfeld ist die Grenze zwischen Ehrenamt und Privatleben nicht
immer klar, da das Ehrenamt als Teil des Privatlebens gesehen
wird (vgl. Steinbach, 2015, S. 188f.).
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Einige Verbände und (Kreis/Landes-)Jugendringe haben Handlungs-
leitfäden entwickelt. Eine Zusammenstellung empfehlenswerter Hand-
lungsleitfäden befindet sich im Anhang A8. Für größere Verbände ist
es sinnvoll, auf dieser Grundlage einen eigenen Handlungsleitfaden zu
entwickeln, der auch verbandsspezifische Besonderheiten beinhaltet,
wie Ansprechpersonen und Rufnummern. Dass dieser Leitfaden sich
dann auch zum Einsatz bei den Schulungen eignet, ist ein Grundmehr,
hier ein Augenmerk darauf zu haben.

Im Anhang A8 gibt es Anregungen, wie ein solcher Handlungs-
leitfaden aufgebaut sein kann und welche weiteren Inhalte sinnvoll
sind.

Vorgehen beim Verdacht auf Täter_innen
in den eigenen Reihen

Für die verbandliche Jugendarbeit ist das Thema des Umgangs mit
»Täter_innen in den eigenen Reihen« ein relevantes und mit Unsi-
cherheit behaftetes.Daher istnebeneinemHandlungsplanbeiVerdacht
auf Kindeswohlgefährdung immer auch das ThemaGrenzverletzungen
und Übergriffe durchMitarbeitende zu bedenken, und wie im Falle ei-
ner Vermutung oder Beobachtung vorzugehen ist.

Neben den allgemeinen Verhaltensweisen ist Folgendes für einen
Krisenplan hilfreich:
➢ unverzügliche Kontaktaufnahme zur Ansprechperson innerhalb

des Verbandes, sofern benannt. Sollte es sich um eine Täterschaft
einer hauptamtlichen Person handeln, dann Kontaktaufnahme
zum/zur Vorgesetzten.

➢ Ziel muss auf jeden Fall sein, die Übergriffe zu beenden, ohne in
vorschnellen Aktionismus zu verfallen (z.B. verdächtige Person
nicht mehr alleine mit Schutzbefohlenen lassen).

➢ Schon im Vermutungsfall müssen die Verantwortlichen deutlich
machen, dass sie auf der Seite des Opfers stehen und mit Konse-
quenzen gegenüber dem Täter/der Täterin reagieren.

➢ Was passiert bei einer falschen Verdächtigung?Wie sieht das Re-
habilitationsverfahren aus?
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Vorgehen bei Grenzverletzungen und Übergriffen
unter Gleichaltrigen

In der verbandlichen Jugendarbeit sind Mitarbeitende, ob ehren- oder
hauptamtlich, vermutlich öfters mit der Thematik der Peergewalt kon-
frontiert als mit Übergriffen durch erwachsene Bezugspersonen.

Der Umgang in solchen Situationen ist ein Thema, welches sich in
der Haltung widerspiegelt. In Handlungsfäden und Empfehlungen ist
daher der grenzachtende und respektvolle Umgang untereinander her-
vorzuheben. Auch die Frage nach denGruppenregeln ist hier zu stellen.

Mitarbeitende müssen bei Gewahrwerden von Grenzverletzungen
oder Übergriffen unter Gleichaltrigen in ihrem Verantwortungsbe-
reich eindeutig Stellung beziehen und die Situationen angemessen und
schnell klären (vgl. Enders, 2012). Auch hier gilt es, je nach Schwere
des Vorfalls eine fachlich versierte Person hinzuzuziehen. Die beteilig-
ten Kinder und Jugendlichen sollten nicht gemeinsam und nur mit
Bedacht befragt werden. Dabei sind die Schamgrenzen zu beachten. El-
tern sind zu informieren. Für alle beteiligten Kinder und Jugendliche
sowie Eltern sind Unterstützungsangebote aufzuzeigen.

4. BeauftragungvonehrenamtlichMitarbeitenden

Die Transparenz im Verband beinhaltet auch den offenen Umgang bei
der Beauftragung von Mitarbeitenden. Eine ehrenamtliche Mitarbeit
im Verband ist geprägt von Freundschaft und Beziehung zu den dort
anwesenden Menschen und spielt daher eine größere Rolle als bei be-
ruflichen Kräften. Die Motivation, sich zu engagieren, ist so vielfältig,
wieMenschen selbst verschieden sind:DerWunsch nach neuenKontak-
ten, Hilfsangebote für Bedürftige, Selbstverwirklichung und berufliche
(Neu-)Orientierung, dieWahrnehmung sozialer Verantwortung und ak-
tiver Mitbestimmung und in den kirchlichen Verbänden auch eine reli-
giöse Grundhaltung kann Motivation für ein Engagement sein. Dabei
spielen egoistische und auch altruistische Motive eine Rolle. Im Bereich
der Jugendlichen ist dieMotivation im freundschaftlichenBereich.Dort,
wo sich die Freunde aufhalten oder engagieren, wird man auch selbst
tätig. Oft ist die ideelle Bindung und die Identifikation mit dem Jugend-
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verband ein Grund, sich zu engagieren. Die Zugänge zum Ehrenamt
sind ebenso vielfältig und reichen von der traditionellen Verwurzelung
im Verband der Familie über Freundschaften bis hin zu einem inter-
essengeleiteten Suchen im Erwachsenenalter. Durch die hohe zeitliche
Inanspruchnahme der Jugendlichen durch die Schule ist zu beobachten,
dass sichdie traditionellenEhrenamtskarrieren auflösen. So zeigendieEr-
gebnisse der 17. Shell Jugendstudie einenRückgang im gesellschaftlichen
Engagement; 34 Prozent der Jugendlichen setzen sich »oft« für andere
im Alltag ein. Eine langfristige, regelmäßige Mitarbeit im Verband wird
immer seltener und »bei ehrenamtlichen Mitarbeiter/-innen besteht ei-
ne verhältnismäßig hohe Fluktuation« (Fegert & Wolff, 2015, S. 189).
Das hat auch Auswirkungen auf die Begleitung der jungen Menschen
im Ehrenamt. Die kontinuierliche Begleitung vom Jugendalter bis ins
Erwachsenenalter wurde von einer »Patchwork-Begleitung« abgelöst,
die einen Beziehungsaufbau zu der jeweiligen Person erschwert. Hinzu
kommt die hohe Mobilität durch Ausbildung oder Studium. Die verän-
derte Struktur der Ehrenamtlichkeit hat Auswirkungen auf die Personen,
die sich im Jugendverband engagieren.Dadurch, dass sich vermehrt ältere
füreinehrenamtlichesEngagement interessieren,bestehtauchdieGefahr,
dass unter ihnenMenschen sind, die pädophile Neigungen haben und in
Gefahr sind,Missbrauchstäter_innen zuwerden. Sie suchen sich bewusst
(oder auch unbewusst) eine Tätigkeit im Bereich der Jugendarbeit.

Es liegt mir fern, zu stigmatisieren und alle in der Jugendarbeit
Tätigen als potenzielle Täter_innen unter Generalverdacht zu stellen.
Jedoch kann nicht davon ausgegangen werden, dass nur Personen mit
pädophilen Neigungen zu Täter_innen werden. So gibt es genügend
Studien, die dies belegen. Bei den Täter_innen gibt es neben jenen
mit pädophilen (oder hebephilen – also mit sexueller Ansprechbarkeit
für das frühe Jugendalter) Neigungen auch Personen, die diese sexuelle
Präferenzstörung nicht vorweisen und sexuellen Missbrauch als »Er-
satzhandlung« begehen. Frauen als Täterinnen finden sich eher in der
zweiten Gruppe7 (vgl. Fegert et al., 2015, S. 110f.).

7 Im Präventionsnetzwerk »Kein Täter werden« haben sich bisher nur weni-
ge Frauen gemeldet, die angaben, pädophile Neigungen zu haben; bei ei-
ner konnte dies diagnostisch bestätigt werden (vgl. https://www.kein-taeter
-werden.de/story/52/3852.html).
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Eine differenziertere Betrachtung von Täter_innen ist an dieser
Stelle zu umfangreich und kann in den Quellen gut nachgelesen
werden.

Als Strategien von Täter_innen sind hier jedoch benannt, dass
Täter_innen planvoll vorgehen und sich an ihre potenziellen Opfer
herantasten; häufig sind diese Menschen sehr einfühlsam und für-
sorglich, auch gegenüber den Teamkolleg_innen. Sie sind sich weder
eines Unrechts bewusst noch willig, ihre Tat einzusehen. Werden sie
auf Grenzüberschreitungen angesprochen, können sie beleidigt reagie-
ren oder wechseln ihren Einsatzort. Was besonders schwierig in der
Einschätzung ist, ist, dass sie oft sehr umfangreicheErfahrungen impäd-
agogischen Bereich vorweisen können, auch gepaart mit kreativen oder
handwerklichen Fähigkeiten. Ideale Ehrenamtliche also, die besonders
geeignet erscheinenundüber hoheKommunikations- undEmpathiefä-
higkeit verfügen. Die Methoden pädophiler Mitarbeiter, die gefährdet
sind, Missbrauchstäter zu werden, sind oftmals sehr subtil (vgl. Conen,
2006, S. 57f.; Fegert &Wolff, 2006, S. 310). So gilt es, Personen, die zu
Taten neigen, im Vorfeld abzuschrecken.

Die weitere Auseinandersetzung mit Strategien von Täter_innen
führt in diesem Zusammenhang zu weit.

Nach meinen Recherchen gibt es kaum Literatur, die sich mit der
Beauftragung von Ehrenamtlichen in Bezug auf den Schutz vor Kin-
deswohlgefährdung beschäftigt. Marie-Luise Conen führt geeignete
Aspekte für die Personalauswahl von hauptamtlichen Kräften auf, die
ich aber auf Ehrenamtliche als nur eingeschränkt anwendbar ansehe.
So weist sie darauf hin, dass sich Freundschaften hinderlich auf die Prä-
vention vonKindeswohlgefährdung durch Professionelle auswirken, da
hier durch die enge Vertrautheit und eventuelle Abhängigkeiten eine
Vertuschungsgefahr bestehe; ebenso rät sie Leitungspersonen, die Bil-
dung von Insidergruppen abzumildern bzw. zu verhindern, da diese sich
»korrumpieren und Vorgehensweisen entwickeln, in denen gegenseiti-
ge VerpflichtungenGrenzverletzungen nichtmehr ansprechbar werden
lassen« (Conen, 2006, S. 62). Diesen Aspekt sehe ich im Zusammen-
hang mit Ehrenamtlichen als nicht durchführbar. Ehrenamtliche Mit-
arbeit erwächst häufig aus Gruppenzugehörigkeit und bedeutet auch,
im Rahmen der ehrenamtlichen Arbeit (und darüber hinaus) Freund-
schaften zu pflegen.
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Ehrenamtliche engagieren sichnicht über Stellenanzeigen undmüs-
sen sich in der Regel auch keinem Auswahlverfahren unterziehen. Ei-
nen Ansatz halte ich für sehr gut umsetzbar: Wenn sich Menschen
ehrenamtlich in der verbandlichen Jugendarbeit engagieren möchten,
»sollten schriftliche Informationen der Einrichtung bzw. Informa-
tionsmaterial von Verbänden eingebracht werden zu Kinderrechten,
Warnsystemen sowie Standards der Einrichtung (soweit vorhanden) zu
diesem Thema« (ebd., 2006, S. 58). Diese Standards sollten bespro-
chen werden. Durch ein solches Verfahren kann es aber auch sein, dass
eventuell gute Mitarbeiter_innen abgeschreckt werden. Daher ist es
notwendig, diesen Bereich sensibel, aber bestimmt auszugestalten. Ein
wichtiges Instrument sind die Schulungen für Ehrenamtliche. Gerade
auch im Bereich der Freizeiten, in denen oft langjährige Mitarbeitende
engagiert sind, ist die regelmäßige Thematisierung und damit die Hal-
tungsüberprüfung wichtig. Dennoch muss man festhalten: Keine noch
so kritische und sorgfältige Auswahl von Mitarbeitenden kann letzt-
endlich eine Grenzüberschreitung verhindern. Aber ein genaues Nach-
und Hinterfragen dient nach außen vor allem der Abschreckung von
Missbrauchstäter_innen und nach innen der Auseinandersetzung und
Sensibilisierung der Mitarbeitenden (vgl. ebd., S. 57).

Ein präventiver Ansatz ist es, eine Rückmeldungskultur einzurich-
ten, bei der ehrenamtlich und beruflichMitarbeitende zusammenarbei-
ten.Dennwenn ich es gewohnt bin, dass ichkonstruktiveRückmeldung
zumeinerArbeitsweise erhalte und imTeamdiese auch an andere geben
kann, fällt es mir leichter, auch unangenehme Beobachtungen kritisch
zu äußern und zu hinterfragen. Denn »fehlende Rückmeldungen an
MitarbeiterInnen [können] ein […] Grund sein, der bei MitarbeiterIn-
nen zu grenzverletzendem Verhalten beiträgt« (ebd., S. 56). Ähnlich
beschreiben es auch Markus Schnapka und Martin Stroppel: »Wenn
etwas schief läuft, gibt es in allen Teams des Arbeitslebens zunächst die
Neigung zur Verdrängung, zumNicht-Wahrnehmen, zum ›Das-regelt-
sich-schon-von-selbst‹« (Schnapka & Stroppel, 2006, S. 173).

Eine solche Gesprächskultur im Verband ist nicht leicht zu eta-
blieren. Es benötigt Mut und Entschlossenheit, sich vielleicht gegen
Traditionen zu stellen und eine klare Position zu beziehen, vor allem in
einer Zeit, in der man froh über jeden ist, der sich freiwillig im Verband
engagiert. Dennoch kann durch eigenes Reflektieren und Weiterent-
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wicklung eine offene Gesprächskultur und ein offener Umgang mit
dem Thema und eigenen Unsicherheiten entwickelt werden. Hilfreich
ist hier sicher ein strukturierter Ablaufplan für solche Gespräche und
Schulungseinheiten. Der_die durchführendeMitarbeiter_in sollte sich
hier gut einarbeiten und sich selbst bewusst entsprechende Fragen stel-
len und das eigene Handeln reflektieren. Auch konkrete Situationen
für Gesprächsanlässe in der Mitarbeiter_innenbildung sind hier sicher
hilfreich, mit den Ehrenamtlichen ins Gespräch zu kommen. Denn Eh-
renamtliche brauchen in ihrer Arbeit ein Gegenüber, das mit ihnen
Gespräche über den Umgang mit Grenzsituationen und dem Umgang
mit den Kindern und Jugendlichen führt.

Als ein geeignetes Instrument sehe ich hier besonders die Verhal-
tenskodizesmitVerpflichtungserklärung an,wie sie inzwischen in vielen
Verbänden Standard sind. Sie sollten besprochen werden und darüber
hinaus kann dieses Gespräch dazu genutzt werden, offen über die ei-
genen Empfindungen gegenüber sexueller Gewalt zu sprechen. Für
eine umfassende Auseinandersetzung ist dies jedoch nicht ausreichend.
Conen bewertet das offene Ansprechen als nicht zu unterschätzen-
den Abschreckungseffekt bei Menschen, die potenzielle Missbrauch-
stäter_innen sein könnten, »auch wenn es einige Überwindung kostet,
diese Fragen so klar und deutlich zu stellen« (Conen, 2006, S. 59).

Im Evaluationsbericht zum Bundeskinderschutzgesetz zeigte sich,
dass die Einsicht in Führungszeugnisse in einigen Fällen aufdeckend
war und ein Tätigkeitsausschluss wurde ausgesprochen.

Dennoch muss man sich bewusst sein, dass sie lediglich nur dann
etwas über Täterschaft aussagen, wenn eine Verurteilung vorliegt. »Je
jünger Personen sind, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, über
ein Führungszeugnis Hinweise auf Ungeeignetheit im Sinne des §72a
SGB VIII aus den Führungszeugnissen zu entnehmen« (DBJR, 2006,
S. 1).

5. Ausbildung von ehrenamtlichMitarbeitenden

Die zentrale Aufgabe der Jugendverbände liegt in der Verbesserung der
Schulungen inBezug auf denSchutzauftrag. In fast allen Schulungskon-
zepten der großen Jugendverbände findet man thematische Einheiten
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zu Schutz und Prävention. Oft sind ganze Schulungsordner mit diesem
Thema gefüllt. Besonders auch der Bereich der Freizeitleiterschulung
ist hier im Blick der Jugendverbände.

Es geht allerdings nicht um die Ausbildung von Experten in Sache
Kindeswohlgefährdung, wie auch Voigts ausführt, denn

»[e]hrenamtlicheMitarbeitende inder Jugendarbeit sindkeinedezidier-

ten Expert/innen für die Erkennung der Gefährdung des Kindeswohls,

wie es zum Beispiel die Fachkräfte der Erziehungshilfe freier Träger oder

des ASD der Jugendämter sind. Es kann und darf auch nicht Anspruch

sein, sie zu den Experten für die Gefährdung des Kindeswohls zu ma-

chen« (DBJR, 2006, S. 2).

Jugendleiter sollten aber für die Anzeichen einer Kindeswohlgefähr-
dung sensibilisiert werden; das hilft im Notfall, mit einer konkreten
Situation umzugehen und sich fachlichen Rat zu holen.

Die Ansprüche der Schulungskonzepte an die ehrenamtlich Mitar-
beitenden sind recht hoch und können bei jungen Mitarbeitenden zu
einer Überforderung führen, da sie nicht selten noch in der eigenen
Entdeckung von Sexualität und sexueller Orientierung sind. Daher ist
eine differenzierte Betrachtung der Schulungseinheiten je nach Alter
und Erfahrung der ehrenamtlich Mitarbeitenden notwendig.

Die Aufgabe von Schulungskonzepten muss neben der Wissens-
vermittlung im Verdachtsfall auch insbesondere die Entwicklung einer
grenzachtenden und respektvollen Haltung sein. Dies ist nur durch ei-
ne durchgehende Thematisierung der unterschiedlichen Aspekte von
sexualisierter Gewalt und deren Prävention zu entwickeln.

Im Hintergrundpapier des Deutschen Bundesjugendrings zum
Stand der Entwicklung und Umsetzung umfassender Präventionsan-
sätze in der Jungend(verbands)arbeit wird darauf hingewiesen, dass der
»Prozess der Entwicklung von Präventionsmaßnahmen […] in den Ju-
gendverbänden bereits seit ca. 10 Jahren« (ebd., S. 1) läuft. Bei vielen
Trägern finden sichkonkretePräventionskonzepte, die seit 2003erprobt
und weiterentwickelt werden. Besonders hervorgehoben werden kann
das Konzept »PräTect« vom Bayerischen Landesjugendring (BJR).

Dieses Projekt gehört zu den ältesten Präventionsprojekten gegen
sexuelle Gewalt und ist Grundlage für so manch anderes Präventions-
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projekt in der verbandlichen Jugendarbeit. Es startete 2003 als Mo-
dellprojekt. Seit 2006 gibt es daran anschließend die Fachberatung im
Bayerischen Landesjungendring. Oberste Leitziele von PräTect sind,
das Feld der Jugendarbeit für potenzielle Täter_innen unattraktiv zu
machen und ein »Netz der Sicherheit« für Jungen und Mädchen zu
entwickeln.Dies soll dadurch erreichtwerden, dass auf allenEbenender
verbandlichen Jugendarbeit präventives Handeln verankert wird. Zu
den Grundsätzen gehört, dass Prävention als Qualitätsmerkmal in der
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen angesehen wird, Erwachsene in
die Verantwortung für Prävention genommenwerden und dieNotwen-
digkeit gesehen wird, dass verbandliche Jugendarbeit ein individuelles,
auf das eigene Profil abgestimmtes Präventionskonzept benötigt. Die-
ses soll partizipativ im Prozess entwickelt werden. PräTect ist keine
Zusammenstellung von Rezepten, sondern soll durch individuelle An-
passung an die Situation für jeden Verband zurechtgeschnitten werden.
So wird auf der Homepage (www.praetect.de) unter anderem Folgen-
des angeboten:
➢ Hilfe bei der Organisation von Schulung und Fortbildung und

Vermittlung von kompetenten Referent_innen
➢ Vermittlung von Kontakten zu Beratungsstellen
➢ Info zu möglichen Präventions- und Schutzmaßnahmen in der

Jugendarbeit
➢ Info und Beratung zu einzelnen Themen (z.B. Sexualpädagogik,

geschlechtsspezifische Jugendarbeit …)
➢ Qualifizierungsreihe für Leitungs- und Fachkräfte
➢ Schulung für Vertrauenspersonen gegen sexuelle Gewalt

Auf dem »Markt« gibt es inzwischen eine Vielzahl von guter Lite-
ratur und Vorschläge für die Umsetzung des Schutzauftrages in der
verbandlichen Jugendarbeit. Auch wenn es viele verschiedene Grup-
penstundenvorschläge und andere Methodenhandbücher gibt, sollte
mit einer Umsetzung immer sensibel umgegangen werden. »So kann
beispielsweise die gut gemeinte undmethodisch durchgeplante Einheit
zur eigenen Körperlichkeit zum Missbrauch werden, wenn die indivi-
duellenGrenzen Einzelner übertretenwerden« (EJB, 2004, S. 27). Das
erfordert eine gewisse innerliche Auseinandersetzung mit dem Thema
und dem eigene Erleben der Methoden.
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Um eine gute und qualitativ hochwertige Auseinandersetzung im
Jugendverband zu gewährleisten, ist die fachliche Auseinandersetzung
und Fortbildung von hauptamtlichen Personen sowie die Einbindung
von (und Kooperation mit) Fachberatungsstellen in die Schulungsar-
beit wichtig.

Einen wichtigen Hinweis für die Durchführenden von Mitarbei-
ter_innenschulungen sehe ich darin, dass derjenige, der die Themen
»Sexualität, sexuelle Gewalt, Kindeswohlgefährdung« behandelt, be-
reit sein muss, sich selbst damit vertieft auseinanderzusetzen. Eine
Konfrontation mit konkreten Fällen ist dabei jederzeit möglich. Da-
bei ist zu beachten, dass alle Beteiligten die individuellen persönlichen
Grenzen respektieren, die durch Überforderung, unverarbeiteter Be-
troffenheit oderHilflosigkeit demThema gegenüber auftreten können.
Die Einbindung von Sexualität im Kontext der sexuellen Gewalt in der
Mitarbeiter_innenbildung des Jugendverbandes steht und fällt mit der
Offenheit und Natürlichkeit der Leitungsperson. Es ist daher Grund-
satz, dass keine Leitungsperson gezwungen werden kann, dieses Thema
zu behandeln. Hier gilt, wie im ganzen Themenbereich, die eigenen
und fremden Grenzen zu respektieren. Dennoch ist es für ein gutes
Schutz- und Präventionskonzept wichtig, dass Gelegenheiten geschaf-
fen werden, diese Themen zu besprechen und eine verbandsinterne
Haltung entwickelt wird. Ganz sicher müssen sich hauptamtlich Tätige
in der verbandlichen Jugendarbeit und gegebenenfalls auch ehrenamtli-
che Leitungskräfte in diesemBereich weiterbilden.Hiermüsste bei den
öffentlichen Jugendhilfeträgern ein Bewusstsein geschaffen werden. So
weist auchBeate Steinbachdarauf hin, dass es gerade für denBereichder
verbandlichen Jugendarbeit spezielle Fort- undWeiterbildungsangebo-
te für Fach- und Leitungspersonen geben muss. Bei Weiterbildungen
in anderen Bereichen der Jugendhilfe werden die Besonderheiten des
Ehrenamtes wenig thematisiert, weil sie »kaum eine Rolle spielen«
(Steinbach, 2015, S. 195).

Die Einbindung des Erfahrungshorizontes, des Alters und der Le-
benswelt der Teilnehmenden bei JuLeiCa-Seminaren ist im Bereich des
Kinder- und Jugendschutzesbesonderswichtig, umeineÜberforderung
zu vermeiden. Sensibilisierung und Informationen über Hilfsangebote
stehen an erster Stelle. Mit zunehmendem Alter und Verantwortung
im Verband sind die Ausbildungsinhalte dahin gehend zu präzisieren

Die Bedeutung des Schutzauftrags für die verbandliche Jugendarbeit
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und abzustimmen, dass sich entsprechende Kompetenzen im Bereich
Kinderschutz entwickeln. So braucht ein Gruppenleiter andere Kom-
petenzen als ein ehrenamtlicher Teamleiter einer Freizeit mit entspre-
chender Verantwortung.

5. Ausbildung von ehrenamtlichMitarbeitenden
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Konzeptionelle Überlegungen
zur Einbindung des Schutz-
auftrages in die Ausbildung von
ehrenamtlichMitarbeitenden

Bei der Umsetzung des Schutzauftrages in der verbandlichen Jugendar-
beit geht es einerseits darum, Kindern beizustehen, derenWohl gefähr-
det ist,undandererseits aberauchumdenSchutzvorMitarbeiter_innen,
die ihreMacht gegenüber den ihnen anvertrautenKindern und Jugend-
lichen zur Befriedigung eigener (sexueller) Bedürfnisse missbrauchen.

Die JuLeiCa-Standards von Baden-Württemberg beinhalten die
Auseinandersetzungmit dem Schutzauftrag in zwei Themenbereichen:
1. Kenntnis über den Schutzauftrag innerhalb dem Themengebiet

der rechtlichen Rahmenbedingungen von Jugendverbandsarbeit
(vgl. LJRBW, 2009, Kapitel 5.2.3)

2. Einfügung eines neuen Themengebiets innerhalb der JuLeiCa-
Standards, der sich mit Kindern und Jugendlichen in Notsitua-
tionen beschäftigt. Als konkretes Ziel wird hier benannt: »Die
Jugendleiter_innen haben sich mit dem Thema Kindeswohlge-
fährdung beschäftigt. Sie sind darüber informiert, an wen sie sich
wenden können,wenn siemit einerGefährdung desKindeswohls
konfrontiert werden« (ebd., S. 14). In den Erläuterungenwerden
die Inhalte der Schulung sehr weitgehend beschrieben. So sol-
len neben den Handlungsschritten Jugendleiter auch Kenntnisse
über die Aufgaben des Jugendamtes erhalten. Das ist sicher für
erwachsene ehrenamtlich Mitarbeitende interessant und könn-
te neben der Auseinandersetzung mit Wertehaltungen und den
Ursachen von Gefährdung unter Allgemeinbildung/Erwachse-
nenbildung ein Thema für die Vertiefungsseminare sein.
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Das Thema der Kindeswohlgefährdung sollte in den JuLeiCa-Schu-
lungen meines Erachtens in bestehende Module eingebunden werden,
um den Gedanken des Kinderschutzes als Querschnittsaufgabe zu
unterstreichen.

In der verbandlichen Jugendarbeit sind die JuLeica-Schulungen
oftmals in Form von Basis- und Aufbauseminaren konzipiert. In der
Regel sind ehrenamtlich Mitarbeitende beim Besuch des Basissemi-
nars 15 Jahre alt. Schwerpunkt dieses Seminars über fünf Tage ist
das praktische Tun: Spielpädagogik, Gruppengründung, Programm-
planung und Aufsichtspflicht. Ein Jahr später besuchen die meisten
von ihnen das fünftägige Aufbauseminar. Vertiefende Seminare mit
reflektierendem Charakter der Leitungsrolle sind Inhalt der Schu-
lung. Nach diesem Seminar und dem Besuch eines Erste-Hilfe-Kur-
ses erhalten die ehrenamtlich Mitarbeitenden die Jugendleiter-Card.
Des Weiteren gibt es Vertiefungsseminare, die sich intensiver mit be-
stimmten Themen beschäftigen. Diese sind als weitere Qualifizierung
Ehrenamtlicher gedacht und richten sich an junge Erwachsene, die
die Basisschulung besucht haben. Aufgrund der besagten Altersstruk-
tur und der Tatsache, dass junge Mitarbeitende in der Regel nicht
alleine Gruppen und Freizeiten leiten, sondern dies mit erfahrenen
Mitarbeitenden tun, sehe ich es gegeben, dass die Thematisierung
des Schutzauftrages imAufbauseminar verortet wird. Im Basisseminar
sollte das Thema jedoch auch nicht verschwiegen werden. So ist das
Aufgreifen des Leitungsverständnisses (Aufmerksamkeit dem Einzel-
nen gegenüber, respektvoller Umgang miteinander, Mitbestimmung
etc.) und der Grundhaltung gegenüber den anvertrauten Kindern ei-
ne Primärprävention, die darauf hinzielt, die Ausgestaltung der Arbeit
vor Ort dahin gehend umzusetzen, dass sie wertschätzend und för-
dernd ist.

Da die rechtlichen Grundlagen mit Aufsichtspflicht, Haftung etc.
Inhalt des Basisseminars sind, sehe ich es als notwendig an, im Auf-
bauseminar noch eine kurze Rechtseinheit unterzubringen, die den
Schutzauftrag zum Inhalt hat.

Wesentliche Ziele für eine Einbindung in die bestehenden Module
der Basisbildung sind:
➢ Kenntnisse über den Schutzauftrag
➢ Sensibilisierung

Konzeptionelle Überlegungen zur Einbindung des Schutzauftrages in die Ausbildung …
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➢ Auseinandersetzungmit möglichen Anhaltspunkten für die Kin-
deswohlgefährdung

➢ Wissen über die notwendigen Handlungsschritte

Diese Ziele gelten in der Form auch für die aufgeführten Bausteine für
die Vermittlung des Themas bei Teamtreffen und thematischen Aben-
den für Jugendgruppen.

Ein sehr wichtiges Angebot der Jugendverbände sind Freizeiten.
Hier ist ein großer Bereich für ehrenamtliches Engagement vorhan-
den. Viele Freizeiten werden ohne Beteiligung von hauptamtlichen
Kräften durchgeführt, daher sind Schulungsmodule gerade in diesem
Bereich wichtig, um das Verständnis und die Regeln des Verbandes zu
verankern.

Im Folgenden versuche ich verschiedene Themenbereiche aufzu-
greifen, die sich für die Integration in bestehende Module eignen,
und hilfreiche Methoden zu benennen. Im Anhang sind die Metho-
den zu finden, die für ein Verständnis hilfreich sind. Bei anderen ist
die entsprechende Literatur angegeben. In der Regel haben die Teil-
nehmenden bei den Aufbauseminaren etwas Gruppenleitererfahrung.
Durch ihr doch recht junges Alter kann nicht von einer umfassenden
Kenntnis und Erfahrung ausgegangen werden. Die Wahrscheinlich-
keit, dass von (sexualisierter) Gewalt betroffene Jugendliche in den
Seminaren sind, ist gegeben und sollte bewusst sein.Wie es gelingt, das
Thema angemessen aufzugreifen, ohne die jungen Ehrenamtlichen zu
überfordern, ist bei jeder Gruppenzusammensetzung erneut zu prüfen
und zu beantworten. Hier ist die Professionalität der Seminarleitung
gefragt.

In den Seminaren desAufbauseminars geht es primär umeine Sensi-
bilisierung der teilnehmenden Ehrenamtlichen und das Kennenlernen
von Abläufen bei Vorfällen.

1. Bausteine für den Bereich
Entwicklungspsychologie

Der Bereich der Entwicklungspsychologie eignet sich für die Bewusst-
machung von kindlichen Bedürfnissen, die Betrachtung ihrer Lebens-

1. Bausteine für den Bereich Entwicklungspsychologie
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welt und die altersgemäße sexuelle Entwicklung, soweit die Kenntnisse
für die Sensibilisierung zurWahrnehmung des Schutzauftrags hilfreich
sind. So können schon vorhandene Seminareinheiten um diese Aspek-
te erweitert werden:

Kindliche Bedürfnisse

Ziel für die Einbindung der kindlichen Bedürfnisse:
➢ Den Seminarteilnehmenden (TN) sind die vielfältigen kindli-

chen Bedürfnisse bekannt.

Tab. 3

Sexuelle Entwicklung

Ziele für die thematische Einbindung der sexuellen Entwicklung:
➢ TN haben Kenntnisse über die altersgemäße Entwicklung von

Kindern und Jugendlichen, inkl. der sexuellen Entwicklung.
➢ Sie können altersgemäßesHandeln erkennen undAbweichungen

einschätzen.
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Tab. 4

Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen

In der Auseinandersetzung mit den Lebenswelten von Kindern und
Jugendlichen ist die Sensibilisierung von Gefährdungssituationen ein-
zubinden. Dabei kann den TN folgendesWissen vermittelt werden:
➢ Gefährdungssituationen wahrnehmen
➢ Welche Anhaltspunkte für eine Gefährdung gibt es?
➢ aufmerksames Beobachten im vielfältigen Alltag von Kindern

und Jugendlichen

1. Bausteine für den Bereich Entwicklungspsychologie
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Tab. 5

2. Baustein rechtliche Grundlagen

Dieser Baustein gilt als Erweiterung im Bereich des Aufbauseminars
und kann gut an die entwicklungspsychologische Einheit angeschlos-
sen werden. Das erspart eine weitere Einführung und knüpft an
eventuelle Diskussionen an, die sich aus dem Seminarinhalt ergeben
können.

Ziele sind:
➢ Die Seminarteilnehmenden kennen den Schutzauftrag nach §8a

SGB VIII.
➢ Sie wissen, was der Tätigkeitsausschluss nach §72a SGB VIII ist.
➢ Sie wissen über den Datenschutz Bescheid.
➢ Sie haben Kenntnis über die Regelungen im Verband.

Konzeptionelle Überlegungen zur Einbindung des Schutzauftrages in die Ausbildung …
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Tab. 6

Das Unterschreiben der Selbstverpflichtungserklärung des Verhaltens-
kodexes könnte auch als gemeinsamer, feierlicher Akt am Ende der
Seminarwoche stehen und damit denWillen unterstreichen, das eigene
Engagement im Sinne der Regelungen zu gestalten.

3. Baustein Strukturen
der verbandlichen Jugendarbeit

Im Baustein der JuLeiCa-Schulung, in dem es um die Struktur der
verbandlichen Jugendarbeit geht, kann der Schutzauftrag in der

3. Baustein Strukturen der verbandlichen Jugendarbeit
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Form eingebaut werden, dass die Ansprechpartner speziell für den
Themenbereich Schutzauftrag genannt werden und auf den Hand-
lungsleitfaden bzw. den Verhaltenskodex mit Selbstverpflichtung
und die Grundsätze der verbandlichen Jugendarbeit hingewiesen
wird.

Auch hier wäre die Möglichkeit der Unterzeichnung der Selbstver-
pflichtung einzubauen.

4. Baustein Vertiefung

Je nach Intensität kann dieser Baustein zeitlich variieren. Inklusive
Pausen sollten für das vorgestellte Modul mindestens vier, eher fünf
Zeitstunden eingeplant werden. Dieses Seminar ist für ehrenamtlich
Tätige, die sich vertiefend mit dem Thema auseinandersetzten wollen
und Kompetenzen für ihre Aufgaben, zum Beispiel als Freizeitleiter,
erweitern möchten, geeignet. Einzelne Bausteine können entnommen
werden, um zum Beispiel eine Seminarreihe zu machen.

Ziele für diese Seminareinheit sind:
➢ Auseinandersetzung mit dem Schutzauftrag in der Jugendarbeit
➢ Ursachen für Gefährdungen kennen
➢ eigene Betroffenheit reflektieren

Konzeptionelle Überlegungen zur Einbindung des Schutzauftrages in die Ausbildung …
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4. Baustein Vertiefung
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Tab. 7

5. Überlegungen fürMitarbeiter_innenabende/
-kreise

Für Mitarbeiter_innenkreise und -abende eignen sich kurze Einfüh-
rungen oder Fallbeispiele, die zur Diskussion anregen. Hier eignen
sich Fragestellungen, die die Lebenswelt der anwesenden Jugend-
lichen betreffen. Die eigene Gefährdung wird in der Regel nicht
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so gesehen, wie sie Erwachsene wahrnehmen würden. Die Grenzen
von Gefährdung sind je nach Peergroup unterschiedlich (Beschaf-
fungsprostitution, EMO-Bewegung, Ritzen als Trend …) und der
Graubereich muss immer wieder definiert werden. Mit der Definiti-
on von diesen Situationen ist ein Einstieg in eine Auseinandersetzung
und damit Sensibilisierung gegeben. Dabei können folgende Fragen
helfen:
➢ Was ist »normal«?
➢ Was kann ich nicht einschätzen?
➢ Was ist für mich Kindeswohlgefährdung?

Auch die angrenzenden Themen zum Schutz des Wohls von Kin-
dern und speziell auch von Jugendlichen sind bei solchen Abenden
interessant:
➢ Nutzung der neuenMedien
➢ Mobbing
➢ Sexualität allgemein
➢ Gewalt

Jugendliche Mitarbeitende können immer auch selbst von einer Kin-
deswohlgefährdung betroffen sein. Gegebenenfalls ist die Gefährdung
eine andere und eventuell nicht so massiv wie bei jüngeren Kindern.
Dennoch brauchen auch sie Unterstützung. Aufgabe der Jugendarbeit
kann hier zum Beispiel die Unterstützung der Jugendlichen bei Auto-
nomiekonflikten mit den Eltern sein.

6. Schulungsmodul für die Freizeitvorbereitung

WenndieUmsetzung des Schutzauftrages in der verbandlichen Jugend-
arbeit ernst genommen wird, muss gerade im Bereich der Freizeiten
dieses Thema nochmals intensiver betrachtet werden. Auch »alte Ha-
sen«, die diesem Thema durch jahrelange Erfahrung im Freizeitenbe-
reich schon begegnet sind, sollten sich in einemmethodischenRahmen
fachlich damit auseinandersetzen.

In den Schulungen könnte praktisch auf Erfahrungen in Freizei-
ten aufgebaut werden. Konkrete Themen könnten die Gruppendy-

6. Schulungsmodul für die Freizeitvorbereitung
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namiken auf Freizeiten mit zum Teil grenzüberschreitenden Formen
sein, die aus »Spaß« beginnen und dann in den Bereich des Kin-
derschutzes fallen (siehe unten stehender Vorschlag). Hier geht es
um Situationen, die aus dem Kreis der Teilnehmenden heraus auf
Freizeiten entstehen und eine klare Position der Freizeitleitung be-
nötigt. Diese sollte in Seminaren herausgearbeitet und reflektiert
werden. Ein weiterer Baustein müsste sich mit den Fällen von Kin-
deswohlgefährdung befassen, die durch das gewachsene Vertrauen
und damit verbundene Gespräche auf Freizeiten auftauchen kön-
nen und nicht die Situation auf der Freizeit betreffen, sondern die
Lebenswelt des betreffenden Teilnehmenden der Freizeit. Hier be-
nötigen Freizeitmitarbeitende klare Informationen und Kenntnisse
über die Gesetzeslage und die Regelungen im Verband. Das Thema
Nähe-Distanz ist wichtig für den Bereich der Freizeiten und Ferien-
waldheimarbeit. Dabei muss das unterschiedliche Wahrnehmen von
eigenem und fremdemVerhalten thematisiert und reflektiert werden.
Hier kann schon Beschriebenes für den Freizeitenbereich übernom-
men werden (siehe »Stopp«-Übung im Baustein Vertiefung und
weiterführende Inhalte). Eine sorgfältige Auswertung und Reflexion
ist obligatorisch.

Ziele für ein Seminar zu grenzverletzendemVerhalten von Teilneh-
menden auf Freizeiten sind:
➢ TN setzen sich mit Situationen auseinander, in denen es um

grenzverletzendes Verhalten unter den Teilnehmenden auf einer
Freizeit gekommen ist

➢ Entstehungsbedingungen werden symbolisch dargestellt
➢ eine eigene Position zu Gewalt reflektiert
➢ mögliche Handlungsschritte erarbeitet
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Tab. 8

6. Schulungsmodul für die Freizeitvorbereitung
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Fazit

Wenn sich verbandliche Jugendarbeit entscheidet, den Schutzauftrag
nachhaltig zu integrieren, muss sie sich Prävention als Grundhaltung
zu eigenmachen. Allein die Umsetzung von Schlaglichtern reicht nicht
aus, um das Selbstverständnis und die Haltung zu verändern. In den
vergangenen Jahren rückte dasThemabesonders in denFokus und auch
verbandliche Jugendarbeit beschäftigt sich zunehmend damit. Bei Jörg
M. Fegert und Mechthild Wolff (2006, S. 309) ist zu lesen, dass das
Thema Kindeswohlgefährdung im Verband verunsichert und es daher
umsowichtiger sei, mit dieser Thematik offen und sensibel umzugehen.
So ist das Thema Kindeswohlgefährdung und Schutz vor sexualisier-
ter Gewalt als Selbstverständlichkeit in den Schulungen verbandlicher
Jugendarbeit aufzunehmen und zu verinnerlichen. Das sollte meines
Erachtens in Form von eigenen Seminarinhalten und als Querschnitt
durch die angrenzenden Themen geschehen.

Auch wenn die Umsetzung des §8a SGB VIII nicht alle Verbände
der Kinder- und Jugendarbeit formal gesetzlich betrifft, haben sie den-
noch den Anspruch, ein geschützter Raum für Kinder und Jugendliche
zu sein. Verbandliche Jugendarbeit ist allein durch ihr Selbstverständnis
ein wesentlicher Faktor in der Prävention und Stärkung von Selbstbe-
wusstsein von Kindern und Jugendlichen. Daher kann sie sich nicht
davor verschließen und sollte sich mit eigene Handlungsschritten und
-möglichkeiten auseinandersetzen. Das ist für größere Verbände perso-
nell sicher einfacher umzusetzen, hat in der Kommunikation aber auch
größere Hürden zu meistern. In Zusammenschlüssen wie Stadtjugend-
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ringen oder Kreisjugendringen, die besonders für kleinere und ehren-
amtlich geleitete Verbände die JuLeiCa-Schulungen anbieten, kann für
diese Verbände ein Forum geschaffen werden. Die Auseinandersetzung
innerhalb des Verbandes ersetzt das jedoch nicht.

Soll der Schutz bei Kindeswohlgefährdung und vor sexualisier-
ter Gewalt nicht nur ein zeitlich begrenztes Phänomen bleiben, muss
er als Querschnitts- und Leitungsaufgabe im Verband gesehen und
verankert werden. Dafür sind Vereinbarungen mit den öffentlichen
Jugendhilfeträgern und Standards, wie sie der UBSMK festgeschrie-
ben hat, hilfreich und nützlich. 2010 beschrieb Mechthild Wolff die
Beobachtung, dass Verbände, die sich auf den Weg gemacht haben,
das nicht durch Standards taten, sondern aus dem Bewusstsein heraus,
Verantwortung zu übernehmen (z.B. der Bayerische Landesjugendring
mit demModellprojekt PräTect).DieVeränderung institutioneller Kul-
turen benötigt Zeit, Personal und Geld und kann nicht allein durch
Standards verordnetwerden.Vielmehr lösenVerordnungenÄngste und
Widerstände aus (vgl. Wolff, 2010, S. 539). Hier sind Entscheidun-
gen über Ressourcen im Jugendverband notwendig. Das ist in Zeiten
knapper werdender Mittel sicher nicht leicht. Dennoch kann meines
Erachtens der Weg zu einer gelebten Kultur des Kinderschutzes und
der Achtsamkeit gegenüber Grenzverletzungen in der verbandlichen
Jugendarbeit nicht »nebenher« beschritten werden.

Fazit
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Anhang

A1 Gesetzliche Grundlagen – Auszüge

A1.1 Sozialgesetzbuch achtes Buch (SGB VIII)

§1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Ent-

wicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre
Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1
insbesondere
1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Ent-

wicklung fördern und dazu beitragen, Benachteiligungen zu
vermeiden oder abzubauen,

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung
beraten und unterstützen,

3. Kinder und Jugendliche vorGefahren für ihrWohl schützen,
4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für jungeMen-

schen und ihre Familien sowie eine kinder- und familien-
freundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.
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§8 SGB VIII Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungs-

stand an allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen
Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter Weise auf ihre
Rechte imVerwaltungsverfahren sowie imVerfahren vor demFa-
miliengericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angele-
genheiten der Erziehung und Entwicklung an das Jugendamt zu
wenden.

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne
Kenntnis des Personensorgeberechtigten, wenn die Beratung auf
Grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und solan-
ge durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der
Beratungszweck vereitelt würde. §36 des Ersten Buches bleibt
unberührt.

§8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Ge-

fährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt,
so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehre-
rer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses
Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat
das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder
den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubezie-
hen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich
ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und
von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Ju-
gendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von
Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den Erzie-
hungsberechtigten anzubieten.

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für er-
forderlich, so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn
die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht
eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts
nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das
Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.
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(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden ande-
rer Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder
der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruch-
nahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein
sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Personen-
sorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so
schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefähr-
dung zuständigen Stellen selbst ein.

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und
Diensten, die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicher-
zustellen, dass
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhalts-

punkte für die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes
oderJugendlicheneineGefährdungseinschätzungvornehmen,

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene
Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugend-
liche in die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden,
soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Ju-
gendlichen nicht in Frage gestellt wird.

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikati-
onder beratendhinzuzuziehenden insoweit erfahrenenFachkraft
insbesondere dieVerpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte
der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruch-
nahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich
halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung
nicht anders abgewendet werden kann.

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen be-
kannt, so sind dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen
örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahr-
nehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach §8a
erforderlich ist. Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches
zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an
dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Ju-
gendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame
SchutzdesKindesoderdes Jugendlichennicht inFrage gestelltwird.
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§8b SGB VIII Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen
(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugend-

lichen stehen, haben bei der Einschätzung einer Kindeswohl-
gefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger der
Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahre-
ne Fachkraft.

(2) Träger vonEinrichtungen, in denen sichKinder oder Jugendliche
ganztägig oder für einenTeil desTages aufhalten oder in denen sie
Unterkunft erhalten, und die zuständigen Leistungsträger, haben
gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch
auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher
Handlungsleitlinien
1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt

sowie
2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

an strukturellen Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu
Beschwerdeverfahren in persönlichen Angelegenheiten.

§11 Jugendarbeit
(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung

erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung zu
stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen anknüp-
fen und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden,
sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu gesellschaftlicher
Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen und
hinführen.

(2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden, Gruppen und
Initiativen der Jugend, von anderen Trägern der Jugendarbeit
und den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst für
Mitglieder bestimmte Angebote, die offene Jugendarbeit und ge-
meinwesenorientierte Angebote.

(3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören:
1. außerschulische Jugendbildung mit allgemeiner, politischer,

sozialer, gesundheitlicher, kultureller, naturkundlicher und
technischer Bildung,

2. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit,
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3. arbeitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendarbeit,
4. internationale Jugendarbeit,
5. Kinder- und Jugenderholung,
6. Jugendberatung.

(4) Angebote der Jugendarbeit können auchPersonen, die das 27. Le-
bensjahr vollendethaben, in angemessenemUmfang einbeziehen.

§12 Förderung der Jugendverbände
(1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit der Jugendverbände und Ju-

gendgruppen ist unter Wahrung ihres satzungsgemäßen Eigenle-
bens nachMaßgabe des §74 zu fördern.

(2) In Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Jugendarbeit von
jungen Menschen selbst organisiert, gemeinschaftlich gestaltet
und mit verantwortet. Ihre Arbeit ist auf Dauer angelegt und in
der Regel auf die eigenen Mitglieder ausgerichtet, sie kann sich
aber auch an jungeMenschen wenden, die nicht Mitglieder sind.
Durch Jugendverbände und ihre Zusammenschlüsse werden An-
liegen und Interessen junger Menschen zum Ausdruck gebracht
und vertreten.

§72Mitarbeiter, Fortbildung
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen bei den Jugend-

ämtern und Landesjugendämtern hauptberuflich nur Personen
beschäftigen, die sich für die jeweilige Aufgabe nach ihrer Per-
sönlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende Aus-
bildung erhalten haben (Fachkräfte) oder auf Grund besonderer
Erfahrungen in der sozialen Arbeit in der Lage sind, die Auf-
gabe zu erfüllen. Soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert,
sindmit ihrerWahrnehmung nur Fachkräfte oder Fachkräftemit
entsprechender Zusatzausbildung zu betrauen. Fachkräfte ver-
schiedener Fachrichtungen sollen zusammenwirken, soweit die
jeweilige Aufgabe dies erfordert.

(2) LeitendeFunktionendes Jugendamts oder desLandesjugendamts
sollen in der Regel nur Fachkräften übertragen werden.

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben Fortbildung und
Praxisberatung der Mitarbeiter des Jugendamts und des Landes-
jugendamts sicherzustellen.

Anhang

111



§72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrneh-

mung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person
beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straf-
tatnachden§§171, 174bis 174c, 176bis 180a, 181a, 182bis 184g,
225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verur-
teiltworden ist.ZudiesemZweck sollen sie sichbei derEinstellung
oder Vermittlung und in regelmäßigenAbständen von den betrof-
fenen Personen ein Führungszeugnis nach §30 Absatz 5 und §30a
Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinba-
rungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass
diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1
rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen.

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass
unter ihrer Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige
Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräf-
tig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt,
betreut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbarenKontakt
hat.Hierzu sollendieTräger der öffentlichen Jugendhilfe über die
Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Perso-
nen aufGrund vonArt, Intensität undDauer des Kontakts dieser
Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnah-
me in das Führungszeugnis nachAbsatz 1 Satz 2 wahrgenommen
werden dürfen.

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinba-
rungenmit denTrägernder freien Jugendhilfe sowiemitVereinen
im Sinne des §54 sicherstellen, dass unter deren Verantwortung
keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer
Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist,
in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe
Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder aus-
bildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die
Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien
Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die
von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Inten-
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sität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und
Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis
nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.

(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den
nach den Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur den Um-
stand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen wurde,
das Datum des Führungszeugnisses und die Information erhe-
ben, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer
Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist.
Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese
erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, soweit
dies zumAusschluss der Personen vonderTätigkeit, dieAnlass zu
der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforder-
lich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen.
Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Ein-
sichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4
Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätes-
tens dreiMonate nach der Beendigung einer solchenTätigkeit zu
löschen.

A1.2 Bundeszentralregistergesetz

§30 Antrag
(1) Jeder Person, die das 14. Lebensjahr vollendet hat, wird aufAntrag

ein Zeugnis über den sie betreffenden Inhalt des Registers erteilt
(Führungszeugnis). Hat der Betroffene einen gesetzlichen Vertre-
ter, so istauchdieserantragsberechtigt. IstderBetroffenegeschäfts-
unfähig, so ist nur sein gesetzlicher Vertreter antragsberechtigt.

(2) Wohnt der Antragsteller innerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes, so ist derAntragbei derMeldebehörde zu stellen; sofern
der Antragsteller nicht persönlich erscheint, ist eine schriftliche
Antragstellung mit amtlich oder öffentlich beglaubigter Unter-
schrift des Antragstellers zulässig. Der Antragsteller hat seine
Identität und, wenn er als gesetzlicher Vertreter handelt, seine
Vertretungsmacht nachzuweisen. Der Betroffene und sein ge-
setzlicher Vertreter können sich bei der Antragstellung nicht
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durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. DieMeldebehör-
de nimmt die Gebühr für das Führungszeugnis entgegen, behält
davon zwei Fünftel ein und führt den Restbetrag an die Bundes-
kasse ab.

(3) Wohnt der Antragsteller außerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes, so kann er den Antrag unmittelbar bei der Registerbe-
hörde stellen. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Die Übersendung des Führungszeugnisses an eine andere Person
als den Antragsteller ist nicht zulässig.

(5) Wird das Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde be-
antragt, so ist es der Behörde unmittelbar zu übersenden. Die
Behörde hat demAntragsteller aufVerlangenEinsicht in das Füh-
rungszeugnis zu gewähren.DerAntragsteller kann verlangen, daß
das Führungszeugnis, wenn es Eintragungen enthält, zunächst an
ein von ihm benanntes Amtsgericht zur Einsichtnahme durch
ihn übersandt wird. Die Meldebehörde hat den Antragsteller in
den Fällen, in denen der Antrag bei ihr gestellt wird, auf diese
Möglichkeit hinzuweisen. Das Amtsgericht darf die Einsicht nur
dem Antragsteller persönlich gewähren. Nach Einsichtnahme ist
das Führungszeugnis an die Behördeweiterzuleiten oder, falls der
Antragsteller dem widerspricht, vom Amtsgericht zu vernichten.

(6) Wohnt der Antragsteller außerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes, so kann er verlangen, daß das Führungszeugnis, wenn
es Eintragungen enthält, zunächst an eine von ihm benannte
amtliche Vertretung der Bundesrepublik Deutschland zur Ein-
sichtnahme durch ihn übersandt wird. Absatz 5 Satz 5 und 6
gilt für die amtliche Vertretung der Bundesrepublik Deutschland
entsprechend.

§30a Antrag auf ein erweitertes Führungszeugnis
(1) Einer Person wird auf Antrag ein erweitertes Führungszeugnis

erteilt,
1. wenn die Erteilung in gesetzlichen Bestimmungen unter Be-

zugnahme auf diese Vorschrift vorgesehen ist oder
2. wenn dieses Führungszeugnis benötigt wird für

a) die Prüfungder persönlichenEignungnach §72adesAch-
tenBuchesSozialgesetzbuch–Kinder-undJugendhilfe–,
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b) eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsich-
tigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung Minder-
jähriger oder

c) eineTätigkeit,dieineinerBuchstabebvergleichbarenWei-
se geeignet ist, Kontakt zuMinderjährigen aufzunehmen.

(2) Wer einen Antrag auf Erteilung eines erweiterten Führungszeug-
nisses stellt, hat eine schriftliche Aufforderung vorzulegen, in der
die Person, die das erweiterte Führungszeugnis vom Antragstel-
ler verlangt, bestätigt, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1
vorliegen. Im Übrigen gilt §30 entsprechend.

A1.3 Bürgerliches Gesetzbuch

§163 Inhalt und Grenzen der Personensorge
(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und das

Recht, das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und
seinen Aufenthalt zu bestimmen.

(2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche
Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende
Maßnahmen sind unzulässig.

(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausübung
der Personensorge in geeigneten Fällen zu unterstützen.

§1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls
(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes

oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt
oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Fami-
liengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der
Gefahr erforderlich sind.

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des Kindes
gefährdet ist, wenn der Inhaber der Vermögenssorge seine Un-
terhaltspflicht gegenüber dem Kind oder seine mit der Vermö-
genssorge verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen des
Gerichts, die sich auf dieVermögenssorge beziehen, nicht befolgt.

(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören insbe-
sondere
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1. öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch
zu nehmen,

2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen,
3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die Fa-

milienwohnung oder eine andere Wohnung zu nutzen, sich
in einem bestimmten Umkreis der Wohnung aufzuhalten
oder zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen
sich das Kind regelmäßig aufhält,

4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein Zu-
sammentreffen mit dem Kind herbeizuführen,

5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen
Sorge,

6. dieteilweiseodervollständigeEntziehungderelterlichenSorge.
(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch

Maßnahmen mitWirkung gegen einen Dritten treffen.

A2 Auszug aus dem Strafgesetzbuch –
Straftaten, die zu einem Tätigkeitsausschluss
nach §72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII führen

Sofern im Führungszeugnis eine der genannten Straftatbestände einge-
tragen ist, hat dies einen Tätigkeitsausschluss zur Folge.

Straftaten gegen den Personenstand, die Ehe und die Familie
§171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
§174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen
§174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten

oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen
§174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung
§174c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-,

Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses
§176 Sexueller Missbrauch von Kindern
§176a Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern
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§176b Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge
§177 Sexuelle Nötigung; Vergewaltigung
§178 Sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge
§179 Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen
§182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen
§183 Exhibitionistische Handlungen
§183a Erregung öffentlichen Ärgernisses
§184 Verbreitung pornographischer Schriften
§184a Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften
§184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften
§184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften
§184d Verbreitung pornographischer Darbietungen durch Rundfunk,

Medien- oder Teledienste
§184e Ausübung der verbotenen Prostitution
§184f Jugendgefährdende Prostitution

Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit
§225 Misshandlung von Schutzbefohlenen

Straftaten gegen die persönliche Freiheit (Achtzehnter Abschnitt)
§232 Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung
§233 Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft
§233a Förderung des Menschenhandels
§234 Menschenraub
§235 Entziehung Minderjähriger
§236 Kinderhandel
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A3 AuszugausderVereinbarungzurSicherstellung
des Schutzauftrags8

6. »insoweit
erfahrene«
Fachkraft:

Die nach §8a SGB VIII hinzuzuziehende »insoweit er-
fahrene« Fachkraft soll über entsprechende Erfahrun-
gen in der Einschätzung von Gefährdungssituationen für
Kindeswohl verfügen. Bei Verdacht auf sexuellen Miss-
brauch sind andere Kompetenzen notwendig als bei Ver-
dacht körperlicher bzw. gesundheitlicher Vernachlässi-
gung. Die insoweit erfahrene Fachkraft sollte in gewis-
ser Regelmäßigkeit mit Kinderschutzfragen tatsächlich
befasst sein.

Eine Fachkraft (im Sinne des §72 SGB VIII) sollte über
folgende Kompetenzen verfügen, um als »insoweit er-
fahrene« Fachkraft im Sinne des §8a SGB VIII tätig zu
sein:

– Kenntnisse über Familiensysteme und die Dynamik
konflikthafter Beziehungen

– Grundbedürfnisse von Kindern und Jugendlichen in
den jeweiligen Entwicklungsphasen

– Symptome und Entwicklungsbeeinträchtigungen von
Kindern und Jugendlichen in gefährdendenBeziehungen

– Bindungsverhalten und -bedürfnisse von Kindern
– Risikobehaftete Lebenslagen von Familien
– Kenntnis des rechtlichen Rahmens vonKindeswohl-
gefährdung undDatenschutz

– Kenntnis des Hilfesystems und der Kooperationswege
–Methodische Kenntnisse zur kollegialen Beratung

A4 Signale von Kindeswohlgefährdung

So vielfältig die Signale sein können, so vielfältig sind sie auch in der
Literatur zu finden.Mehrfach findetman aber folgende Signale bei den
betroffenen Kindern (vgl. unter anderemMoggi, 2005, S. 96f.):

Körperlich:
➢ falscheoderunzureichendeErnährung(Über-oderUntergewicht)
➢ unangenehmer Geruch, starker Mundgeruch durch mangelnde

Zahnhygiene

8 Quelle: Jugendamt der Stadt Stuttgart.

Anhang

118



➢ chronischeMüdigkeit, oft fehlende witterungsgerechte Kleidung
➢ unversorgteWunden,Hämatome,Narben,Krankheitsanfälligkeit
➢ starke und auffällige körperliche Entwicklungsverzögerungen

Kognitiv:
➢ motorische,kognitive emotionaleoder sozialeEntwicklungsrück-

stände
➢ Wahrnehmungs- und Gedächtnisstörungen
➢ ausgeprägte Konzentrationsschwäche
➢ Verzögerung in der Sprach- sowie in der altersgemäßen Intelli-

genzentwicklung

Psychisch:
➢ Apathie, Traurigkeit, Aggressivität, Schreckhaftigkeit, Unruhe,

Schüchternheit, Ängstlichkeit, Verschlossenheit, Verlustängste
➢ Schuldgefühle für das Verhalten der Eltern oder anderer Bezugs-

personen
➢ fehlendes Bindungsverhalten gegenüber ihren Betreuungsperso-

nen (Loyalitätskonflikte gegenüber den Eltern)
➢ Schlafstörungen, Essstörungen, Einnässen, Einkoten, Stottern
➢ selbstverletzendes Verhalten

Soziales Verhalten:
➢ extrem überangepasstes Verhalten
➢ Weglaufen, straffälliges Verhalten, Lügen
➢ Gewaltanwendungen im Konfliktfall
➢ unangemessenes sexualisiertes Verhalten
➢ das Kind oder der Jugendliche will nicht nach Hause gehen
➢ Schulschwierigkeiten, Schulschwänzen
➢ Bericht über Gewalttätigkeiten in der Familie
➢ plötzlich keine Lust mehr, an der Gruppenstunde teilzunehmen,

ohne erkennbaren Grund
➢ Meidung bestimmter Orte oder Personen, oft in Verbindung mit

abschätzigen Kommentaren

Des Weiteren gibt es auch Merkmale im Umfeld des Kindes, die auf
eine Gefährdung hinweisen können:
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Verhalten von wichtigen Bezugspersonen:
➢ aggressives, aufbrausendes Verhalten gegenüber dem Kind
➢ massive Beschimpfung oder Erniedrigung
➢ ständiges distanziertes Verhalten dem Kind gegenüber
➢ ermöglicht Zugang zu nicht altersgemäßen Medien (Gewalt

verherrlichende Videos, Computerspiele oder pornografische
Schriften)

➢ Förderung oder Behandlung zum Beispiel des behinderten Kin-
des wird verweigert

Wohnsituation:
➢ kein eigener Schlafplatz für das Kind
➢ stark verschmutzeWohnung
➢ keine Privatsphäre
➢ kein altersgerechtes Spielzeug

A5 Dokumentationsblatt bezüglich der
Einsichtnahme in das Führungszeugnis bei
neben- oder ehrenamtlich tätigen Personen

Gesetzliche Grundlage der Dokumentation: §72a Abs. 5 SGB VIII
Dokumentiert werden darf (vgl. Wiesner, 2015, §72a Rn. 48)
1. bei vorliegendem Tätigkeitsausschluss:

➢ Name der Person
➢ die Tatsache, dass ein Tätigkeitsausschluss vorliegt, sofern

die Tätigkeit schon aufgenommen wurde
➢ das Datum der Einsichtnahme
➢ die Löschung dieser Dokumentation erfolgt:

➢ sofort,wenndieTätigkeit, aufgrunddessendasFührungs-
zeugnis beantragt wurde, nicht aufgenommen wird

➢ spätestens drei Monate nach Beendigung der Tätigkeit,
aufgrund dessen das Führungszeugnis beantragt wurde

2. bei keinem Eintrag in das erweiterte Führungszeugnis:
➢ Name der Person
➢ Datum der Einsichtnahme
➢ Datum der nächsten Einsichtnahme
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DieDaten dürfen nicht übermittelt werden und sind vomZugriff Drit-
ter zu schützen!

A6 Dokumentation – Vermutungstagebuch –
Fragestellungen

Eine Dokumentation ist ab dem Zeitpunkt der Beobachtung bzw. des
Berichtes sinnvoll und nützlich. Sie dient der eigenen Absicherung und
Gedächtnisstütze sowie der Vergewisserung der Beobachtung oder des
Gehörten. Nicht immer sind die Beobachtungen und Erzählungen ein-
deutig einer Straftat zuzuordnen. Das eigene Bauchgefühl ist aber ernst
zu nehmen und eine Dokumentation bzw. ein Vermutungstagebuch
(vgl. PräTect) kann hilfreich sein.

Eine Dokumentation beinhaltet immer:
➢ das Datum und den Anlass der Vermutung für das Vorliegen se-

xualisierter Gewalt oder Kindeswohlgefährdung
➢ Beobachtungen undBerichte (diese, wennmöglich, inwörtlicher

Rede)
➢ Namen und Kontakt der berichtenden Person
➢ Beteiligte am Gespräch bzw. der Beobachtung
➢ informierte Stellen
➢ was besprochen wurde, welche Absprachen bezüglich des weite-

ren Vorgehens getroffen wurden
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➢ eventuelle Empfehlungen von externer Stelle
➢ Begründung für die Entscheidung(en)

Neben der Sachdokumentation ist eine eigene Reflexionsdokumentati-
on hilfreich, die eigenen Gefühle und Gedanken zu ordnen:
➢ Welche Gefühle lösen die Beobachtungen oder das Gehörte bei

mir aus?
➢ Habe ich Erklärungen für das Geschehen?
➢ Was sollten meine nächsten Schritte sein?

Mehr Anregungen gibt es in den Handlungsleitfäden.

A7 Empfehlenswerte Handlungsleitfäden

BayerischerLandesjugendring&Prätect-Arbeitshilfe (April2013).
Handeln bei Verdacht auf sexuelle Gewalt in der Jugendarbeit. Kri-
senmanagement, Öffentlichkeitsarbeit, Rechtsfragen.München.
Sehr gute Arbeitshilfe mit allen Hinweisen und verschiedenen Fallbe-
sprechungen. U. a. auch der Umgang mit Presse.

Bund Deutscher katholischer Jugend (BDKJ) & Bischöfliches Ju-
gendamt (BJA) der Diözese Rottenburg-Stuttgart (2011). Was
tun …? … Bei (Verdacht auf) Kindesmisshandlung, sexueller Ge-
walt oder Vernachlässigung? Handlungsempfehlungen für ehren-
amtliche und hauptberufliche MitarbeiterInnen im BDKJ/BJA Rot-
tenburg-Stuttgart (2. Aufl.). Rottenburg-Stuttgart.
Ein guterHandlungsleitfaden für ehrenamtlich und hauptberuflich Be-
schäftigte. Antworten und Vorschläge für Reaktionen auf bestimmte
Grenzverletzungen und konkrete Verdachts- und Notfälle. Mit einem
ergänzendenHinweis für hauptberuflicheMitarbeitende undAdressen
und konkrete Ansprechpartner im Bereich Baden-Württemberg.

Bund Deutscher katholischer Jugend (BDKJ) Nordrhein-Westfa-
len (2012). Kinder schützen. Eine Information für Gruppenleiter/in-
nen verbandlicher Jugendgruppen (4., überarb. Aufl.). Münster.
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Diese Information ist eine übersichtliche Zusammenstellung für ehren-
amtliche Gruppenleiter zum Thema Kindeswohlgefährdung und dem
Umgang damit.

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck (Mai 2012). Hand-
lungsleitfaden zum Kindesschutz für hauptberuflich Beschäftigte
und Verantwortungsträger in der Kinder- und Jugendarbeit der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck. Kassel.
Ein guter und umfassender Handlungsleitfaden des Referats Kinder-
und Jugendarbeit.Der umfangreicheAnhang beinhaltet unter anderem
Beobachtungs- undBewertungsinstrumente zur Risiko- undGefahren-
einschätzung, einen Verhaltenskodex und eine Selbstverpflichtungser-
klärung sowie Gruppenstundenentwürfe für die Arbeit mit Kindern
und Jugendlichen.

LandesjugendringSchleswig-Holstein(2010).»Irgendetwasstimmt
da nicht«. Kiel.
Ein sehr zu empfehlender, umfassender Leitfaden für Ehrenamtliche
zumUmgang mit dem Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung.

Verband christlicher Pfadfinderrinnen und Pfadfinder (VCP)
(2010). AKTIV! gegen sexualisierte Gewalt. Eine Handreichung für
Verantwortungsträgerinnen und -träger imVCP (2., leicht überarb.
Aufl.). Kassel.
Zielgruppe dieser Handreichung sind alle Verantwortungsträger im
VCP. Erklärtes Ziel ist die Schärfung des Blickes und die Sensibi-
lisierung der Wahrnehmung auf allen Ebenen des Verbandes. Die
Entwicklung der Handreichung erfolgte von einer dafür gegründeten
Arbeitsgruppe, deren Aufgabe es ist, das Thema in allen Bereichen zu
verankern.

A8 Bausteine für einen Handlungsleitfaden

Ein Handlungsleitfaden sollte so aufgebaut sein, dass er schlüssig und
klar beschreibt, was für die Mitarbeitenden wichtig ist. Das bedeu-
tet auch, dass es für die unterschiedlichen Fälle auch entsprechende
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Handlungsoptionen geben muss. Ein erster Schritt ist daher die Unter-
scheidung der Ausgangslage:
1. Handlungsoptionen bei (sexuellem) Machtmissbrauch, der von-

seiten einer_s hauptamtlich Mitarbeitenden gegenüber Teilneh-
menden oder ehrenamtlich Mitarbeitenden ausgeht

2. Handlungsoptionen bei (sexuellem) Machtmissbrauch, der von-
seiten einer_s ehrenamtlich Mitarbeitenden gegenüber Teilneh-
menden ausgeht

3. Handlungsoptionen bei einem Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung im engen Umfeld des Kindes, ohne Beteiligung einer_s
Mitarbeitenden des Verbandes

4. Handlungsoptionen beiGrenzüberschreitungen und (sexuellem)
Machtmissbrauch innerhalb der Teilnehmerschaft

Anhand eines solchen Leitfadens kann auch die Seminargestaltung
zum Modul Kindeswohlgefährdung, Grenzüberschreitungen und (se-
xueller) Machtmissbrauch aufgebaut werden. Ein Leitfaden sollte In-
formationen liefern und die Frage nach den Handlungsmöglichkeiten
klar beantworten. Wichtige Inhalte sind demnach:
➢ einleitendeWorte zum Schutzauftrag und dem Selbstverständnis

in der verbandlichen Jugendarbeit
➢ »Abholen« derMitarbeitenden in der Situation: »Ich hab’ da so

ein Bauchgefühl …«; Eingehen auf dieses diffuse, beunruhigen-
de Gefühl über verschiedene Zugänge: selbst beobachtet, Kind
oder Eltern haben etwas erzählt oder auch eigene Vermutungen;
Wichtigkeit der eigenen Gefühle unterstreichen

➢ Benennung möglicher Anhaltspunkte mit dem Hinweis, dass
diese aber nicht automatisch ein Anzeichen sind (siehe entspre-
chendes Kapitel)
➢ Erscheinungsbild des Kindes
➢ Verhalten des Kindes
➢ Verhalten der Eltern
➢ eventuelleWohnsituation

➢ konkrete Schritte bei einer Vermutung, am sinnvollsten mittels
eines Verlaufsdiagrammes

➢ Verhalten bei einer Vermutung
➢ Ruhe bewahren

Anhang

124



➢ Vermutungstagebuch (vgl. Material PräTect)
➢ Austausch mit dem_der Teamkolleg_in und hauptberufli-

cher Person des Vertrauens
➢ Einbeziehung des Vorstandes/ der Leitung
➢ Hinzuziehen einer Fachkraft

➢ konkrete Schritte bei Anvertrauen
➢ Ruhe bewahren
➢ keine Versprechungen, die man nicht halten kann (z.B. mit

niemanden darüber reden)
➢ dem Kind Glauben schenken
➢ seine Not ernst nehmen
➢ nicht über seinem Kopf hinweg Entscheidungen treffen
➢ keine Konfrontation gegenüber dem_der Täter_in
➢ vertrauliche Behandlung des Themas
➢ »Tagebuch«
➢ Kontaktaufnahme mit Vertrauensperson oder Fachkraft

➢ konkrete Schritte bei Verdacht in den eigenen Reihen
➢ Beobachtungen notieren
➢ Kontaktaufnahme zu einer Vertrauensperson
➢ Information der Fachkraft im Verband

➢ UmgangmitsexuellenÜbergriffenunterKindernundJugendlichen
➢ klare Stellung beziehen
➢ parteiliche Haltung für das betroffene Kind
➢ übergriffigem Kind/Jugendlichen die Ablehnung des fal-

schen Verhaltens erklären, ohne jedoch die Person an sich
abzulehnen

➢ Kontaktaufnahme zur Fachkraft (Eltern müssen informiert
werden, das sollte jedochmitUnterstützung der hauptberuf-
lich Beschäftigten erfolgen)

➢ bei Jugendlichen muss auch die Polizei hinzugezogen wer-
den (§§176, 177 StGB in Verbindung mit §13 StGB)

➢ Umgang mit Täter_innen (die auch Opfer sein können)
➢ Ansprechpartner im Verband

➢ konkrete Personen, an die sich Kinder, Jugendliche, Ehren-
amtliche, Eltern und Fachkräfte wenden können

➢ wichtige Rufnummern/Telefonhotline für Freizeitteams
➢ Kinder- und Jugendtelefon
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➢ Telefonhotline für Freizeitteams (Notfallnummer)
➢ Hinweise zu Beratungsstellen

➢ allgemeineBeratungsstellenwieKinderschutzbund,N. I.N.A,
Zartbitter e.V.

➢ konkrete Beratungsstellen aus dem städtischen Umfeld für
kurzeWege

➢ eventuell Beispiel für ein »Vermutungstagebuch« und Doku-
mentation

A9 Impulse zur Erstellung eines Verhaltenskodex

In der Jugendarbeit übernehmen Leitungskräfte in vielfacher Weise
Verantwortung für das Wohl der ihnen anvertrauten Kinder und Ju-
gendlichen. Ein Ziel ist dabei der weitestgehende Schutz der Kinder,
Jugendlichen und Jugendleiter_innen vor sexuellenÜbergriffen, sexua-
lisierterAtmosphäre sowie geschlechtsspezifischenDiskriminierungen.

Ein Verhaltenskodex steht in Bezug zu gesetzlichen Bestimmun-
gen (Bsp. §8a, §72a SGB VIII) und beinhaltet eine Selbstverpflich-
tung und Ziele zur Prävention sexueller Gewalt in der Kinder- und
Jugendarbeit. Er dient der Erleichterung, dem sicheren Umgang und
dem Erwerb einer klaren Haltung zur Prävention vor sexualisier-
ter Gewalt. Er ist eine Willenserklärung für zukünftiges Verhalten,
die auch eine regelmäßige Überprüfung und Reflexion erfordert.
Ebenso schützt ein Verhaltenskodex vor Missverständnissen und fal-
schem Verdacht, denn wennMitarbeitende ihr Handeln nach diesem
ausrichten, können sie sich vor verfänglichen Situationen schützen.
Die gemeinsame Erarbeitung und Auseinandersetzung eines Verhal-
tenskodex hilft, das Thema ins Bewusstsein der Mitarbeitenden zu
bringen und die aktive Auseinandersetzung zu fördern. Das erhöht
die Aufmerksamkeit gegenüber Grenzüberschreitungen. Nach au-
ßen symbolisiert ein Verhaltenskodex mit angeschlossener Selbstver-
pflichtung Eltern und Interessierten an der Arbeit des Jugendverban-
des, dass sich Mitarbeitende einem präventiven Verhalten und dem
Wohle der Kinder und Jugendlichen verpflichten. Die Entwicklung
eines Verhaltenskodex gehört zum Standard von Präventionskonzep-
ten (vgl. UBSKM).
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Im Folgenden werden Hinweise und Fragestellungen gegeben, die
bei der Erarbeitung undDiskussion eines eigenenVerhaltenskodex hilf-
reich sein können. Sie sind Bestandteil der meisten Kodizes.

a. Schutzbefohlene bzw. anvertraute Personen
Vor der Erstellung eines Verhaltenskodex ist der Geltungsbereich zu be-
stimmen. Für welche Situationen gilt dieser Verhaltenskodex?
➢ Freizeitarbeit
➢ Kinder- und Jugendarbeit
➢ Seminararbeit
➢ …

b. Welche Grundhaltung haben wir? Was macht unsere Arbeit aus (wird
oft als Einleitung oder Grundlegung an den Anfang gestellt)?
➢ bei kirchlichen Verbänden:

➢ Wurzeln im christlichen Glauben
➢ christliches Menschenbild

➢ Achtung derWürde des Gegenübers
➢ Achtung der Autonomie des Gegenübers
➢ Stärkung und Schutz des Gegenübers
➢ Verhinderung von sexualisierter und anderer Gewalt
➢ keine Tabuisierung
➢ klare Verhaltensregeln
➢ Vorbildfunktion

c. Verhalten gegenüber den anvertrauten Menschen
Grundfrage: Wie verhalten wir uns in bestimmten Situationen, die ty-
pisch für das Handlungsfeld sind?Worauf einigen wir uns?
➢ Intimsphäre und persönliche Schamgrenzen von Teilnehmenden

undMitarbeitenden werden respektiert
➢ Eingreifen bei Anzeichen von sexistischem, diskriminierendem

und gewalttätigem Verhalten (verbal und nonverbal)
➢ aktive Stellungnahme bei Grenzüberschreitungen durch Dritte
➢ Handlungskonzept bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung
➢ Betreten von Schlafräumen durchMitarbeitende
➢ Wie sehen die Duschsituationen aus, z.B. auf Zeltlagern?
➢ Schwimmbadbesuche, wie verhalten sich die Mitarbeitenden?
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➢ Wo und wie schlafenMitarbeitende?
➢ Trennung von beruflichen und privaten Kontakten

d. Umgang im Team (Kollegialität)
Grundfrage: Wie verhalten wir uns im Team?
➢ Wie ist der Umgang untereinander (vertrauensvoll, ehrlich,

klar)?
➢ Was beinhalten die Gespräche?
➢ Kritik ausschließlich im persönlichen und direkten Kontakt

äußern
➢ konstruktive Kritik
➢ bei Konflikten Lösungen suchen, und zwar im gemeinsamen Ge-

spräch oder Arbeitskreis
➢ professionelle/kompetente Unterstützung bei Vermutung
➢ Nähe-Distanz-Verhältnis vonMitarbeitenden untereinander
➢ z.B. als Paar auf der Freizeit, im Arbeitsfeld …
➢ sonstige Hinweise

Wichtig ist auch, dass deutlich wird, welche Konsequenzen eine Zuwi-
derhandlung gegen die formulierten Punkte nach sich zieht (vgl. EKD
»Auf Grenzen achten – Sicheren Ort geben«, S. 33ff.).
➢ Was ist unser Beitrag zur Prävention sexualisierter Gewalt im

Handlungsfeld?

e. Stichworte, die bei der Erstellung einer anschließenden Selbstverpflich-
tungserklärung hilfreich sein können
DieSelbstverpflichtungserklärungbezieht sichaufdenVerhaltenskodex
im Arbeitsfeld. Dazu können folgende Hinweise bei der Formulierung
helfen:

Grundfrage: Haltung/Selbstverständnis/Professionalität
➢ eigene Reflexion und Selbstverständnis
➢ keineBefriedigungvonpersönlichenoderemotionalenBedürfnissen
➢ keineTabuisierungderBereiche sexualisierterGewalt undGrenz-

verletzungen
➢ keinMachtmissbrauch
➢ Reflexion von individuellemNähe-Distanz-Verständnis
➢ kein abwertendes Verhalten/Sprache
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➢ eigeneWahrnehmung schärfen
➢ Schweigepflicht (nicht Vertuschung!)

f. Abgrenzung bzw. Rollenklarheit
➢ Hauptamt
➢ Ehrenamt
➢ Fachkraft

g. Fortbildung
Grundfrage: Wie wollen wir die Präsenz des Themas erhalten?
➢ regelmäßige Fortbildungen
➢ Supervision, Coaching
➢ Beratung durch Fachkräfte einholen

h. Verortung und Verantwortung
➢ Strukturelle Einbindung klar definieren.
➢ Wer sind die Verantwortlichen im Arbeitsbereich?
➢ Ansprechpartner
➢ Handlungskonzept (Notfallplan)

i. Unterschrift und weitere Info
Um der Selbstverpflichtung einen wichtigen Stellenwert zu geben, der
ähnlich der Einsichtnahme in ein erweitertes Führungszeugnis ent-
spricht, kann folgender Abschnitt vor dem Unterschriftsfeld eingefügt
werden:

»Mit meiner Unterschrift bringe ich zum Ausdruck, dass ich die-
sen Verhaltenskodex unterstütze und mein Möglichstes dazu beitragen
möchte, gegen Grenzverletzungen jeglicher Art aktiv zu werden.

Zudem bestätige ich, dass gegen mich kein Verfahren wegen einer
Straftat nach den §§171, 174 bis 174c, 176 bis 181a, 182 bis 184e,
225, 232 bis 236 des Strafgesetzbuches anhängig ist. Ich verpflichte
mich, die Verantwortlichen … (Einrichtung, Gemeinde o.ä. einfü-
gen) … sofort zu informieren, wenn ein Verfahren wegen Verstoßes
nach den oben genannten Paragrafen gegen mich eröffnet werden
sollte.«

Datum, Unterschrift, Name in Druckbuchstaben, Arbeitsbereich
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A10 Empfehlenswerte Hand- undMethodenbücher

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugendarbeit inDeutsch-
land e.V. (Hrsg.). (2011). Sex. Sex! Sex? Umgangmit Sexualität und
sexueller Gewalt bei internationalen Begegnungen, Kinder- und Ju-
gendreisen. Hannover.
Eine gute Schulungsmappe der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen
Jugendarbeit in Deutschland e.V. Besonders erwähnenswert ist die
Herausstellung von Sexualität als einem positiven Lernfeld für Kinder
und Jugendliche. Die zweite Auflage wurde überarbeitet und um das
Thema Täter_innen und -strategien erweitert. Auf einer beiliegenden
CD befinden sich alle Materialien und Arbeitsblätter, die sich so gut
ausdrucken lassen.

Bayerischer Jugendring: PräTect. Material zum Herunterladen
unter: www.praetect.de
Prävention vor sexueller Gewalt in der Kinder- und Jugendarbeit. Es
gibt mehrere Bausteine. Den Baustein 3 halte ich für die Auseinander-
setzungmit Grundlagen undMethoden präventiver Arbeit als sehr gut.

BundDeutscher Katholischer JugendDiözesanverband Freiburg
(2012). Schutz vor sexueller Gewalt auf Freizeiten. Informationen –
Anregungen – Arbeitsmaterialien. Freiburg.
EinOrdnermit vielenMaterialien für die Schulungsarbeit unddieThe-
matisierung auf Ferienfreizeiten. Besonders toll sind dieWimmelbilder,
die sich sowohl in der Arbeit mit Kindern als auch in der Schulungsar-
beit einsetzen lassen.

Evangelische Jugendarbeit in Bayern (2004). »Bei uns nicht! Ge-
meinsam gegen sexuellen Missbrauch im Jugendverband. Nürn-
berg.
Sehr umfassend und informativ, allerdings nicht aktuell, da es nicht
den §8a SGBVIII aufgreift. Dennoch sind dieGrundlagen,Methoden,
Übungen, Spiele undMedien sehr umfassend und geben wichtige Hin-
weise auf den Umgang mit dem Thema.
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Evangelischer Kirchenkreis Köln-Nord (2012). Thema Sexualität.
Stärken – begleiten – informieren. Sexualpädagogik in der evange-
lischen Kinder- und Jugendarbeit. Köln.
Das sexualpädagogische Konzept des Evangelischen Kirchenkreises
Köln-Nord umfasst einige Ideen für die konkrete Arbeit mit unter-
schiedlichen Zielgruppen der Kinder- und Jugendarbeit.

Katholische junge Gemeinde, Bundesverband (2010). Erste all-
gemeine Verunsicherung. Sexualpädagogik in der KJG. Düssel-
dorf.
EineSammlungvon tollenMethoden inklusivederAuseinandersetzung
mit dem Thema in der katholischen Jugendarbeit. Empfehlenswert
auch die rechtliche Auseinandersetzung.

Timmermanns, Stefan & Tuider, Elisabeth (2008). Sexualpädago-
gikderVielfalt.Praxismethodenzu Identitäten,Beziehungen,Körper
und Prävention für Schule und Jugendarbeit. Weinheim: Beltz Ju-
venta.
Ein vielfältiges Methodenbuch für die Praxis.

A11 Methoden und Arbeitsblätter für die Schulung
von ehrenamtlichMitarbeitenden

A11.1 Unterschiede in der Gruppe

Es werden Karten verteilt, auf die jeder Teilnehmende (TN) eine Sa-
che über sich schreibt, von der er der Überzeugung ist, dass sie ihn von
den anderen unterscheidet. Die Seminarleitung sammelt die Karten ein
und vermischt sie. Anschließend werden sie wieder an die TN verteilt.
Nacheinander werden die Karten vorgelesen und die Besitzer_innen
ermittelt. Hier ist wichtig, dass nicht gleichmit derWahrheit herausge-
rückt wird, sondern die Gruppe die Entscheidung mehrfach verändern
kann.
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A11.2 Das Haus in der Müllerstraße9

Die Seminarteilnehmenden bekommen den Arbeitsauftrag, dass in der
»Müllerstraße« neue Häuser gebaut werden. Die Teilnehmenden sol-
len darauf achten, dass bei den neuen Bewohner_innen möglichst viele
unterschiedliche Lebenssituationen von Kindern berücksichtigt wer-
den. Dafür können auchVorgaben gemacht werden (in einerWohnung
lebt eine Wohngemeinschaft, in einer weiteren leben zwei Frauen mit
einem Kind …). Wenn ein ganzer Straßenzug gestaltet wird, könnten
neben Mietshäusern auch Eigenheime vorkommen. Die TN sollten
möglichst genau die Lebensumstände der Familien und Einzelpersonen
beschreiben und künstlerisch darstellen.

Im anschließendenGespräch können vertiefende Fragen zu den Le-
bensumständen der Personen an die Teilnehmenden gestellt werden.
Dabei können Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbeitet
werden.

Die »Müllerstraße« kann im weiteren Verlauf der Seminarwoche
weiter bearbeitet werden und es kann immer wieder Bezug darauf ge-
nommen werden.

A11.3 Reduktion10

Zu einem beliebigen Thema (Sexualität, Aids, Partnerschaft, Name der
Einrichtung …) wird eine Assoziationskette gebildet.
1. Gruppe ruft 16 Begriffe zum Thema, die auf ein Flipchart ge-

schrieben werden. Jeder zuerst gehörte Begriff gilt. Es wird nicht
gewertet.

2. Aus 1 und 2 wird wieder ein Begriff assoziiert, folgend aus 3 und
4, 5 und 6 usw. Es bleiben 8 Begriffe.

3. Aus diesen 8 Begriffen werden wieder zwei zu einem. Es bleiben
4 Begriffe.

9 Quelle: in Anlehnung an Jutta Hartmann (2008). In S. Timmermanns & E. Tuider
(2008). Sexualpädagogik der Vielfalt. Praxismethoden zu Identitäten, Beziehungen,
KörperundPrävention fürSchuleundJugendarbeit.Weinheim: Beltz Juventa, S. 47f.

10 Quelle: Seminar »Sexualität und Behinderung« an der HSMerseburg, Dozentin:
Petra Winkler (vgl. Gilbers/Winkler, 2006).
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4. Aus diesen 4 Begriffen werden 2.
5. Aus 2 wird ein Begriff.

A11.4 Zielscheibe11

Die Methode dient dazu, über die gewählten Begrifflichkeiten zu dis-
kutieren. Im Rahmen des Seminars kann sie als Einstieg dienen, über
die Erwartungen von Teilnehmenden an eine Freizeit ins Gespräch zu
kommen.

Dazu werden mehrere Zielscheiben mit je einem Begriff über-
schrieben (Beispiel: Freie Zeit, gutes Programm, Regeln, Freundschaf-
ten …).

Jede_r Seminarteilnehmer_in erhält einen Stift oder eine entspre-
chende Anzahl von Klebepunkten.

Die Klebepunkte werden je nach eigenem Empfinden der »Wich-
tigkeit« an die Stelle der Zielscheibe geklebt (Zentrum = am wichtigs-
ten, äußerer Ring = nicht so wichtig/unwichtig).

Abb. 2: Zielscheibe

11 Quelle: Seminar »Altersspezifische Sexualpädagogik – Methoden für die Ziel-
gruppe 10–14 Jahre« an der HS Merseburg, Dozent_in: Kathrin Gebhardt, Ken
Kupzok.
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A11.5 »Stop« – Übung zu Nähe und Distanz12

Die Seminarteilnehmenden werden in zwei Gruppen geteilt und stel-
len sich möglichst weit auseinander. Zwischen den einzelnen Personen
ist ausreichend Abstand. Es bilden sich gegenüberstehende Pärchen.
Nach jeder Aktion bleibt die jeweilig agierende Gruppe kurz stehen,
schaut sich um und geht anschließend wieder auf die Ausgangsposition
zurück. Es darf im Folgenden nicht gesprochen werden.
➢ A geht auf B zu. A bleibt irgendwann stehen, oder B sagt deutlich

STOP.
➢ B geht auf A zu. B bleibt irgendwann stehen, oder A sagt deutlich

STOP.
➢ A geht auf B zu. B hat die Augen geschlossen. A bleibt irgend-

wann stehen, oder B sagt deutlich STOP.
➢ B geht auf A zu. A hat die Augen geschlossen. B geht auf A zu. B

bleibt irgendwann stehen, oder A sagt deutlich STOP.
➢ A geht auf B zu. A hat dabei die Augen geschlossen. A bleibt ir-

gendwann stehen, oder B sagt deutlich STOP.
➢ B geht auf A zu. B hat dabei die Augen geschlossen. B geht auf A

zu. B bleibt irgendwann stehen, oder A sagt deutlich STOP.
➢ A geht auf B zu. B befindet sich in der Hocke. A bleibt irgend-

wann stehen, oder B sagt deutlich STOP.
➢ B geht auf A zu. A befindet sich in der Hocke. B geht auf A zu. B

bleibt irgendwann stehen, oder A sagt deutlich STOP.

Ziel: Jede_r kannGefühle wahrnehmen. Es gibt einGefühl für Körper-
grenzen, Autonomie, Integrität, Selbstbewusstsein (»was will ich, was
will ich nicht«). Das kann aberzogen werden (durch Zwang, Strafe,
aber auch Belohnung). Die Übung soll das Gefühl für etwas wollen/et-
was nicht wollen, für Nähe undDistanz, für dieWahrnehmung eigener
Grenzen und die Grenzen anderer aktivieren.

ImanschließendenGesprächkann/mussaufdas individuelleGrenz-
empfinden eingegangen und die Empfindungen der Teilnehmenden in
den einzelnen Situationen zur Sprache gebracht werden.Wichtig emp-

12 Quelle: Seminar »Sexuelle Gewalt« an der HS Merseburg, Dozent_in: Elke Lie-
back, Prof. Dr. Konrad Weller.
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finde ich bei der Übung, dass nicht gesprochen wird und der Austausch
darüber wirklich erst in der Auswertungsrunde stattfindet.

A11.6 Baummethode13

Für die Baummethode benötigt man einen im Vorfeld gemalten Baum.
Gut eignen sich dafürWachsmalstifte oder, wenn die Vorbereitungszeit
ausreichend ist, auch Fingerfarbe und eine Rolle Packpapier als Grund-
lage. So kann der Baum auch in einer entsprechenden Größe gemalt
werden.

Die Methode eignet sich als Rahmen für eine Tagesveranstaltung.
Im ersten Teil werden die Erwartungen und Fragen der Teilnehmenden
abgerufen, im zweiten Teil erhält die Leitung ein Feedback.

Teil 1
Jeder macht sich Notizen zu folgenden Fragestellung:
➢ Was möchte ich ernten? (Welche Fragen habe ich?) (orange)
➢ Auf welchem Grund stehe ich? (Welche Vorerfahrungen habe

ich?) (grün)

Das Vorstellen der eigenen Kärtchen kann mit der Namensvorstel-
lung verbunden werden. Dabei werden die orangenfarbenen Kärt-
chen in die Baumkrone gehängt (Früchte), die grünen Kärtchen im
Wurzelbereich.

Teil 2
Die Teilnehmenden schreiben auf Kärtchen zu folgenden Fragestellun-
gen ihr Feedback:
➢ Welche Früchte konnte ich ernten? (Erkenntnisgewinn) (rot)
➢ Welche Knospen sind nicht aufgegangen? (Was hat mir gefehlt?)

(gelb)
➢ Was möchte ich hier lassen? (weiß)

13 Quelle: Nach einer Methode aus dem Seminar »Sexualpädagogische Metho-
den für Jugendliche ab 14 Jahren« an der HS Merseburg, Dozent_in: Barbara
Trapp, Uwe Tüffers.
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Auch hier erfolgt die Auswertung im Plenum. Dabei können die Er-
kenntnisgewinne (rote Karten) in den Korb gelegt, die »Knospen« an
den Baum gehängt und die weißen Kärtchen im Wurzelbereich abge-
legt werden.

A11.7 Begriffe zur sexuellen Entwicklung (Zeitstrahl) –
Meilensteine der sexuellen Entwicklung

Die vorgeschlagenen Begriffe können auch mit den Entwicklungspha-
sen von Sigmund Freud und den Entwicklungsaufgaben nach Erik
H. Erikson und Robert H. Havighurst kombiniert werden.

Entwicklung der Geschlechtsteile die Eizellen beimMädchen
entstehen

Beginn der sinnlichen und
lustvollen Erfahrungen

erste Erektionen des Penis

Feuchtwerden der Scheide Sexualität ist von
Sinneserfahrungen geprägt

Hautkontakt sehr wichtig für die
Entwicklung

Mund als Lustorgan

Entdeckung des eigenen Körpers Lustempfinden durch Berührung
der Geschlechtsorgane

Interesse am Thema
Schwangerschaft

sich nackt zeigen

Genitalien werden zu
erogenen Zonen

Interesse am anderen Geschlecht,
Neugierde

Rivalitätsgefühl mit gleichge-
schlechtlichem Elternteil

es entwickelt sich
ein ausgeprägtes Schamgefühl

Entstehung vonMoral und
schlechtem Gewissen

Witze über Sexualität (Vulgär- und
Fäkalsprache) werden gemacht

scheinbare Unterbrechung der bis-
herigen sexuellen Entwicklung

Ausgestaltung der eigenen
Geschlechterrolle

überwiegend gleichgeschlechtliche
Freundschaften

sprachliche »sexualisierte«
Ausdrucksweise

Interesse am anderen Geschlecht
wächst wieder

erstes Verliebtsein mit großen
Gefühlen
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Beginn der körperlichen
Veränderungen beimMädchen

Becken bei Mädchen wird breiter

Brust beginnt sich zu entwickeln Schambehaarung bei
Mädchen wächst

WachstumsbeginnvonScheideund
Gebärmutter

großerWachstumsschub
bei Mädchen

volle Brustentwicklung Beginn der körperlichen Verände-
rungen bei Jungen

Peniswachstum erste Schambehaarung beim Jungen

erster pubertärer Längenwachs-
tumsschub beim Jungen

Ende des Längenwachstums
beim Jungen

Stimmbruch bei Jungen erste Menstruation (Menarche)

erste Samenzellen (Spermarche) Ablösung vom Elternhaus

körperliche Vergleiche mit anderen Unsicherheit im Umgang
mit anderen

Barthaare wachsen markanter Stimmwechsel
bei Jungen

Entwicklung eigener
Wertevorstellungen

das erste Mal

sich ausprobieren im Bezug auf
Sexualität

Familienplanung

Midlife-Crises Veränderung der Sexualität
(kann mehrfach vorkommen)

Wechseljahre Rentenbeginn

körperlicher Abbau geistiger Abbau

Ende der Sexualität bei der Frau Ende der Sexualität beimMann
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A11.8 Arbeitsblatt: »Ist das Kindeswohlgefährdung?«14

Gibt es hier gewichtige Anzeichen von Kindeswohlgefährdung?

14 Quelle: Schulungsmaterial der Evangelischen Jugend Stuttgart.
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Diese Fragestellungen lassen sich auch sehr gut als Soziometrieübungen
gestalten.Dafürwird eine Situation vorgelesen unddie Seminarteilneh-
mendenmüssen sich auf einer gedachten Linie positionieren, wobei das
eine Ende die absolute Kindeswohlgefährdung markiert und das ande-
re Ende die entgegengesetzteMeinung. Es kann ein Austausch über die
eigene Positionierung erfolgen.
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  Junge Frauen stehen mit ihrem Kör-

pergefühl und sexuellem Erleben im 

Spannungsfeld individuell biografi scher 
Erfahrungen und gesellschaftlicher Idea-
le. Sie besitzen in der heutigen Zeit ein 

ausgeprägtes Körperbewusstsein, doch 
statt körperlichen Wohlbefi ndens stehen 
oft kritische Selbstbewertung und Kont-
rolle im Vordergrund. Körperorientierte 

Methoden stärken über sinnlich-konkre-
te Selbsterfahrung die Körperwahrneh-

mung und erweitern sexuelle Fähigkeiten 

und Potenziale.

Julia Sparmann verbindet erprobte 

Methoden aus Körperpsychotherapien, 
dem sexualtherapeutischen Ansatz Sexo-
corporel und Tantra zu einem Konzept 
körperorientierter Herangehensweisen 

für die Sexuelle Bildung. Ressourcen-
orientiert werden die Hintergründe der 

Ansätze refl ektiert und im Sinne einer 
emanzipatorischen Sexuellen Bildung 
modifi ziert. Es wird deutlich, dass die 
Vermittlung der komplexen Zusam-

menhänge zwischen Atem, Muskeltonus 
und Bewegung sowie die Betonung eines 

achtsamen Körperzugangs dabei eine 
große Bereicherung darstellen.
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